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Harmagedon

Das immer schneller anwachsende und sich stets wiederholende
Konfrontationsszenario zwischen den am Syrienkonflikt aus
unterschiedlichen Gründen beteiligten Großmächten USA und Rußland
droht sich, orientiert an gegenseitiger Bezichtigungspropaganda um
angebliche oder tatsächliche Giftgasangriffe, zunehmend zu
verselbständigen und sich dem Anspruch und den Möglichkeiten ihres
taktisch-diplomatischen Gebrauchs vollends zu entwinden.

Bei der heftiger werdenden und bereits fortgeschrittenen Eskalation
anläßlich der von allen Beteiligten induzierten syrischen Kriegslage
scheint den Akteuren der Zugriff auf das notwendige Bremsvermögen am
Beispiel eines weltkriegsgefährdenden Zusammenstoßes der globalen
Großmächte fast verlorengegangen zu sein.

Eine sich selbst erfüllende Prophezeiung, welche die letzte große
Schlacht zwischen den Himmelskräften und den Kräften des Bösen
voraussagt und die im Nahen Osten, speziell in Palästina, ihren Anfang
nehmen wird, gestützt auf den in der Offenbarung des Johannes im Neuen
Testament verwendeten Begriff Harmagedon, würde auf perverse Art und
Weise plötzlich Realität werden.

Gerade den religiösen Phantasien und intensivsten Träumen
tiefgläubiger Christengemeinschaften in der ganzen Welt stellt sich
die Frage nach dem Wohl und Wehe der restlichen Menschheit in
Anbetracht ihres sehr speziellen christlichen Erlösungsglaubens eher
nicht, insbesondere wenn dann noch das Jüngste Gericht mit im Spiel
ist.

Ist denn in einer solchen Gemengelage die Menschheit dazu verdammt,
jenes bizarre Schicksal aus Gottes Hand, heiß serviert von den
Vereinigten Staaten von Amerika, die ausschließlich ihren eigenen
Interessen Rechnung tragen, am Ende des Tages einfach nur hinzunehmen?

Schattenblick-Redaktion


13. April 2018
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AKTION/7139: Kassel - "Augen auf!" - Kasseler Museumsnacht am 1. September 2018


"Augen auf!" - Kasseler Museumsnacht am 1. September 2018



Nach der traditionellen Pause im documenta-Jahr findet die Kasseler
Museumsnacht am 1. September 2018 wieder statt. Das teilte
Kulturdezernentin Susanne Völker jetzt mit. Rund 40 Museen und
Kultureinrichtungen öffnen ihre Türen zwischen 17 und 1 Uhr und laden
zu einem Besuch ein. Ein attraktives Programm mit über 350
Einzelveranstaltungen, darunter Ausstellungen, geführte Rundgänge,
Aktionen, Filme, Performances und das Forscherspiel für Kinder machen
die Museumsnacht zu einem Erlebnis für alle Generationen.

Das Motto lautet in diesem Jahr "Augen auf!". Es gibt viel zu
entdecken bei der Kasseler Museumsnacht: Erstmals ist das sanierte
Hessische Landesmuseum wieder dabei, das mit eindrucksvoll gestalteten
Schauräumen die Nordhessische Geschichte aus unterschiedlichen
Blickwinkeln erfahrbar macht. Aber auch die Grimmwelt, das Stadtmuseum
oder die Neue Galerie überzeugen mit zeitgemäßen Inszenierungen. Hinzu
kommen die traditionellen Museumsstandorte auf dem Parcours wie das
Schloss Wilhelmshöhe oder das Naturkundemuseum, die zu den beliebten
Zielen gehören. Zahlreiche Ausstellungshäuser, Galerien und junge
Initiativen beleben die Nacht mit ihrem Programm.

Das Spektrum reicht von Kunst, Literatur, Karikatur und Comic bis zu
Kulturgeschichte Naturkunde oder Technik. Eine kulturelle Vielfalt,
die staunen lässt und für anregende Begegnungen sorgt. Illuminierte
Fassaden, gastronomische Inseln und Musik im Freien sorgen für die
richtige Atmosphäre in der langen Spätsommernacht.

Das detaillierte Programm wird ab Mitte August 2018 in einem
kostenlosen Programmheft und auf der Webseite www.museumsnacht.de
veröffentlicht.

Das MuseumsnachtTicket für neun Euro / ermäßigt sechs Euro ist
Eintrittskarte und Fahrkarte in einem. Es gilt für einen Erwachsenen
mit bis zu drei Kindern unter zwölf Jahren und ermöglicht die Fahrt am
1. September 2018 im gesamten NVV-Gebiet von 13 Uhr bis
Betriebsschluss.

Weitere Infos unter: www.museumsnacht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. April 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. April 2018 
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KURSUS/4954: Herten - Französisch für die Reise, 4 Termine vom 20.-28.4.


Französisch für die Reise



Ob bei der Buchung eines Zimmers, beim Einkauf oder bei der Begegnung
mit Menschen: Ein paar Sätze können Türen öffnen. Interessierte
erlernen im Kurs Grundkenntnisse der französischen Sprache und
erhalten einen Einblick in die Landeskultur. Dieser Kurs richtet sich
an Interessierte ohne Vorkenntnisse. Die VHS stellt die Unterlagen für
den Kurs zur Verfügung.

7505

 Blandine Marie Blömker

 Freitag, 20. April 2018, 17 - 20.15 Uhr,

 Samstag, 21. April 2018, 10 - 13.15 Uhr,

 Freitag, 27. April 2018, 17 - 20.15 Uhr,

 Samstag, 28. April 2018, 10 - 13.15 Uhr,

 4 Termine (16 UStd)

 VHS-Haus (Kaminraum)

 60 Euro (erm. 39 Euro / HP 30 Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich -
online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

Auskunft: VHS Herten, Resser Weg 1, 45699 Herten, Tel.: (0 23 66) 303
510, www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. April 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. April 2018 
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KURSUS/4953: Bielefeld - Dänisch für die Reise vom 20. bis 22. April 2018


Dänisch für die Reise



Bielefeld (bi). Am Wochenende vom 20. bis zum 22. April bietet die
Volkshochschule in der Ravensberger Spinnerei den Kurs "Dänisch für
die Reise" an. Im Kompaktformat wird an drei Tagen ein schneller
Einstieg in die dänische Sprache vermittelt. Das Angebot richtet sich
an Sprachinteressierte ohne oder mit geringen Vorkenntnissen.
Informationen und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon
(0521) 51 68 11.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 13. April 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MELDUNG/896: Berlins MieterInnen senden ein deutliches Signal an die Politik und Spekulanten (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Berlins MieterInnen senden ein deutliches Signal an die Politik
und Spekulanten

Von Reto Thumiger, 15. April 2018






[image: Demonstranten passieren musizierend den ehemaligen US Army Checkpoint - Bild: © Magaly Navarrete]

Bild: © Magaly Navarrete



Berlin - 15.04.2018. 4000 Teilnehmende haben die Organisatoren der
Demonstration "Gemeinsam gegen Verdrängung und Mietenwahnsinn" [1]
angemeldet. Berlin mobilisierte jedoch eine veritable
Großdemonstration mit 25.000 Teilnehmenden und zeigte so der Politik
und den Immobilienhaien, auf was sie sich in den nächsten Jahren
gefasst machen können, wenn die Mietpreissteigerung und die
Verdrängung so weiter geht.

Über 200 meist lokale Organisationen, Gruppierungen und Initiativen
habe sich für die Aktionswoche zusammengeschlossen, die am Samstag mit
einer Großdemonstration zu Ende ging. Dass sich in Berlin so viele
Initiativen zusammenraufen und auf eine gemeinsame Demo einigen
konnten, grenzt schon fast an ein Wunder und zeigt wie stark der
soziale Druck wirklich ist.

Die bunte Durchmischung und die Vielfalt der Demonstrierenden zeigte
ebenfalls, dass es sich hier nicht um die Sorgen einer bestimmten
sozialen Schicht geht oder dass die "Autonomen Berlins" mal wieder
mobil machen. Die Demo, friedlich und kreativ, war so bunt wie die
Berliner Mischung und bestand aus RentnerInnen, Eltern mit Kindern,
Jugendlichen, Menschen mit Behinderungen und Menschen der LGBT
Community, ArbeiterInnen, Obdachlosen, Hipster, und Hartz
IV-Empfängern.


Forderung nach einem radikalen Kurswechsel in der Wohnungs-
und Mietenpolitik

Im Aufruf zur Demo "Gemeinsam gegen Verdrängung und Mietenwahnsinn"
heisst es: "In Berlin werden Menschen durch steigende Mieten
verdrängt. Mietwohnungen werden in Eigentum umgewandelt.
Nachbarschaften werden zerstört. Soziale Einrichtungen und
Gewerbetreibende finden keine bezahlbaren Räume mehr. Die
Obdachlosigkeit wächst. Rassismus und Diskriminierung erschweren
zusätzlich die Wohnungssuche. Selbst am Stadtrand gibt es kaum noch
bezahlbaren Wohnraum. 74% sehen in den hohen Wohnkosten eine Gefahr,
die Wohnung zu verlieren oder zu verarmen. Fast die Hälfte der
Berliner Mieter*innen befürchtet, sich in den nächsten zwei Jahren die
Wohnung nicht mehr leisten zu können."

Diese Misere hat System, wird von Politik und Wirtschaft gefördert und
basiert auf dem Prinzip Profit vor Menschen und dem Bestreben alle
Bereiche des Lebens dem Profitdenken zu unterwerfen.

Die Mehrheit der BewohnerInnen in Berlin wollen eine solidarische
Stadt,

- die kein Geschäftsmodell ist, sondern Lebensraum für Alle -
unabhängig z.B. von Herkunft, Sprache, Alter, Behinderung oder
Einkommen,

- in der die Häuser fürs Wohnen und nicht für den Profit gebaut
werden,

- in der Menschen nicht mehr in Notunterkünften und Heimen leben
müssen,

- und in der Wohnraum Allgemeingut wird.

Da die Demokratie zunehmend auch in diesem Land zur Farce wird, ist es
notwendig jedes einzelne Grundrecht friedlich auf der Straße zu
erkämpfen.


Anmerkungen:

[1] https://www.tagesspiegel.de/themen/podcasts/fuenf-minuten-berlin-mietenwahnsinn-in-berlin/21170492.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FIAN





MELDUNG/155: EU und Deutschland versuchen, UN-Erklärung für Rechte von Kleinbauern zu verwässern


Fian - Pressemitteilung vom 16.04.2018

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Zivilgesellschaftliches Bündnis alarmiert: 

EU und Deutschland versuchen, UN-Erklärung für Rechte von Kleinbauern zu
verwässern



(Bad Honnef-Rhöndorf, Berlin, Hamm, Köln, 16.04.2018) Bei der letzten
Verhandlungsrunde einer Arbeitsgruppe des Menschenrechtsrats vom 9. bis 13.
April 2018 haben die EU und Deutschland eine Erklärung für die Rechte von
Kleinbauern und Kleinbäuerinnen und anderen Menschen, die in ländlichen
Regionen arbeiten, torpediert. Sie weigern sich, grundlegende Rechte von
Kleinbauern und Kleinbäuerinnen anzuerkennen. Ein zivilgesellschaftliches
Bündnis aus Bauernorganisationen, entwicklungspolitischen und
Menschenrechtsorganisationen schlägt Alarm und fordert stattdessen die EU
und Deutschland auf, sich für eine Erklärung einzusetzen, die die Rechte
der ländlichen Bevölkerung stärkt. Die Erklärung wird voraussichtlich im
Juni 2018 dem Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen zur Annahme
vorgelegt.

"Leider hat sich die Bundesregierung nicht direkt in die Verhandlungen
eingebracht, sondern hat sich von der EU vertreten lassen. Diese brachte
vor allem Vorschläge ein, die die Wirkkraft der Erklärung schwächen
würden", resümiert FIAN-Referentin Gertrud Falk das Verhalten der EU und
Deutschlands in Genf. Die EU weigere sich bisher, grundlegende Rechte von
Kleinbauern und Kleinbäuerinnen anzuerkennen, wie zum Beispiel das Recht
auf Saatgut, das Recht auf Land oder auf eine gesunde Umwelt, obwohl diese
Rechte Voraussetzung für die Verwirklichung anderer Menschenrechte dieser
Bevölkerungsgruppe seien. "Denn ohne Land und ein funktionierendes
Ökosystem kann keine Nahrung angebaut werden", kritisiert Falk. "Das Recht
auf angemessene Nahrung hängt unmittelbar von diesen beiden Rechten ab".
Darüber hinaus habe die EU gemeinschaftliche Rechte abgelehnt. "Kleinbauern
leben und arbeiten in vielen Regionen der Welt als Gemeinschaft und pflegen
auch ihre natürlichen Ressourcen gemeinschaftlich. Rechte werden ihnen oft
als Gemeinschaft streitig gemacht und müssen deshalb auch als
gemeinschaftliche Rechte geschützt werden", ergänzt Falk. Auch in vielen
Gebieten Europas werden Weideland, Wasserquellen sowie Fischgründe
gemeinschaftlich genutzt.

"Wir Bauern und Bäuerinnen kultivieren seit Jahrtausenden Saatgut und
garantieren damit eine Sortenvielfalt, die für nährstoffreiche
Nahrungsmittel, biologische Vielfalt und Anpassungen an Klimaveränderungen
sorgt. Dennoch will die EU unser Recht auf Saatgut nicht anerkennen",
prangert Bäuerin Paula Gioia, die für die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL) mit am Verhandlungstisch saß, das EU-Verhalten an.
"Die Agrarindustrie treibt überall auf der Welt die Vereinheitlichung von
Landwirtschaft und Nahrungsmitteln voran. Dazu reißt sie zunehmend die
Kontrolle über die landwirtschaftlichen Grundlagen wie Land, Wasser und
Saatgut an sich. Staaten lassen dies zu und begünstigen es sogar durch ihre
Politik. Unser Recht auf Ernährungssouveränität muss dagegen geschützt
werden", fordert Gioia. "Dazu braucht es dringend die Unterstützung auch
der Bundesregierung und der EU für eine starke UN-Erklärung."

Hintergrund der UN-Erklärung sind die weltweit zunehmenden
Menschenrechtsverletzungen und Diskriminierungen der ländlichen
Bevölkerung. Unter Leitung von Bolivien diskutierten Vertreter*innen von
Regierungen, Kleinbauernverbänden und zivilgesellschaftlichen
Organisationen die 28 Artikel und die Präambel des aktuellen Entwurfs der
Erklärung. Unterstützt wurden sie dabei von Völkerrechtler*innen und
anderen Expert*innen. Als Mitglieder eines breiten zivilgesellschaftlichen
Bündnisses haben Vertreter*innen der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL) und von FIAN an den Verhandlungen teilgenommen.


Die Pressemitteilung wird getragen von: Aktionsgemeinschaft
Solidarische Welt e.V. (ASW), Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft
(AbL), Forschungs- und Dokumentationszentrum Chile-Lateinamerika (FDCL),
FIAN Deutschland, INKOTA-netzwerk,Internationaler Verband Katholischer
Ländlicher Erwachsenenbewegungen (FIMARC) und TransFair e.V.



Bäuerliche Rechte stärken - weltweite Diskriminierungen stoppen! Für die
UN-Erklärung der Rechte von Kleinbauern und -bäuerinnen und anderen
Menschen, die in ländlichen Regionen arbeiten: Ein zivilgesellschaftliches
Positionspapier von April 2018, zu finden unter diesem Link: 

http://bit.ly/2q63SDk

Die Webseite zur Sitzung der Arbeitsgruppe des UN-Menschenrechtsrats finden
Sie hier: 

http://www.ohchr.org/EN/HRBodies/HRC/RuralAreas/Pages/5thSession.aspx

Den aktuellen Entwurf der UN-Erklärung finden Sie hier: 

http://bit.ly/2GImHDa

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. April 2018

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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ATTAC/1898: Wissenschaftlicher Beirat - Wir verurteilen die Ausweitung der verbrecherischen Kriegspolitik


ATTAC - Berlin den 15.04.2018

Mitglieder des Wissenschaftlichen Beirats von Attac Deutschland erklären:

Wir verurteilen die Ausweitung der verbrecherischen Kriegspolitik
von USA, Großbritannien und Frankreich auf dem syrischen
Territorium mit Zustimmung der Bundeskanzlerin



Die massive Schuldzuweisung der USA und ihrer Verbündeten an die
Adresse der syrischen und russischen Präsidenten Assad und Putin nach dem
mutmaßlichen Giftgaseinsatz im syrischen Duma sowie die jüngsten
Militäreinsätze, verbunden mit der Kriegsdrohung des US-Präsidenten Trump
gegen Russland erwecken den Eindruck einer von langer Hand geplanten
Inszenierung zur Vorbereitung eines in letzter Konsequenz gegen Russland
gerichteten Krieges, der in einen unkontrollierbaren globalen Flächenbrand
einzumünden droht.

Wir sind äußerst empört und besorgt über den verantwortungslosen Umgang
nicht zuletzt der Bundesregierung angesichts ihrer leichtfertigen
Unterstützung der Position der Regierungen in Großbritannien, Frankreich
und den USA. Anstatt auf diese mäßigend Einfluss zu nehmen, gießt sie Öl in
das Feuer.

Wir erklären: Giftgaseinsätze sind Kriegsverbrechen. Diese müssen vor dem
Haager Tribunal mit entsprechenden Konsequenzen verhandelt werden. Jedwede
kriegerische Handlungen auf Grund von Mutmaßungen durch einen Staat oder
ein Bündnis von Staaten stellen selbst ein Kriegsverbrechen dar. Sie
gehören ebenfalls vor das UN-Kriegsverbrecher-Tribunal.

Wir verurteilen die Haltung der deutschen Bundesregierung im aktuellen
Konflikt:

- Es ist politisch unverantwortlich, dass die Bundeskanzlerin und der
Außenminister sich im Skripal-Fall die Schuldzuweisungen der britischen
Regierung gegen Russland zu eigen gemacht haben.

- Es ist ein Skandal, wenn der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses im
Bundestag, Norbert Röttgen, öffentlich und bisher unwidersprochen kundtut,
dass "Unschuldsvermutung und rechtstaatliche Verfahren nur für
innerstaatliche Strafverfahren" gelten und "die Übertragung
rechtsstaatlicher Grundsätze auf internationale Beziehungen wirklich
Unsinn" sei. Herr Röttgen wirft damit sämtliche auf Grund der
Nazi-Kriegsverbrechen entwickelten UN-Regeln, -Verfahren und
-Institutionen, wie den Haager Gerichtshof und die Menschenrechtkonvention,
ja das Völkerrecht insgesamt, über Bord.

- Es ist nicht nachvollziehbar, wenn Frau Merkel sich faktisch hinter
Trump, den unberechenbaren US-Präsidenten, stellt und behauptet, "die
Evidenz, dass dort Chemiewaffen eingesetzt wurden," sei "sehr, sehr klar
und sehr deutlich", um dann indirekt Assad und Putin für den angeblichen
Giftgaseinsatz in Syrien verantwortlich zu machen. Es ist nicht hinnehmbar,
dass sie die Mitwirkung der Bundesrepublik an einem völkerrechtswidrigen
Angriffskrieg ankündigt.

- Wir verlangen von der Bundesregierung, sich von der Politik der
Regierungen in Großbritannien, Frankreich und den USA, die den Weltfrieden
aufs Äußerste bedrohen, klar zu distanzieren und deutsche AWACS-Flugzeuge
im Rahmen der USgeführten "Anti-IS-Allianz" sofort zurückzubeordern.

- Wir fordern die Bundesregierung und das deutsche Parlament eindringlich
auf, die Rüstungsausgaben unter keinen Umständen zu erhöhen und darauf
hinzuwirken, dass der NATO-Beschluss zu ihrer Erhöhung auf zwei Prozent des
Bruttoinlandsprodukts ersatzlos zurückgenommen wird.


UnterzeichnerInnen siehe unter:

http://www.attac.de/fileadmin/user_upload/Gremien/Wissenschaftlicher_Beirat/Beitrag_Kriegsverbrechen_in_Syrien_April_2018.pdf

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/249: Friedensbewegung verurteilt völkerrechtswidrigen Angriff auf Syrien (Bundesausschuss Friedensratschlag)


Bundesausschuss Friedensratschlag - 15. April 2018

Friedensbewegung verurteilt völkerrechtswidrigen Angriff auf
Syrien


Bundesregierung soll sich distanzieren und die Bundeswehr abziehen!

Beziehungen zu Russland entspannen! Abrüsten statt Aufrüsten!

Friedensbewegung zu Protesten aufgerufen!



Anlässlich des Luftangriffs führender NATO-Staaten auf Syrien erklären die
Sprecher des Bundesausschusses Friedensratschlag Lühr Henken (Berlin) und
Willi van Ooyen (Frankfurt am Main) in einer ersten Stellungnahme:

Ohne dass gesicherte Erkenntnisse über den Einsatz chemische Kampfstoffe in
Douma vorliegen, haben US-amerikanische, französische und britische
Marine- und Luftstreitkräfte in der Nacht auf den 14. April 2018 über 100
Raketen und Marschflugkörpern auf staatliche syrische Ziele abgefeuert.

Obwohl die Beratungen im UN-Sicherheitsrat nicht abgeschlossen waren,
erteilten die Staatsoberhäupter der USA, Frankreichs und Großbritannien den
Einsatzbefehl. Weder lag ein Angriff auf diese Staaten vor, der
Selbstverteidigungsmaßnahmen gerechtfertigt hätte, noch ein Mandat des
UN-Sicherheitsrats. Die Handlungen dieser drei westlichen
UN-Sicherheitsratsmitglieder haben das Völkerrecht gebrochen. Donald Trump,
Emmanuel Macron und Theresa May müssen dafür angeklagt werden - ebenso wie
die Täterschaft des mutmaßlichen Chemiewaffenangriffs auf Douma
strafrechtlich verfolgt werden muss.

Die Bundesregierung hat sich gegen eine militärische Beteiligung an einen
Angriff auf Syrien ausgesprochen. Die Bundesregierung muss den
völkerrechtwidrigen Angriff verurteilen. Wir fordern, dass die Bundeswehr
aus der Region unverzüglich abgezogen wird.

Wir verlangen von der Bundesregierung zu unterbinden, dass militärische
Einrichtungen auf deutschem Territorium von NATO-Verbündeten für
völkerrechtswidrige Angriffshandlungen genutzt werden.

Wir sehen mit sehr großer Sorge, dass das Völkerrecht als Eckpfeiler der
internationalen Beziehungen durch Kriegshandlungen westlicher Staaten
fortgesetzt verletzt wird. Um hier nur die gravierendsten Beispiele zu
nennen: Der NATO-Angriffskrieg gegen Jugoslawien 1999, der
US-amerikanisch-britische Angriffskrieg gegen den Irak 2003, die
Marschflugkörperangriffe der USA auf das syrische Al-Schairat am 7.4.2017
und jetzt wieder. Es bedarf seitens der Bundesregierung großer
Anstrengungen, das Verhältnis zu Russland zu entspannen, eine
gleichberechtigte Beziehung aufzubauen, um die Kontroversen konstruktiv zu
lösen. Wir brauchen Abrüstung statt Aufrüstung.

Wir fordern die Friedensbewegung weiter auf, ihre Proteste auf die Straße
zu tragen, um ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen.

Lühr Henken

Willi van Ooyen 

 * 

Quelle:

Bundesausschuss Friedensratschlag

Germaniastraße 14, 34119 Kassel

Telefon: 0561-93717974

E-Mail: bundesausschuss@friedensratschlag.de

Internet: www.friedensratschlag.de
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STELLUNGNAHME/122: Rote Hilfe e.V. weist Verbotsforderung als Populismus zurück (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 16.04.2018

Rote Hilfe e.V. weist Verbotsforderung als Populismus zurück



Im einem aktuellen Artikel (Bewarder, M.: "Extrem links und stark
wachsend", Welt online, 14.04.2018 [1]) stellt Armin Schuster, Obmann der
CDU im Innenausschuss, die Forderung nach einer Prüfung des Verbotes der
Roten Hilfe e.V. auf. Als Begründung wird ein angeblich
"rechtsstaatsfeindliches Verhalten" angeführt.

Hierzu erklärt Heiko Lange, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V.:

"Dieser neuerliche Angriff auf unseren Verein ist purer Populismus. Die
Rote Hilfe e.V. ist seit vielen Jahren Teil der politischen Landschaft in
der BRD. Wir sind unbequem, weil wir politische Justiz gegen Linke
thematisieren und gegen Polizeigewalt eintreten, die es ja angeblich nicht
geben soll. Wer aber an Demonstrationen teilnimmt, weiß, dass sie zum
Alltag linker Aktivst*innen gehört.

Darüber hinaus wird von konservativer Seite gerne ein Schreckensbild über
unseren Verein gezeichnet, der mit der Realität nichts zu tun hat. Die Rote
Hilfe e.V. ist ein offener, pluraler Verein für alle linken Initiativen und
sozialen Bewegungen. Wir geben Hilfestellung im Fall von
Ermittlungsverfahren oder Verurteilungen. Zum Beispiel vermitteln wir
Anwält*innen oder leisten finanzielle Unterstützung, damit Aktivist*innen
nach einem langwierigen Verfahren nicht vor dem Ruin stehen. Angesichts der
repressiven Verhältnisse ist die Arbeit der Roten Hilfe e.V. folgerichtig
und notwendig, nicht extremistisch. Erst vor Kurzem haben wir erfolgreich
erwirken können, dass uns der Bremer Verfassungsschutz nicht als
gewaltorientiert bezeichnen darf. "

Vielfach wurde der Roten Hilfe e.V. vorgeworfen, sich nicht von der Gruppe
Rote Armee Fraktion (RAF) zu distanzieren. Dies wird als angeblicher Beleg
für ihre Verfassungsfeindlichkeit angeführt.

"Die RAF existiert seit über 20 Jahren nicht mehr. Sie wird medial nur noch
aus dem Hut gezaubert, wenn die Verkaufszahl einer Zeitung gesteigert und
Angst erzeugt werden soll, so auch im Fall von Burkhard Garweg, 
Ernst-Volker Wilhelm Staub und Daniela Klette. Eine provokative Reaktion darauf,
wie im Editorial unserer Vereinszeitung vor über zwei Jahren, ist von der
Pressefreiheit gedeckt.

Die Rote Hilfe e.V. tritt gestern wie heute gegen die als Weiße Folter
international geächtete Isolationshaft für alle politischen Gefangenen ein.
Diese trifft heute vor allem oppositionelle kurdische und türkische linke
Exil-Politiker*innen, die nach ihrer Flucht aus der Türkei hierzulande
eingesperrt werden. Diesen und allen anderen politischen Gefangenen gilt
unsere Solidarität und wir fordern ihre Freilassung.

Damit machen wir uns seit Bestehen des Vereins weder ein politisches
Programm zu eigen noch unterstützen wir Organisationen insgesamt. Wir
treten aber für die Rechte von angeklagten oder inhaftierten politischen
Aktivist*innen und gegen Organisationsverbote ein.", so Lange weiter.

"Unser Verein verteidigt demokratische Grundrechte und streitet für deren
Erhalt und Ausbau. So sind wir konsequent gegen jede Polizeigesetz- oder
Asylrechtsverschärfung, fordern mehr Datenschutz und ein Ende von
Überwachung. Auch der politische Kampf um den Erhalt der Pressefreiheit ist
ein wichtiges Thema in unserer Arbeit. So haben wir für die Freilassung von
Deniz Yücel und Mesale Tolu gefochten und fordern nun die sofortige
Freilassung des vorgestern in Istanbul verhafteten Journalisten Adil
Demirci.

Unsere Mitgliedschaft wächst zum einen, weil viele Menschen zurecht besorgt
sind angesichts der staatlichen Repression wie anlässlich des G20-Gipfels
oder dem starken gesellschaftlichen Rechtstrend. Zum anderen, weil es
vielfältige Beteiligungsmöglichkeiten für eine breit gefächerte
Solidaritätsarbeit bei uns gibt. Wir bedanken uns bei allen Spender*innen
und Mitgliedern für ihr Engagement", so Lange abschließend.


Link zu dem Artikel "Extrem links und stark wachsend"

www.welt.de/politik/deutschland/article175430458/Rote-Hilfe-Armin-Schuster-CDU-will-Vereinsverbot-pruefen-lassen.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16.04.2018

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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STELLUNGNAHME/121: Gruppe Lampedusa zu dem schrecklichen Verbrechen am Jungfernstieg (Flüchtlingsrat Hamburg)


Flüchtlingsrat Hamburg - 14. April 2018

Lampedusa in Hamburg

Pressemitteilung der Lampedusa-Gruppe über das schreckliche Verbrechen
am Jungfernstieg am 12. April 2018



Zu der aktuellen Nachricht, dass ein ehemaliges Mitglied von Lampedusa in
Hamburg die Mutter seines Kindes und das Kind getötet hat, erklären wir,
Lampedusa in Hamburg: Wir verurteilen diesen brutalen Akt auf das
schärfste.

Es bricht uns das Herz, auch nur über diese inakzeptable Tat zu sprechen.
Niemand hat das Recht, einem anderen Menschen das Leben zu nehmen, egal
unter welchen Bedingungen. Wir benutzen dieses Medium, um jede Art von
Gewalt gegen Frauen und Kinder überall auf der Welt zu verurteilen und
abzulehnen.

Wir senden unser aufrichtiges Beileid an die Hinterbliebenen und die direkt
oder indirekt Betroffenen.

Der Täter war tatsächlich Mitglied der Gruppe bis 2014, bevor er einen
Asylantrag stellte. Seitdem wurde er weniger aktiv und verließ schließlich
die Gruppe, so dass wir bis zu diesem schrecklichen Vorfall nichts mehr von
ihm gehört haben.

Als eine politische Bewegung, die gegen alle Formen von Rassismus kämpft,
stellen wir, Lampedusa in Hamburg, uns mit aller Kraft gegen diejenigen,
die diesen unglücklichen und bedauerlichen Vorfall nutzen wollen, um die
Gruppe zu verteufeln oder zu diskreditieren. Wir stehen für Gerechtigkeit
und Achtung der Menschenrechte.

Lampedusa in Hamburg

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Hamburg e.V.

Nernstweg 32-34, 3. Stock, 22765 Hamburg

Telefon: (040) 43 15 87, Fax: (040) 430 44 90

Bürozeiten:

Mo. 10.30 - 14.30, Di. 17.00 - 19.00, Do. 15.00 - 19.00

E-Mail: info@fluechtlingsrat-hamburg.de

Internet: www.fluechtlingsrat-hamburg.de
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AUSSICHTEN/8248: Und morgen, den 17. April 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 17.04.2018 bis zum 18.04.2018 +++






[image: Jean-Luc 8248 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]
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MARKT/186: Milchmarkt - Interventionsbestände schnell und marktunschädlich abbauen (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 12. April 2018

Milchmarkt: Interventionsbestände schnell und marktunschädlich
abbauen

Milchbauernpräsident Karsten Schmal appelliert an EU-Agrarkommissar
Phil Hogan



"Nach der Milchpreiskrise der Jahre 2015 und 2016 befinden sich
derzeit in der Europäischen Union rund 380.000 Tonnen Magermilchpulver
in den öffentlichen Lagerbeständen. Diese belasten den Milchmarkt."
Das betonte der Milchbauernpräsident des Deutschen Bauernverbandes
(DBV), Karsten Schmal, im Gespräch mit EU-Agrarkommissar Phil Hogan in
Brüssel.

Magermilchpulver werde bereits deutlich unterhalb des
Interventionspreisniveaus gehandelt, verdeutlichte Schmal gegenüber
Hogan. "Das schlägt sich auf die Erzeugerpreise nieder", mahnte der
Milchbauernpräsident und verwies auf praktikable Vorschläge der
französischen Regierung zum beschleunigten Abbau der Lagerbestände.
"Der Ball liegt nun im Feld der EU-Kommission. Die EU-Mitgliedstaaten
haben realistische Optionen zum beschleunigten Abbau der Lagerbestände
aufgezeigt, erläuterte Schmal.

"Die EU-Kommission sollte die Möglichkeit schaffen, dass aus den
öffentlichen Lagerbeständen auch frischere Ware wieder auf den Markt
gelangen kann", so Schmal. Diese hätte für die Ernährungswirtschaft
einen höheren Wert als Ware, die mittlerweile älter als zwei Jahre
ist. Eine weitere Maßnahme des französischen Vorschlages sehe die
Verwendung von Magermilchpulver als Eiweißquelle für die Tierernährung
vor. Entsprechend appellierte Schmal an Hogan, die finanziellen und
rechtlichen Möglichkeiten zu schaffen, um Magermilchpulver aus der
Intervention auch in Mischfuttermitteln einzusetzen. Auch die
vermehrte Abgabe an Bedürftige innerhalb der EU sollte aus Sicht des
Milchbauernpräsidenten geprüft werden. Diese Regelung werde derzeit
jedoch aufgrund ungünstiger Marktpreise nicht wahrgenommen, gab Schmal
zu bedenken, und schlug Hogan daher vor, die Möglichkeit zu schaffen,
Interventionsware zu verarbeiten und Lebensmittel direkt an Bedürftige
weiterreichen zu können. Die EU-Institutionen sollten ebenfalls in
Betracht ziehen, so ein weiteres Anliegen von Schmal, für
Krisenregionen in Drittstaaten die Lebensmittelversorgung mit
verarbeitetem Magermilchpulver aus der Intervention zu verbessern. Die
Vereinten Nationen haben vor kurzem signalisiert, dass Milchpulver aus
der EU als akute Nothilfe hochwillkommen sei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. April 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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AGRAR/1701: Verbände-Plattformen fordern Reform der EU-Agrarpolitik (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Gemeinsame Erklärung, Paris/Berlin, 16.04.2018

Verbände-Plattformen aus Frankreich und Deutschland fordern eine
nachhaltigere, solidarischere und gerechtere Reform der EU-Agrarpolitik



Berlin/Paris, 16.04.2018. Aus Anlass des EU-Agrarministerrates am heutigen
Montag, 16.04.2018, und in Erwartung der Kommissionsvorschläge zum
Mehrjährigen Finanzrahmen der EU haben Verbände-Bündnisse aus Deutschland
und Frankreich ihre Forderungen zur Zukunft der EU-Agrarpolitik (GAP) nach
2020 formuliert.[i] Sie erwarten von den Ministerinnen und Ministern, dass
sie sich in Brüssel für eine grundlegende Reform der Gemeinsamen
Agrarpolitik einsetzen. Die neue EU-Agrarpolitik müsse echte Lösungen für
die ernsthaften Probleme bei der Entwicklung bäuerlicher Betriebe sowie
beim internationalen Agrarhandel, in den Bereichen Umwelt-, Natur- und
Tierschutz, Gesundheit der Verbraucherinnen und Verbraucher sowie der
Bäuerinnen und Bauern bringen.

Gemeinsam werben die französische Verbände-Plattform "Pour une autre PAC"
(Für eine andere Gemeinsame Agrarpolitik der EU) und die deutsche Plattform
von Verbänden aus Umwelt- und Naturschutz, Landwirtschaft,
Entwicklungspolitik, Verbraucherschutz und Tierschutz für eine
ambitionierte Reform der EU-Agrarpolitik. Sie fordern die französischen
Minister für Landwirtschaft und Ernährung, Stéphane Travert, und für den
ökologischen und solidarischen Übergang, Nicolas Hulot, sowie die deutschen
Ministerinnen für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, und für
Umwelt und Naturschutz, Svenja Schulze, auf, sich im Rahmen der
Verhandlungen über die EU-Agrarpolitik nach 2020 für Folgendes einzusetzen:

• Alle Fördermittel sollen gemäß dem Grundsatz "Öffentliches Geld für
öffentliche Güter" vollständig dafür eingesetzt werden, die Landwirtinnen
und Landwirte für konkrete, gesellschaftlich gewünschte soziale,
ökologische sowie territoriale Leistungen im Zusammenhang mit der Erzeugung
gesunder und qualitativ hochwertiger Lebensmittel zu honorieren. Dazu
zählen insbesondere die Wiederherstellung der Biodiversität, Schutz der
Böden, der Gewässer und der Luft, des Klimas und der Menschengesundheit
sowie der Tierschutz. Dabei sind Ziele wie der Erhalt bäuerliche
Landwirtschaft und vielfältiger Agrarlandschaften besonders in
benachteiligten Gebieten, der Erhalt von Arbeitsplätzen in der
Landwirtschaft und im Lebensmittelhandwerk zu beachten. Diese Ziele müssen
mit einem systemischen Ansatz gedacht werden, in der allgemeinen Absicht,
lebendige und nachhaltige Gebiete zu schaffen.

• Zur Erreichung der Schutzziele ist jeweils ein festes Budget auf
EU-Ebene festzulegen. Für die Landwirtinnen und Landwirte sollte es nicht
nur einen Ausgleich von Mehrkosten geben, sondern auch ein positiver
Einkommenseffekt erreicht werden. Landwirtschaftliche Methoden und
Anbausysteme, die besonders umfassend zur Zielerreichung beitragen, wie der
ökologische Landbau, müssen auch in besonderer Weise durch die GAP gestützt
werden.

• Instrumente des einzelbetrieblichen Risikomanagements wie
Versicherungen sollten nicht mit öffentlichem Geld gefördert werden.
Stattdessen sind mehr Mittel zur Beratung der LandwirtInnen zur Reduzierung
der Risiken einzusetzen, beispielsweise durch die Diversifizierung der
Betriebe, Maßnahmen zum Schutz von Klima, Boden, Wasser und Biodiversität
sowie zur Stärkung der Erzeuger in der Wertschöpfungskette.

• Die bisherige starke Exportausrichtung der Agrar- und
Ernährungswirtschaft und der GAP ist eine wesentliche Ursache für die
zunehmenden Preisschwankungen und die entsprechenden Einkommensverluste der
landwirtschaftlichen Betriebe. Die GAP muss daher auf die wachsenden
Qualitätsanforderungen und Nachfrage nach gesunder und zugänglicher
Ernährung in der EU ausgerichtet werden und für einen fairen
internationalen Handel sorgen, der diese Qualitätskriterien achtet und
stärkt, ohne das Recht auf Nahrung und die landwirtschaftliche Entwicklung
des Globalen Südens zu behindern.

• Die strategischen GAP-Pläne der Mitgliedstaaten müssen so
aufgestellt werden, dass damit EU-weite Ziele und die notwendigen
Verbesserungen für Umwelt, Tierschutz, Landschaften, Bäuerinnen und Bauern
und für die ländliche Entwicklung erreicht werden. Die EU-Kommission muss
dazu in ihren Legislativvorschlägen konkrete soziale und ökologische
Mindestanforderungen an die GAP-Pläne vorgeben. Dafür sind ein
zielorientiertes Indikator-System sowie Kontrollen und Sanktionsmaßnahmen
gegenüber den Mitgliedstaaten zu entwickeln.

• Die für Umwelt- und Tierschutz, Gesundheit, Ernährung sowie für
Entwicklungspolitik zuständigen Ressorts sind bei der GAP-Planung auf den
Ebenen von EU, Mitgliedstaat und ggf. Regionen mitentscheidend einzubinden.
Die Beteiligung aller relevanten Akteure der Wirtschaft und
Zivilgesellschaft ist im Sinne des Partnerschaftsprinzips sicherzustellen.

Die Verbände erinnern ihre Ministerinnen Klöckner und Schulze und Minister
Travert und Hulot an die internationale Verantwortung der EU-Agrarpolitik.
Sie weisen darauf hin, dass die GAP entwicklungspolitische Ziele ebenso
erfüllen muss wie sie ambitioniert zur Erreichung der 
UN-Nachhaltigkeitsziele (SDG) beitragen muss. Deutschland und Frankreich haben
gerade nach dem EU-Ausstritt der Vereinigten Königreichs als Nettozahler
ihre solidarische Verantwortung gegenüber den anderen EU-Mitgliedstaaten zu
erfüllen, betonen die Verbände. Sie fordern Julia Klöckner und Stéphane
Travert auf, sich für eine zukunftsfähige Agrarpolitik zum Wohle der
Europäerinnen und Europäer ohne negative Auswirkungen auf die Länder des
Globalen Südens einzusetzen.


Anmerkung:

[i] Die deutsche Plattform verweist auf ihr im März 2018 veröffentlichtes
Positionspapier "Die EU-Agrarpolitik muss gesellschaftlichen Mehrwert
bringen" (www.bund.net/gap_stellungnahme). Die französische Plattform
verweist auf ihr im Dezember 2017 veröffentlichten Richtilinien "Un autre
PAACte entre les paysannes et la société".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. April 2018

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm

Telefon: 02381/49 22 20, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de
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FUNDSTÄTTEN/112: So könnte der Pharao ausgesehen haben - Weitere Teile der Kolossalstatue Psammetichs I. gefunden (idw)


Universität Leipzig - 13.04.2018

So könnte der Pharao ausgesehen haben - Weitere Teile der Kolossalstatue
Psammetichs I. gefunden



Bei neuen Grabungen in Kairo sind etwa ein Jahr nach dem
aufsehenerregenden Fund von Teilen der Kolossalstatue des berühmten
Pharaos Psammetich I. (664 v. Chr. bis 610 v. Chr.) weitere Teile der
riesigen Figur gefunden worden. Sie erlauben nun eine Rekonstruktion der
Skulptur.




[image: Grafik: © Christopher Breninek]

Visualisierung der Fragmente zur Kolossalstatue Psammetichs I.

Grafik: © Christopher Breninek



Ein ägyptisch-deutsches Team unter der Leitung von Dr. Dietrich Raue,
Kustos des Ägyptischen Museums - Georg Steindorff - der Universität
Leipzig und Dr. Aiman Ashmawy vom Ägyptisches Antikenministerium und in
Zusammenarbeit mit Prof. Dr. Kai-Christian Bruhn von der Hochschule Mainz
entdeckte auf dem Areal des Tempels von Heliopolis mehr als 4.500
Fragmente der Kolossalstatue Psammetichs I. Auf dieser Grundlage erstellte
Christopher Breninek, der an der Universität Leipzig Ägyptologie studiert,
eine neue Visualisierung der Kolossalstatue. Sie zeigt die ungewöhnliche
Armhaltung Psammetichs I.

"Wir haben es nicht für möglich gehalten, diese Statue aus dem ersten
Jahrtausend vor Christus noch so vollständig zusammenzubekommen", erklärt
Raue. Im Zentrum des Tempelbezirks konnten in diesem Jahr auch große
Reliefs eines Portals Ramses II. aus Quarzit geborgen werden. Gefunden
wurde auch ein bislang vollkommen unbekannter Portalbau mit einem Bildnis
des Sohns Ramses II., Merenptah. Zudem wurden in den vergangenen Wochen
weitere Basalt- und Granitblöcke in diesem Areal geborgen, darunter ein
Falkenfries aus dem Tempel Nektanebo I. (380 bis 363 v. Chr.).

"Die eigentlichen Bergungsarbeiten sind nun abgeschlossen. Mit den
ägyptischen Kollegen diskutieren wir derzeit die Möglichkeit einer
Rekonstruktion der Skulptur", berichtet Raue. Künftig sollen die Grabungen
in drei weiteren, gut 400 bis 600 Meter östlich der jetzigen Fundstelle
gelegenen Arealen fortgesetzt werden. Die Arbeiten sollen dann auch
Aufschluss über die spätere Nutzung des Tempels im 2. Jahrhundert v. Chr.
geben. Die Experten gehen davon aus, dass sich dort eine Wirtschaftsanlage
befand und sie noch zahlreiche Fragmente entsorgtem Tempelgutes freilegen
werden.


Weitere Informationen unter:

www.aegyptisches-museum.uni-leipzig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 13.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/403: Leipzig - Pergamon wiederbelebt! Die antike Residenzstadt in 3D, 21.04.-15.07.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Leipzig

Pergamon wiederbelebt! - Neue Ausstellung zeigt antikeResidenzstadt in 3D



Ab 19. April 2018 wird in einer neuen Ausstellung des Antikenmuseums
der Universität Leipzig die antike Residenzstadt Pergamon
wiederbelebt. Die Schau entstand in enger Zusammenarbeit mit dem
Deutschen Archäologischen Institut (DAI), Abteilung Istanbul, und dem
Lehrstuhl Darstellungslehre der Brandenburgischen Technischen
Universität Cottbus-Senftenberg (BTU).

In ihrem Mittelpunkt steht die von beiden Kooperationspartnern
erarbeitete virtuelle 3D-Rekonstruktion Pergamons. Neben einem
großformatigen Kunstdruck des 360-Grad-Pergamon-Panoramas des
Künstlers Yadegar Asisi zeigt die Ausstellung unter anderem auch
Grabungspublikationen und antike Quellen. Sie dokumentieren die
archäologisch-bauhistorische Arbeit und die erhaltenen Baureste.
Konzipiert wurde die Ausstellung von Studierenden des Studiengangs
"Archäologie der Alten Welt" der Universität Leipzig.

"Unser Ziel ist es, im Europäischen Kulturerbe-Jahr 2018 unter dem
Motto 'sharing heritage' aus archäologischer Perspektive ein modernes,
plastisches Bild antiker Stadträume zu vermitteln. Zugleich soll sie
zum Nachdenken über die eigene urbane Umwelt anregen", sagt Dr.
Hans-Peter Müller vom Antikenmuseum, der die Ausstellung gemeinsam mit
Dr. Jörn Lang kuratiert hat. Sie widmet sich in drei Themenbereichen
den zahlreichen Rekonstruktionen, die seit Beginn der Ausgrabungen die
Ruinen der Bauten von Pergamon zum Leben erwecken. Archäologen,
Bauforschern, aber auch dem Laienpublikum helfen sie, antike
Architektur als Ganzes zu erschließen und die Beziehung zu dem von
Menschen gestalteten Lebens- und Naturraum zu verstehen.

3D-Film führt vom Stadttor zur Akropolis

Zu Beginn erwartet den Besucher eine Filminstallation der neuen
3D-Rekonstruktion Pergamons. Sie führt vom Stadttor ausgehend entlang
der Hauptstraße bis zur Akropolis mit den Herrscherpalästen und
veranschaulicht den urbanen Stadtorganismus der Zeit um 200 n. Chr. Im
Anschluss werden zentrale Stadträume thematisiert, in denen die
Bewohner lebten und arbeiteten. Diese waren, wie das Große Gymnasion
und der Bezirk des Großen Altars, auch für Erziehung, Religion und
Kulte von großer Bedeutung.

Der folgende Teil der Ausstellung stellt anhand von
Grabungspublikationen und antiken Quellen die
archäologisch-bauhistorische Arbeit und wissenschaftliche
Dokumentation der erhaltenen Baureste vor. Auf diesen Arbeiten baut
die wissenschaftlich korrekte und anschauliche Rekonstruktion
einzelner Bauten, Architekturensembles und ganzer Städte auf.
"Besonders freuen wir uns, als Leihgaben der Antikensammlung der
Staatlichen Museen zu Berlin Grabungstagebücher der ersten Ausgräber
von Pergamon, Carl Humann und Wilhelm Dörpfeld, zeigen zu können. In
diesen dokumentierten sie für eine spätere Rekonstruktion der Befunde
sorgsam den Fortgang der Ausgrabungen", erklärt Dr. Jörn Lang.

In ihrem letzten Bereich widmet sich die Ausstellung verschiedenen
Medien der Visualisierung antiker Architektur. Ausgehend von älteren
zeichnerischen Rekonstruktionen einzelner Baukomplexe, spannt sich der
Bogen über Architekturmodelle bis hin zur Panoramakunst des 19. und
21. Jahrhunderts. Besonders wird auf die seit zehn Jahren laufend
aktualisierten, digitalen Visualisierungen durch den Lehrstuhl
Darstellungslehre unter Universitätsprofessor Dominik Lengyel an der
Architekturfakultät der BTU Cottbus-Senftenberg eingegangen. Für
Archäologen wie Prof. Dr. Felix Pirson, der Erster Direktor des
Deutschen Archäologischen Instituts Istanbul und Grabungsleiter in
Pergamon ist, dienen sie nicht nur zur Veranschaulichung von
Forschungsergebnissen. "Diese Visualisierungen sind zunehmend auch als
wichtiges Instrument bei der Produktion neuer Erkenntnisse und für die
Erweiterung des wissenschaftlichen Horizonts", betont er.

Bürger- und Herrscherporträts aus Pergamon zu sehen

Abgerundet wird die Ausstellung durch Leihgaben von Gipsabgüssen
antiker Bildwerke, die in Pergamon gefunden wurden. So ermöglichen es
die Bildnisse des Gründers der Dynastie der Attaliden und eines seiner
Nachfolger sowie das eines Bürgers von Pergamon hellenistischer Zeit
in das Antlitz der Akteure zu blicken, die einst die Metropole mit
Leben erfüllten.

Als Herrschersitz der hellenistischen Dynastie der Attaliden und als
römische Metropole gehörte die heutige UNESCO-Welterbe-Stätte
Bergama/Pergamon an der Westküste der Türkei zu den prominentesten
städtischen Zentren der antiken Welt. Seit über 130 Jahren erforschen
Archäologen unter Leitung des Deutschen Archäologischen Instituts und
mit Genehmigung des Ministeriums für Kultur und Tourismus der Republik
Türkei den urbanen Gesamtorganismus, die Nekropolen und das Umland der
Stadt.

Ausstellung von April bis Juli geöffnet

Die Ausstellung ist vom 21. April bis 15. Juli 2018 außer an
gesetzlichen Feiertagen dienstags bis donnerstags sowie samstags und
sonntags von 12 bis 17 Uhr zu sehen. Der Eintritt beträgt 3 Euro,
ermäßigt 1,50 Euro. Die Eröffnung ist am 19. April, 19 Uhr, in der
Aula der Alten Nikolaischule, Nikolaikirchhof 2, 04109 Leipzig. Zur
Ausstellung erscheint ein Begleitheft mit zahlreichen Abbildungen.

Weitere Informationen finden Sie unter

www.uni-leipzig.de/antik

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 13.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/642: Kassel - Museumsführung "Industriekultur und Naturidylle" am 22.4.2018


Führung im Stadtmuseum



"Industriekultur und Naturidylle. Spaziergang durch das Döllbachtal"
lautet der Titel einer Führung mit Dr. Alexander Link, ehemaliger
stellvertretender Leiter des Stadtmuseums, am Sonntag, 22. April, 14
Uhr. Der Treffpunkt ist an der Schenkebier Stanne 20, Tierheim
"Wau-Mau-Insel", unweit Haltestelle "Bei den Weidenbäumen".
Auf dem in Kassel weitgehend unbekannten Spazierweg bieten sich
spannende Blicke auf Fabrik- und Bahnanlagen, Bunker und andere Orte,
die mit Kassels industrieller Geschichte und Gegenwart zu tun haben.

Aus ungewohnter Perspektive blicken die Teilnehmer auf das 1917
gegründete frühere Henschelwerk Mittelfeld, auf Gleisdreieck und
Rangierbahnhof sowie das Reparaturwerk der Bahn ("DB-Instandsetzung").
Der Blick durch den Zaun des vormaligen Henschel-Industrieareals
Mittelfeld vermittelt einen Eindruck von der aktuellen industriellen
Nutzung.

Wo vor nicht allzu langer Zeit noch Industrieabfälle den Hang
hinuntergekippt wurden, lockt heute ein reizvoller Spazierweg am
teilweise renaturierten Lauf des Döllbachs. Zu entdecken sind auch
andere Spuren der Vergangenheit des einstigen Dorfes Rothenditmold,
das sich im Zuge der Industrialisierung zur Fabrik-Vorstadt wandelte.

Der Spaziergang endet beim ehemaligen Henschelwerk II in
Rothenditmold, dem Ort, wo noch vor wenigen Jahrzehnten die gewaltigen
Kessel der Dampflokomotiven gefertigt wurden.

Die Teilnahme an der Führung ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist
notwendig, da die Teilnehmerzahl an der Führung begrenzt ist.
Verbindlich anmelden können sich Interessierte unter der Telefonnummer
05 61/7 87-44 05.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TREFF/641: Münster - Abendführung im Historischen Zwinger am 19.4.2018


Erste Abendführung 2018 im Zwinger



Münster (SMS) Die Saison 2018 der abendlichen Führungen durch den
Zwinger beginnt am Donnerstag, 19. April. Im Schein der Taschenlampen
erkunden Besucherinnen und Besucher das fast 500 Jahre alte Gemäuer
und kommen der wechselvollen Geschichte des ehemaligen Bollwerks und
heutigen Baudenkmals auf die Spur. Treffpunkt ist um 20 Uhr am Zwinger
an der Promenade (3 / 2 Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. April 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/640: Hanau - Familien-Museumsführung "Wie die Burg zum Schloss wurde" am 22.4.


Wie die Burg zum Schloss wurde

Familien-Führung im Museum Schloss Steinheim am 22. April



Im Rahmen des Kinderkult(o)urprogramms lädt das Museum Schloss
Steinheim Familien mit Kindern ab sechs Jahren am Sonntag, 22. April,
um 15 Uhr, zu einer spannenden Zeitreise durch die Baugeschichte(n)des
Steinheimer Wahrzeichens ein. Während der einstündigen Führung
erfahren die kleinen und großen Besucher, wer hier früher gelebt und
wie sich das Schloss über die Jahrhunderte gewandelt hat. Von den
geheimen Kellerräumen geht es bis nach oben auf den Schlossturm. Nach
dem anstrengenden Treppenaufstieg wird man mit einer herrlichen
Aussicht über Hanau belohnt.

Die Familien-Schloss-Führung findet am Sonntag, 22. April von 15 bis
16 Uhr statt. Die Kosten betragen für Kinder 2,50 Euro, für Erwachsene
6 Euro. Familien zahlen 10 Euro. Maximal 25 Personen können an der
Veranstaltung teilnehmen. Teilnahmebedingung ist die telefonische oder
schriftliche Anmeldung bis donnerstags vor dem Termin unter Telefon:
06181 - 295 - 1799 oder per E-Mail an museen@hanau.de

Das Museum Schloss Steinheim für Regionale Archäologie und
Stadtgeschichte Steinheim kann man samstags und sonntags von 11 - 17
Uhr erkunden und dabei seine Römer- und Steinzeitkenntnisse vertiefen.
Wer einen Römer- oder Steinzeit-Kindergeburtstag feiern möchte oder
mit der ganzen Schulklasse kommen will, ist hier im Museum Schloss
Steinheim ebenfalls richtig. Das Team der Städtischen Museen steht für
individuelle Beratung gerne zur Verfügung. Alle Informationen sowie
weitere Kinderkult(o)ur-Termine finden sich im Veranstaltungskalender
der Stadt Hanau unter www.museen-hanau.de.

Museum Schloss Steinheim - Regionale Archäologie und Stadtgeschichte
Steinheim, Schlossstraße 9, 63456 Hanau, www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. April 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFF/639: Bonn - Museums-Familientag "Alltagsleben in der Kaiserzeit" am 22.4.


Alltagsleben in der Kaiserzeit: Familientag im Stadtmuseum



BN - Wie lebten die Bonner eigentlich in der Kaiserzeit? Auf dem
kommenden Familientag am Sonntag, 22. April 2018, erleben die Besucher
von 14.30 bis 17 Uhr im Stadtmuseum Bonn den Alltag Anno 1900. Die
Führungen und Workshops finden in der Franziskanerstraße 9 in Uni-Nähe
statt.

Die Zeitreise für Kinder und Erwachsene beginnt bereits um 14.30 Uhr
mit der Familienerlebnisführung "Der Kaiser und Bonn". Denn der letzte
deutsche Kaiser studierte an der Uni Bonn und seine Schwester lebte
sogar hier. Auf eine Stippvisite in die goldenen 20er Jahre können
sich die Besucher ab 15.30 Uhr in einer Tanzrevue "entführen" lassen.
Ab 16 Uhr gibt es Tänze: Ob Polka, Rheinländer und Galopp, Kinder und
Erwachsene lernen im Workshop einfache Schrittfolgen aus den Tänzen
der damaligen Zeit. In der Familienerlebnisführung "9. November 1918 -
Das Ende einer Epoche" lernen die Besucherinnen und Besucher ab 16.30
Uhr an verschiedenen Ausstellungsstationen den rasanten Wandel vom
Kaiserreich bis in die "Goldenen Zwanziger Jahre" kennen.

Während des gesamten Familientages können die Besucher in
Papierfalttechnik Hüte, Schiffe und Ankleidepuppen aus der Zeit von
1900 bis 1929 gestalten. Zukünftige Innenarchitekten können ein
historisches Haus einrichten und Mathematik-Fans wie vor 100 Jahren
rechnen. Der Eintritt für Erwachsene kostet sechs Euro und für Kinder
vier Euro. Weitere Informationen gibt es unter
www.bonn.de/@stadtmuseum.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 13. April 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





TIERE/116: Tiergenie und Lebenskunst - Teilen wenn jeder gewinnt ... (SB)




Dank der immer weiter verbesserten Aufnahmetechnik von
Unterwasserkameras gelingt es Forschern, die Meerestiere besser zu
beobachten. So wurde es möglich, beispielsweise einen Einblick in das
Leben der vielen verschiedenen Bewohner in einem Korallenriff zu
erlangen und ihre Verhaltensweisen und Gewohnheiten zu studieren.


Keine leichte Beute im Korallenriff

In dem australischen Großen Barriere Riff (Great Barrier Riff) wurden
Tierfilmer Zeugen eines merkwürdigen Zusammenspiels zwischen
Meerestieren verschiedener Arten. Der über einen Meter große
Leopard-Zackenbarsch ist dort zu Hause und hier ist auch sein Jagdgebiet.
Seine Beute sind kleine Fische. So ein Korallenriff gleicht einer
Unterwasserstadt mit vielen hohen Bauten, tiefen Schluchten, dunklen
Buchten und winkeligen Spalten, alles Orte, in denen sich der Gejagte
gut vor den spitzen Zähnen im riesigen Maul des Leopard-Zackenbarsch
verstecken kann. Der ist zu groß, passt nicht in die engen Schluchten
und muss oft genug ohne Erfolg hungrig sein Jagdglück an anderer
Stelle versuchen.




[image: Ein Krake, der seine Fangarme dich am Körper hält, in der Mitte ragt sein großer Kopf hervor - Foto: 2007, by Albert Kok at Dutch Wikipedia (Original text: Albert Kok) [Public domain], via Wikimedia Commons]

Foto: 2007, by Albert Kok at Dutch Wikipedia (Original text: Albert Kok)

[Public domain], via Wikimedia Commons



Ähnlich ergeht es einem anderen Tier, das ebenfalls in Korallenriffen
beheimatet ist, dem Großen Kraken, ein Tintenfisch. Er zählt eigentlich
nicht einmal zu den Fischen, sondern zu den Weichtieren und zu den
Kopffüßlern. Ein anderer Name lautet "Octopus" und weist auf seine
acht (octo = acht) Fangarme hin. Auch er bevorzugt, wie der
Leopard-Zackenbarsch, kleinere Fische als Nahrung, doch ist es für ihn nicht
so leicht, sie zwischen den Korallen ausfindig zu machen. Mit seinen
Fangarmen wäre es ihm schon möglich, auch in tiefe Spalten
hineinzureichen und den Fisch aus seinem Versteck zu treiben oder gar
zu erfassen, doch oftmals tastet er vergeblich und greift mit seinem
Arm ins Leere.




[image: Der Krake legt seine Arme dicht und langgestreckt nebeneinander, stromlinienförmig, damit er schneller fliehen kann - Foto: by albert kok (ma photo) [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by- sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Ein fliehender Krake

Foto: by albert kok (ma photo) [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons



Wenn zwei Schwierigkeiten mit dem Beutefang haben, könnte man sich da
nicht zusammentun und die Fähigkeiten des einen und die des anderen
nutzen? Der Leopard-Zackenbarsch und der Krake sind jedenfalls zu
beider Vorteil eine Jagdgemeinschaft eingegangen. Ob sie nur
kurzfristige Gültigkeit hat, oder ob es sich um eine feste
Jagdstrategie der beiden Tiere handelt, und ob dieses Verhalten für
alle Tiere dieser beiden Arten und überall in den Riffen gilt, kann
nicht sicher gesagt werden. Auch kann man nicht wirklich sagen, ob sie
dieses Verhalten erst neu erlernt haben. Wie dem auch sei, im
Folgenden nun eine Beschreibung ihrer Zusammenarbeit.


Hilfst du mir, helf' ich dir

Der Leopard-Zackenbarsch sucht sich einen Beutefisch aus, der in
großer Hast flüchtet und sich in einem tiefen Spalt des Riffs
versteckt, so dass er für seinen Jäger nicht zu erreichen ist. Doch
der merkt sich nun die Stelle, an der der Fisch verschwunden ist
und macht genau über dem Eingang Halt, seine Körperzeichnung wird
blasser, dann vollführt er einen Kopfstand und wackelt kräftig mit
der Schwanzflosse. Auf diese Weise wird die Aufmerksamkeit des Kraken
auf diese Stelle gelenkt, der daraufhin genau dorthin schwimmt.
Der Leopard-Zackenbarsch weicht aus, macht dem Kraken Platz und der
langt mit seinem Fangarm in den Spalt hinein. Der kleine Fisch
versucht zu entkommen und verlässt fluchtartig sein Versteck. Das ist
die Gelegenheit für den Zackenbarsch, ihn sich zu schnappen. Danach
wiederholt sich diese Art der Jagd an irgendeinem anderen Ort im
Korallenriff und diesmal erhält der Krake die Beute. Abwechselnd
bekommt mal der eine, mal der andere den Fisch. Da sich diese
Jagdmethode bewährt hat, wiederholen die Tiere die Zusammenarbeit.




[image: Die Zeichnung der Schuppen mit Flecken und Tupfen sind wahrscheinlich der Grund für den Namen Leopard-Zackenbarsch - Buntstiftzeichnung: © 2018 by Schattenblick]

Buntstiftzeichnung: © 2018 by Schattenblick



Dass Tiere der gleichen Art Jagdgemeinschaften bilden wie
beispielsweise Löwen, Wölfe, Tümmler (Delfine) und Schwertwale oder
sich gegenseitig schützen und sich die Nahrung teilen, ist bekannt.
Man könnte vermuten, dass es unter ihnen eine Verständigung gibt, die
ihnen das gemeinsame Jagen ermöglicht. Doch wenn zwei verschiedene
Arten gemeinsam auf Beutefang gehen, ist das schon erstaunlich. Wie
tauschen sie sich aus? Woher wissen sie, was am besten zu tun ist?
Vermutlich ist die Verständigung zwischen verschiedenen Arten nicht
einfach, da jedes Tier arteigene Laute äußert oder bestimmte
Verhaltensmuster verwendet. Der Krake müsste also gelernt haben, das
auffällige Verhalten (Kopfstand, Schwanzflossenwackeln) des
Leopard-Zackenbarsches richtig zu deuten und genau an die angezeigte Stelle
schwimmen, um seinen Fangarm dort hineinzuführen und so den Fisch zu
greifen oder aufzuscheuchen, auf das der sein Versteck verlässt. Der
Zackenbarsch wartet ganz in der Nähe auf das Auftauchen des
Beutefisches, um ihn sich sogleich zu schnappen. Viele Verhaltensweisen der
Unterwassertiere werden bestimmt nicht richtig gedeutet oder sie treffen
nur auf wenige Tiere zu, die sich zufällig in einem bestimmten Umfeld
zusammengetan haben, um ihr Überleben zu sichern. Lange Zeit wurden
Fischbestände erforscht in Hinblick auf ihr Vorkommen, um gezielter
die Fangschiffe loszuschicken. Das Interesse an den Tieren selbst
wurde erst jüngst entwickelt. Sicherlich hat es schon immer
Wissenschaftler gegeben, die sich für die Unterwassertiere begeistern
konnten und ihre Lebensweise erforscht haben. Doch erst langsam setzt
sich die Idee durch, dass Fische mehr sind als nur eine
Nahrungsquelle.




[image: Viele bunte blumenartige Korallen mit einem leuchtend blauen Seestern in der Mitte - Foto: © 2004 by Richard Ling [CC BY-SA 2.5 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5)], via Wikimedia Commons]

Korallen im Great Barrier Riff (Australien)

Foto: © 2004 Richard Ling [CC BY-SA 2.5

(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5)], via Wikimedia Commons



Fortsetzung folgt ...



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.meerwasser-lexikon.de/tiere/2863_Cephalopholis_leopardus.htm

http://www.biologie-schule.de/tintenfisch-steckbrief.php

TV-Dokumentation

"Der Blaue Planet"

Teil 3: Faszination Korallenriff

Dokumentarfilm-Reihe, Großbritannien, 2017

45 Min.



16. April 2018
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HÖRFUNK/436: Deutschlandfunk Kultur - Orgelputzen im Berliner Dom, 18.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

U.a. Alle 25 Jahre Staubwischen

Orgelputzen im Berliner Dom

Von Sandra Voss

Kakadu. Musiktag

Mittwoch, 18. April 2018, 15.05 - 15.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die große Sauerorgel im Berliner Dom ist in die Jahre gekommen.
Abgesackte Prospektpfeifen, brüchiges Leder an den Bälgen,
verschmutzte Holzoberflächen am Äußeren des Instrumentes. Da braucht
es eine große Renovierungs- und Putzaktion. Im Januar wurde die Orgel
eingerüstet. Jede Vertäfelung, jede kleinste Schnitzerei, jedes
vergoldete Teil musste entstaubt werden. Nach dem Abstauben wurden die
Pfeifen neu lackiert. Eine sehr aufwendige Arbeit. Doch nun spielt sie
wieder, die große Berliner Domorgel.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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THEATER/1336: Hannover - Kinderoper "Die drei Spinnerinnen", 16.05., 17.05. und 23.05.18


Staatsoper Hannover

DIE DREI SPINNERINNEN, AB 8 JAHREN



Das Happy-End kommt für die Heldin dieses Grimm'schen Märchens
ziemlich unverdient, so scheint es. Denn seltsamerweise bekommt hier
eine arbeitsscheue junge Frau am Ende ihren Prinzen. Doch hinter der
simplen und etwas zweifelhaften Botschaft steckt noch mehr: Das
Musiktheater des jungen Komponisten Gregor A. Mayrhofer wirft die
Frage auf, wie man sein Leben nach eigenen Wünschen gestalten kann.
Denn das »Spinnen« der Phantasie kann geheime Träume wahr werden
lassen.

VORSTELLUNGEN AM 16.05., 17.05. UND 23.05.18, BALLHOF EINS

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Mai 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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THEATER/1335: Hannover - Kinderoper "Ein sanfter Riese", 02.05., 03.05. und 09.05.18


Staatsoper Hannover

EIN SANFTER RIESE, AB 6 JAHREN



Was tun, wenn kein Fisch mehr ins Netz geht? Die Schuld daran schieben
die Einwohner des Fischerdorfs dem Riesen zu, der auf einer Insel im
See lebt. Als die junge Miranda bei einem Bootsausflug ins Wasser
fällt, rettet sie der Riese vor dem Ertrinken. Vielleicht ist er doch
kein so schlechter Kerl? Als schließlich der gesamte See von grünem
Schleim bedeckt ist, weiß niemand mehr Rat. Doch dann hat der Riese
eine rettende Idee. Verspielt und zugleich behutsam erzählt Stephen
McNeffs Kinderoper eine Geschichte über Achtsamkeit und Toleranz,
Respekt vor der Natur und ihren Lebewesen. »Ein Erlebnis für alle!«
Neue Presse

VORSTELLUNGEN AM 02.05., 03.05. UND 09.05.18, BALLHOF ZWEI

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Mai 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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DAS BLÄTTCHEN/1784: Von der Notwendigkeit marxistischer Dialektik


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 7 | 26. März 2018

Von der Notwendigkeit marxistischer Dialektik

von Günter Hayn



Hans Heinz Holz, marxistischer Philosoph und Kronzeuge für die Geschichte
der kommunistischen Bewegung in der alten Bundesrepublik, starb im Dezember
2011. Ein dreiviertel Jahr vor seinem Tod führten Arnold Schölzel und
Johannes Oehme mit ihm mehrere längere Gespräche, die beide jetzt
veröffentlichten. Der Band bringt interessante Einblicke in die Holzsche
Biographie. Hans Heinz Holz erzählt zudem auf spannende Weise von
Entwicklungsprozessen marxistischen Denkens in Deutschland in der zweiten
Hälfte des 20. Jahrhunderts. Gemeint sind dezidiert beide deutsche Staaten -
und Holz geht geht mit seinen marxistischen Berufskollegen durchaus hart
ins Gericht. Sie hätten bis 1989 nicht begriffen, "dass in einer 
Übergangs-Zeit auch Un-Klarheiten miteinander zusammengehen". Das macht er übrigens
nicht an den dogmatischen Zuständen der 1950er Jahre fest, sondern an
Wolfgang Harichs wütenden Ausfällen gegen die in den 1970er Jahren
einsetzende, sehr zurückhaltende Nietzsche-Rezeption in der DDR. Apropos
"Übergangszeit" - noch nicht einmal das hatten viele begriffen. Die Sprach-
und Fassungslosigkeit, mit der die marxistische Philosophie auf die
Implosion des "realen Sozialismus" reagierte, besser: in ein
Nicht-Reagieren abglitt, hat damit zu tun.

Holz erklärt diese geistige Stagnation damit, dass sich die marxistische
Philosophie schon seit längerem vom Hegelschen dialektischen Denken
weitestgehend verabschiedet habe und sich gegen Ende des Realsozialismus
vollständig umorientierte: "Die ganze Entwicklung nach 1956 ging in
Richtung eines Revisionismus, der auch die Aufnahme der ganzen
neopositivistischen Philosophie begünstigt hat." 1956 war für ihn übrigens
ein Schlüsseljahr, weil sich mit dem XX. Parteitag der KPdSU zwar noch
nicht die Konterrevolution durchsetzte, die kam für ihn erst mit
Gorbatschow, aber nach seiner Auffassung immerhin der Revisionismus in die
bis dato festgefügte Front der kommunistischen Weltbewegung einbrechen
konnte.

Hans Heinz Holz verweist allerdings in diesen Gesprächen auf (nicht nur)
seines Erachtens zu Unrecht immer noch verschüttete Traditionslinien
dialektischen Philosophierens, die er unter anderem bei Gottfried Wilhelm
Leibniz sieht. Leibniz, dem er tiefschürfende Studien gewidmet hatte, ist
für ihn in der "Situation einer Philosophie, die noch ganz offen ist"
stimulierender als Hegel mit seinem abgeschlossenen System. Holz ignoriert
dabei weitestgehend, dass der Mainstream marxistischen Philosophierens eine
Vorliebe für geschlossene argumentative Systeme Hegelscher Natur zeigte und
zumindest dem oft und gern missverstandenen Leibnizschen Theorem von der
"besten aller Welten" bei seinen Welterklärungspirouetten über Zustände und
Entwicklungswege des sozialistischen Weltsystems eine gewisse Sympathie
nicht verweigern konnte und wollte.

Ich halte es allerdings für ein großes Verdienst dieses Gesprächsbuches, in
einer Zeit, in der für viele an der Philosophie Interessierte Richard David
Precht und Peter Sloterdijk den Olymp philosophischen Denkens ausmachen,
wieder sehr nachdrücklich auf die klassische deutsche Philosophie
hinzuweisen.

Natürlich ist Hans Heinz Holz da ganz nahe bei Lenin, dessen
"Philosophische Hefte" - entstanden nach dem in der DDR bis zum
Erbrechen wiedergekäuten "Materialismus und Empiriokritizismus" (1908) - in
den 1980er Jahren durchaus Wiederbeachtung fanden und der ebendiese
Philosophie zu den wichtigen Bestandteilen marxistischen Denkens zählte.
Holz betont den Leninschen Begriff des "Bestandteils", nicht den der
"Quellen". Das ist ein Unterschied. Michael Brie hat im vergangenen Jahr in
einer kleinen Schrift ("Lenin neu entdecken") auf die in der Schweizer
Weltkriegsdiaspora gewachsene andere Qualität Leninschen Philosophierens
hingewiesen. Dessen Auseinandersetzung mit Hegels "Wissenschaft der Logik" -
 er nimmt hier durchaus Leibnizsches Denken auf - habe um 1915 zum
"völligen Bruch mit dem linearen Evolutionsdenken, wie es den Marxismus der
Zweiten Internationale über weite Strecken geprägt hatte" geführt. Ein
Ansatz, der schließlich von Walter Benjamin wieder aufgegriffen worden sei
und der nach 1945 in der DDR von Ernst Bloch versucht wurde
weiterzuentwickeln - wäre hier noch hinzuzufügen. Dass nun ausgerechnet der
Leninsche Denkansatz von den tonangebenden marxistischen Philosophen nach
1945 nicht weitergeführt wurde, sondern die eben jenes "lineare
Evolutionsdenken" (Michael Brie) weiter pflegten, registrierte Holz zwar,
es schien ihn aber nicht sehr fundamental zu irritieren. Seine
Gesprächspartner übrigens auch nicht: Wenn Holz ausgerechnet die 1950 in
Moskau unter Stalins Namen veröffentlichten Texte über "Marxismus und
Sprachwissenschaft" als herausragende Beiträge zur Entwicklung
marxistisch-dialektischen Denkens unwidersprochen klassifiziert, so bleibt
zumindest mir die Spucke weg...

Spannend hingegen ist es Holz zuzuhören, wenn er die langen Linien der
philosophischen Diskurse mit ihren politischen Implikationen entwickelt -
egal, ob es sich um die Auseinandersetzungen zwischen Bernhard von
Clairvaux, dem wohl bösartigsten Kreuzzugsprediger des Mittelalters, und
dem Mitbegründer der Sorbonne Pierre Abaelard (der sich im
Universalienstreit des 12. Jahrhunderts als glänzender Dialektiker erwies)
handelt oder auch die lang andauernden Auseinandersetzungen um das Werk des
Aristoteles, deren teilweise von ihm als schlampig klassifizierten
Übersetzungen in der Werkausgabe des Akademie-Verlages der DDR für Holz
kein Zufall waren: "Also im 20. Jahrhundert wurde der Streit des 13.
Jahrhunderts ausgetragen." Holz bezieht sich zwar konkret auf die Versuche
des Papstes der bürgerlichen Romanistik, Ernst Robert Curtius, seinen
Berufskollegen Werner Krauss kaltzustellen - einen Kommunisten wollte
Curtius nicht im Rosengarten der deutschen Philologie dulden. Dass er aber
in diesem Zusammenhang auf die langen Kontroverselinien aufmerksam macht,
ist ein Gedankengang, den auch Goethe entwickelt hatte und nicht zufällig
im "Buch des Unmuts" im "West-östlichen Diwan" unterbrachte: "Wer
nicht von dreitausend Jahren / sich weiß Rechenschaft zu geben, / bleib im
Dunkel unerfahren, / mag von Tag zu Tage leben."

So gesehen ist linkes Denken heute ausgesprochen defizitär. Da ist nur
wenig von "dreitausend Jahren Rechenschaft" zu spüren. Die geistige
Trockensteppe scheint sich eher weiter auszubreiten. Es bedarf solch großer
Anreger wie Hans Heinz Holz. Eine breitere Öffentlichkeit wieder auf ihn
aufmerksam gemacht zu haben, darin besteht das Verdienst dieses Buches.

In hohem Maße ärgerlich sind jedoch seine holzschnittartigen Bewertungen
der jüngeren Geschichte. Dass man den Auswirkungen des Zusammenbruchs des
realen Sozialismus, der "Konterrevolution von 1990" (Holz), praktisch den
Klassenkampf entgegensetzen müsse - als ob dieser von der willkürlichen
Beschlussfassung einzelner abhinge! -, steht nun wiederum in einem
rabiaten Gegensatz zu den problemgeschichtlichen Analyseansätzen dieses
großen Dialektikers. Auch wenn die bloße Erwähnung dieses Begriffes bei
seinen Gesprächspartnern förmlich Pawlowsche Reflexe auslöst:
"Klassenkampf" im orthodox-marxistischen Sinne wird derzeit wirksam nur
"von oben", von Leuten wie Warren Buffett (aktuell mit circa 81,3
Milliarden US-Dollar der drittreichste Mensch der Welt) gegen die "ganz
unten" geführt. Die rhetorischen Verrenkungen der Meinungsführer
kommunistischer Splittergruppen ändern an diesem Befund nichts. Wenn dann
ausgerechnet eine so mörderische Unternehmung wie die chinesische
Kulturrevolution "auch heute noch sehr positiv beurteilt wird" (Holz), dann
ist es wahrscheinlich besser für künftige sozialistische Versuche, die
Philosophen - um den jungen Marx zu zitieren - beschränkten sich auf die
verschiedene Interpretation der Welt und überließen die praktische
Veränderung anderen, stärker am Maßhalten orientierten. Einer Dialektik,
die Millionen Tote quasi en passant als Preis des Fortschritts akzeptiert,
ist entschieden zu widersprechen.

Hans Heinz Holz: Die Sinnlichkeit der Vernunft. Gespräche mit Arnold
Schölzel und Johannes Oehme Februar 2011, Das Neue Berlin, Berlin 2017, 336
Seiten, 20,00 Euro.
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GLEICHHEIT/6619: Bundesregierung unterstützt völkerrechtswidrige Aggression


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Bundesregierung unterstützt völkerrechtswidrige Aggression

Von Johannes Stern

16. April 2018



Der Angriff der imperialistischen Mächte auf Syrien muss auf das Schärfste
verurteilt werden. Die Militärschläge, welche die Streitkräfte der USA,
Frankreichs und Großbritanniens am Freitagabend mit Unterstützung der
Bundesregierung ausführten, sind eine völkerrechtswidrige Aggression, die
einen Konflikt mit der Nuklearmacht Russland auszulösen droht.

Russlands Botschafter in Washington, Anatoli Antonow, erklärte nach der
Attacke: "Wir haben gewarnt, dass solche Handlungen nicht ohne Konsequenzen
bleiben werden." Am Sonntag warnte Russlands Präsident Wladimir Putin die
USA und ihre westlichen Verbündeten vor weiteren Luftangriffen auf syrische
Stellungen. Dies würde "unweigerlich Chaos in den internationalen
Beziehungen verursachen", sagte Putin.

Die Bundesregierung hat sich hinter dieses Kriegsverbrechen gestellt und
die Lügen wiederholt, mit dem es vorbereitet wurde. Der Militäreinsatz sei
"erforderlich und angemessen" gewesen, "um die Wirksamkeit der
internationalen Ächtung des Chemiewaffeneinsatzes zu wahren und das
syrische Regime vor weiteren Verstößen zu warnen", erklärte Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) am Samstag in Berlin.

Dabei ist bekannt, dass der Angriff auf Syrien - genauso wie der Irak-Krieg
vor 15 Jahren - mit Lügen gerechtfertigt wurde.

Für das syrische Regime ergebe der angebliche Giftgasangriff in Duma
"absolut keinen Sinn", erklärte Günter Meyer, Professor am Geographischen
Institut der Johannes-Gutenberg-Universität in Mainz und Vorsitzender der
Deutschen Arbeitsgemeinschaft Vorderer Orient (DAVO), im Hessischen
Rundfunk. "Wenn es überhaupt einen solchen Angriff gegeben hat", sei davon
auszugehen, dass es sich um einen Angriff unter "falscher Flagge" gehandelt
habe. Die syrischen Weißhelme hätten bereits früher "eine Vielzahl von
ähnlichen Fällen" inszeniert.

Der Angriff auf Syrien leitet ein neues Stadium der imperialistischen
Aggression ein, die sich nicht nur gegen Syrien richtet, sondern auch gegen
Russland. Das zeigt die Reaktion von Politik und Medien in Deutschland.
Nach dem Angriff fordert der sozialdemokratische Außenminister Heiko Maas
die Einsetzung einer Übergangsregierung in Damaskus und eine härtere
Gangart gegen Russland.

In einem Spiegel-Interview deutete Maas außerdem an, dass sich
Deutschland an weiteren Militärschlägen gegen Syrien auch direkt beteiligen
könnte. "Ich bin kein Pazifist", betonte er. Aus der "besonderen deutschen
Geschichte" habe er "die Schlussfolgerung gezogen, dass wir immer alles tun
müssen, um bewaffnete Konflikte zu vermeiden - es aber leider Momente geben
kann, in denen als Ultima Ratio militärische Mittel eingesetzt werden
müssen". Deutschland drücke sich nicht "vor militärischer Verantwortung",
das Kabinett habe "allein in dieser Woche wieder zwei Bundeswehrmandate
verlängert".

Was die herrschende Klasse unter "Ultima Ratio" versteht, zeigt ein
Kommentar von Berthold Kohler in der Frankfurter Allgemeinen
Zeitung. Der Herausgeber der F.A.Z. beklagt die Verwandlung der
USA unter Trump "aus einer globalen Ordnungsmacht in einen Risikofaktor"
und zieht daraus den Schluss, Deutschland müsse wieder militärische
Großmacht werden, um seine imperialistischen Interessen eigenständig zu
verfolgen.

"Das selbstsüchtige Kind im Oval Office" zwinge "auch Deutschland dazu,
außenpolitisch endgültig erwachsen zu werden", schreibt Kohler. Man werde
zwar "so schnell nicht erleben, dass die Deutsche Marine Flugzeugträger
bekommt und die Luftwaffe Marschflugkörper. Doch die im Angesicht des real
existierenden Trumpismus von der Bundeskanzlerin und vom Bundespräsidenten
erklärte Bereitschaft Deutschlands, mehr Verantwortung in der Welt zu
übernehmen, wird sich auch nicht nur darauf beschränken können, ganz
besonders würdevoll zu applaudieren, wenn an Stelle des amerikanischen
Welt-Sheriffs die französischen und britischen Hilfspolizisten die
gefährliche Arbeit übernehmen, die auch in Zukunft getan werden muss."

Auf dem Gebiet der "soft power" habe "Deutschland sich schon zu einer
Supermacht entwickelt". Doch wer wolle, "dass Europa auch zu einem
ernstzunehmenden sicherheitspolitischen Faktor in der Welt wird", dürfe
sich "auf Dauer auch nicht aus der Lastenteilung bei den in mehrfacher
Hinsicht harten Aufgaben ausklinken". Den "Grundwiderspruch der deutschen
Außenpolitik, hohe moralische und humanitäre Ansprüche zu haben, aber nur
eine geringe Bereitschaft, sie im Notfall auch 'robust' durchzusetzen",
löse "man jedenfalls selbst dann nicht mit unbewaffneten Aufklärungsflügen
auf, wenn sie einem das ganze Elend zeigen."

Mit der Rückkehr des deutschen Militarismus leben auch die monströsen
Kriegs- und Vernichtungsphantasien der Nazis wieder auf. Ein Kommentar von
Jacques Schuster in der Welt fordert: "Krieg gegen Assad sollte mit einem
Ziel und der Frage geführt werden: Lässt sich das Assad-Regime mit einem
Waffengang auslöschen? Sind Amerikaner und Europäer bereit, dafür mit
Hunderttausenden von Soldaten in dieses Land zu ziehen und im schlimmsten
Fall gegen Russen und Iraner zu kämpfen?"

Die Sprache der Nazis ist wieder da. Mit dem Begriff "auslöschen" hatten
diese einst die Vernichtung der Juden bezeichnet, nun richtet ihn Kohler
gegen das Assad-Regime. Und das letzte Mal kämpften "hunderttausende"
deutsche Soldaten im "Unternehmen Barbarossa" gegen "Russen", dem
Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion im Zweiten Weltkrieg.

Im 20. Jahrhundert endeten zwei Versuche Deutschlands, sich zur
militärischen Großmacht aufzuschwingen, in der Katastrophe. Auch der dritte
"Griff nach der Weltmacht" wird in einer Katastrophe enden, wenn die
Arbeiterklasse nicht eingreift. Niemand sollte sich durch die Propaganda
aller Bundestagsparteien, der deutsche Imperialismus stehe im Gegensatz zum
US-Imperialismus - oder Russland und China - für "Demokratie", "Frieden"
und "Stabilität", in die Irre führen lassen.
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GRASWURZELREVOLUTION/1747: Protest gegen das AKW Tihange


graswurzelrevolution Nr. 428, April 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Protest gegen das AKW Tihange

von Jörg Schellenberg



Eine ganze Region kämpft für die sofortige Stilllegung des
belgischen Schrottreaktors. Nun ehrt die Stadt Aachen ausgerechnet
dessen größten Besitzer mit dem Karlspreis.

Der Protest gegen Tihange hat in der Aachener Region die gesamte
Gesellschaft erreicht. Große Teile der Bevölkerung und Teile der
Politik und Wirtschaft kämpfen gemeinsam für die sofortige Stilllegung
des maroden Atomkraftwerks. Ausgerechnet Emmanuel Macron, der über
sein Amt als französischer Staatspräsident der größte Einzelaktionär
am AKW Tihange ist, machen die Stadtoberen nun zu ihrem
Karlspreisträger 2018.



2012 wurden tausende bis zu 18 cm große Risse in den
Reaktordruckbehältern der belgischen Atomreaktoren Doel 3 und Tihange
2 entdeckt.

Viele - selbst atomkraftfreundliche - Expert*innen zweifeln die
Sicherheit der beiden Reaktoren an. Trotz dieser Kritik hält die
belgische Atomaufsicht FANC und der Betreiber Engie unbeirrt an den
Reaktoren fest.


Wie alles anfing

Der Protest startete 2012 mit Recherchen des Aachener
Aktionsbündnisses gegen Atomenergie (AAA) zu den Rissfunden. In der
Folge organisierte das AAA mehrere Wissenschaftskonferenzen und wies
so die Verantwortungslosigkeit des Betriebs nach. Die Reaktoren waren
mit kurzer Unterbrechung von 2012 bis Ende 2015 vom Netz genommen
worden. Nach dem Wiederanfahren im Dezember 2015 breitete sich der
Protest im Raum Aachen aus und geht seitdem durch einen Großteil der
Aachener Gesellschaft.

Ein wichtiger Punkt im Protest gegen das Atomkraftwerk war
insbesondere das Aufzeigen eines de facto nicht organisierten
Katastrophenschutzes in der Stadt Aachen. Mit der Verweigerung von
Informationen über den Katastrophenschutz durch die Stadtverwaltung
wurde die Stadt mit einer Welle von Protesten und Anfragen
konfrontiert. Das AAA legte der Kommune über 60 Fragen zum
Katastrophenschutz vor, von denen auch nach einem halben Jahr eine
Beantwortung ausblieb. Spannend ist, dass diese Fragen in leicht
geänderter Form jüngst auch dem Stadtrat von Lüttich vorgelegt wurden.
Und auch dort zeigte allein das Thematisieren des Katastrophenschutzes
eine vergleichbare Wirkung.

Der Stadtrat von Lüttich forderte in der Folge fast einstimmig die
Schließung von Tihange 2. Dies wäre vor einigen Monaten noch undenkbar
gewesen und stellt einen Wendepunkt im belgischen Protest dar.

In der gesamten Stadt Aachen haben Bürger*innen und
Einzelhändler*innen gelbe "Stop Tihange"-Plakate in ihren Fenstern
hängen und auf ihren Autos kleben. Die größte Buchhandlung hat seitdem
ein Plakat von rund vier Metern Durchmesser in ihrem Geschäft hängen.
Eine Spedition ließ seinen neuen 40-Tonnen LKW mit der Aufschrift
"STOP TIHANGE" bedrucken und der Fußballverein Alemannia Aachen
organisierte ein Liga-Spiel gegen den 1. FC Köln 2 unter dem Slogan
"Stop Tihange". Beide Mannschaften trugen anstelle der Werbung auf
ihren Trikots diesen Slogan. Gewöhnlich schauen sich rund 5.000
Zuschauer*innen ein Spiel der Alemannia Aachen an, an diesem Tag trieb
es über 20.000 zum Fußball, um so auch den Protest gegen das AKW
Tihange zum Ausdruck zu bringen.

Diese Empörung hat sich auch über die Grenzen in Richtung Belgien und
die Niederlande entwickelt. Aus unterschiedlichen Gründen war in
beiden Nachbarregionen von Aachen der Anti-AKW-Kampf deutlich
schwächer entwickelt.

Durch regelmäßige Informationskampagnen zusammen mit belgischen und
niederländischen Partner-Gruppen ist es aber gelungen, den Protest
auch dort zu verankern. Aktueller Höhepunkt war im Juni 2017 eine 90
Kilometer lange Menschenkette vom AKW Tihange über Lüttich (B) und
Maastricht (NL) bis nach Aachen mit rund 50.000 Teilnehmer*innen.
Organisiert wurde die Menschenkette von belgischen, niederländischen
und deutschen Anti-Atom-Initiativen.

Sogar die ehemalige Umweltministerin Barbara Hendricks forderte
Belgien auf, die beiden Problemreaktoren zumindest bis zur eindeutigen
Klärung deren Sicherheit vom Netz zu nehmen. Erstaunlicherweise wurde
bekannt, dass das Bundesumweltministerium nachfolgend die Belieferung
eben dieser Problemreaktoren mit deutschen Brennelementen aus der
Brennelementefabrik in Lingen genehmigte. (1)

Seitdem wachsen die Forderungen sowohl die Brennelementefabrik in
Lingen, als auch die Urananreicherungsanlage in Gronau zu schließen.

So einhellig der Protest gegen Tihange in der Region Aachen auch ist,
versucht insbesondere die IHK Aachen den Protest rund um das AKW
Tihange möglichst klein zu halten. So sorgt sich der Präsident der IHK
Aachen Wolfgang Mainz mehr über die Diskussion um die Sicherheit für
den Standort Aachen als um die Gefahr selbst und stellt in einer
Pressemitteilung der IHK Aachen klar: "Die Ansiedlung neuer Betriebe
könnte durch die andauernde öffentliche Risikodiskussion ebenso
erschwert werden wie der Zuzug dringend benötigter Fachkräfte."

Und nun haben Vertreter*innen aus Politik und Wirtschaft sogar den
mittelbar größten Einzelaktionär Emmanuel Macron zum Karlspreisträger
2018 ernannt. Der französische Staat ist über zwei Wege Besitzer der
Reaktoren; einmal über eine 25%-Beteiligung (2) des französischen
Staates an Engie SA und ebenso über eine 50%-Beteiligung der EDF (3)
an Tihange 1.

Auf der Website zum Karlspreis steht zu lesen: "Der Internationale
Karlspreis zu Aachen, der 1950 erstmals vergeben wurde, ist der
älteste und bekannteste Preis, mit dem Persönlichkeiten oder
Institutionen ausgezeichnet werden, die sich um Europa und die
europäische Einigung verdient gemacht haben."

Im Allgemeinen wird dieser Preis an konservative, neoliberale Personen
vergeben, unter ihnen beispielsweise Konrad Adenauer, Winston
Churchill, Henry Kissinger, François Mitterrand, Helmut Kohl, Bill
Clinton, Angela Merkel, Wolfgang Schäuble und jetzt eben Emmanuel
Macron.

Kurz nach Bekanntwerden der Preisvergabe an Macron kommentierte das
Aachener Aktionsbündnis gegen Atomenergie in einer Pressemitteilung
dies wie folgt: "Mit dieser Entscheidung hat das Karlspreisdirektorium
völlig neue Optionen für die Schließung des Atomkraftwerks eröffnet!"
(4) Und das Bündnis hat Wort gehalten, Anfang März sendete es
gemeinsam mit der grenzüberschreitenden Initiative Stop Tihange einen
offenen Brief an Macron (5), so heißt es in dem Brief: "Es kann nicht
angehen, dass die Aachener den renommierten Karlspreis Ihnen, Herr
Macron, als einer Zentralfigur der europäischen Atompolitik verleihen,
während ausgerechnet Sie mit Ihrer Beteiligung eben diese Bevölkerung
einem inakzeptablen Sicherheitsrisiko aussetzen." Der Brief endet wie
folgt: "Wir erwarten von Ihnen als französischem Staatspräsidenten und
somit Hauptaktionär von Engie, dass Sie sich mit all Ihrer Macht für
die sofortige Schließung von Tihange einsetzen."

Aktuell bereiten die Aachener Anti-AKW-Initiativen den Protest für den
10. Mai 2018, den Tag der Preisverleihung, vor.

Wöchentlich wird samstags auf dem Aachener Markt zwischen 12 und 15
Uhr ein Infostand zum Thema organisiert. Hier werden die Menschen der
Region gefragt, welche Form des Protests sie für richtig halten. Die
Bandbreite der Antworten geht von "gar nicht" bis hin zu "Aktionen des
zivilen Ungehorsams". Protest in Aachen im Umfeld des Karlspreises war
schon immer schwierig, denn trotz der neoliberalen, konservativen
Ausrichtung erfreut sich der Preis großer Beliebtheit in der Aachener
Bevölkerung. Insofern ist ein sensibles Vorgehen hier eine sinnvolle
Entscheidung. Somit stehen die genauen Aktionen für den Tag noch nicht
fest. Aber es ist bislang klar, der Protest wird sich an diesem Tag um
10 Uhr am Aachener Welthaus (An der Schanz 1) formieren und dann zum
knapp einen Kilometer entfernten Ort des Geschehens ziehen.


Jörg Schellenberg ist aktiv im Aachener Aktionsbündnis gegen
Atomenergie (AAA).


Anmerkungen:

(1) https://www.tagesschau.de/ausland/akw-belgien-101.html

(2) https://www.engie.com/en/shareholders/engie-share/shareholder-structure/

(3) https://en.wikipedia.org/wiki/Tihange_Nuclear_Power_Station

(4) https://www.anti-akw-ac.de/aachener-anti-atom-organisation-begruesst-die-wahl-von-emanuel-macron-zum-karlspreistraeger-2018/

(5) www.stop-tihange.org/de/offener-brief-an-emmanuel-macron/
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IMI/856: Die GroKo auf Kriegskurs - Mehr Geld, mehr Einsätze, mehr Krieg!


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Analyse 2018/010 - in: AUSDRUCK (April 2018)

Die GroKo auf Kriegskurs: Mehr Geld, mehr Einsätze, mehr Krieg!

von Jürgen Wagner, 12. April 2018



Anfang März 2018 sprach sich eine große Mehrheit der SPD-Mitglieder für den
rund einen Monat zuvor ausgehandelten Koalitionsvertrag mit der Union
aus.[1] Da das Papier friedenspolitisch sogar noch einmal gegenüber dem
Anfang des Jahres vereinbarten Sondierungspapier zurückfällt, gaben sie
damit ihr Plazet für eine Fortsetzung, ja Intensivierung der deutschen
Kriegspolitik auf mehreren Ebenen. Und tatsächlich wartete die Koalition
auch nicht lange, um erste Vorhaben in die Praxis umzusetzen, insbesondere
die Mandate einiger Bundeswehr-Einsätze wurden, wie angekündigt, teils
deutlich ausgeweitet.

EU-Aufrüstung und (Euro-)drohne

Was die Absätze zur EU anbelangt, sticht vor allem der offenkundige
Widerspruch ins Auge, die "Friedensmacht Europa" stärken zu wollen, indem
ausgerechnet "die Zusammenarbeit bei der Sicherheits- und
Verteidigungspolitik (PESCO)" ausgebaut werden soll. PESCO gilt aktuell als
größter "Hoffnungsträger", um den Ausbau des EU-Militärapparates
entscheidend vorantreiben zu können. Besonders positiv wird auch noch der
geplante "Europäische Verteidigungsfonds" erwähnt, ein EU-Topf, aus dem in
Kürze jährlich 500 Mio. Euro für Rüstungsforschung und 5 Mrd. Euro für
Rüstungsbeschaffung bereitstehen sollen. Zusammen mit PESCO sei der Fonds
ein entscheidendes Instrument für den "Ausbau der europäischen
Verteidigungsunion".[2]

Bezüglich einer künftigen Eurodrohne gab es im Vergleich zum
Sondierungspapier eine Veränderung: Explizit ist im Koalitionsvertrag die
Rede von der Anschaffung der Heron TP als "Brückenlösung" bis die
Eurodrohne zur Verfügung steht, die diesbezügliche Entscheidung soll wohl
bis Ende Mai 2018 endgültig gefällt werden. Gleichzeitig wird die Frage der
Bewaffnung vorbehaltlich einer Bundestagsentscheidung gestellt: "Als
Übergangslösung wird die Drohne HERON TP geleast. Über die Beschaffung von
Bewaffnung wird der Deutsche Bundestag nach ausführlicher
völkerrechtlicher, verfassungsrechtlicher und ethischer Würdigung gesondert
entscheiden."

Ein weiterer interessanter Unterschied zwischen beiden Papieren: Im
Sondierungspapier wurden lediglich "Völkerrechtswidrige Tötungen durch
autonome Waffensysteme" abgelehnt. Nun lautet die Formulierung:
"Völkerrechtswidrige Tötungen lehnen wir kategorisch ab, auch durch
Drohnen." Tatsächlich bewegen sich Drohnen-Tötungen gerade seitens der USA
bestenfalls in einer rechtlichen Grauzone - und sie werden zentral über
Deutschland von Ramstein aus gesteuert. Allerdings ist kaum davon
auszugehen, dass sich die Große Koalition mit dieser Praxis anlegen will -
weshalb dieser Passus dann aber in dieser Form eingefügt wurde, ist recht
unklar.

Streit um die Schlüsselindustrien



Rüstungspolitisch wichtig ist zudem einerseits, dass im Koalitionsvertrag
eine starke Betonung auf die Rüstungskooperation in Europa und damit
länderübergreifende Rüstungsprojekte gelegt wird. Hierdurch sollen Fusionen
und Übernahmen und dadurch die Bildung sogenannter Eurochampions gefördert
werden. Dies soll wiederum zu einer verbesserten "Wettbewerbsfähigkeit" und
damit zu mehr Exporten auf dem globalen Waffenmarkt führen.

Andererseits, dort nämlich, wo deutsche Konzerne aus dem großen Fressen
nicht als Sieger hervorgehen könnten und so "nationale
Schlüsseltechnologien" in fremde Hände überzugehen drohen, sollen diese
geschützt werden. Dieser Rüstungsprotektionismus war bereits ein
Kernelement im "Strategiepapier der Bundesregierung zur Stärkung der
Verteidigungsindustrie in Deutschland" vom 8. Juli 2015, von einer
Möglichkeit, wie dies geschehen könnte, war darin damals allerdings noch
keine Rede. Im Koalitionsvertrag heißt es nun, man wolle "prüfen, inwieweit
der Ausnahmetatbestand des Art. 346 des Vertrages über die Arbeitsweise der
Europäischen Union in der Beschaffungspraxis stärker herangezogen werden
kann." Artikel 346 setzt die Regeln des Binnenmarktes für den
Rüstungssektor aus. Das heißt, Rüstungsprojekte müssen unter Berufung auf
diesen Artikel nicht europaweit ausgeschrieben - und die heimischen
Konzerne damit einer ggf. stärkeren Konkurrenz ausgesetzt - werden, sofern
ein Staat geltend macht, hier seien nationale Sicherheitsinteressen im
Spiel.

Einer der Bereiche, den es unbedingt im Land zu halten gilt, wird im
Koalitionsvertrag folgendermaßen benannt: "Den Überwasserschiffbau werden
wir als Schlüsseltechnologie Deutschlands einstufen." Dieser Passus wurde
schnell Gegenstand heftiger Streitereien, nachdem Thyssen-Krupp und Lürssen
in der Frage des milliardenschweren Großauftrags für den Bau des
Mehrzweckkampfschiffs 180 (MKS 180) mitgeteilt wurde, sie seien aus dem
Rennen. Übrig sind jetzt nur noch zwei Bieter, die ihre "Wurzeln aber im
Ausland haben", wie Anfang März 2018 das Handelsblatt berichtete. 
Thyssen-Krupp und Lürssen pochen nun darauf, hierdurch würde die prioritäre Vergabe
von Schlüsseltechnologieaufträgen an deutsche Firmen verletzt, obwohl diese
im Koalitionsvertrag festgeschrieben sei.[3]

Schützenhilfe erhielten die Unternehmen unter anderem von der IG Metall
Küste, wie die rüstungsnahe Seite hartpunkt schrieb: "Die IG Metall Küste
fordert die Bundesregierung auf, den Marineschiffbau in Deutschland zu
stärken und den Überwasserschiffbau - wie im Koalitionsvertrag angekündigt -
 als Schlüsselindustrie einzustufen. 'Uns geht es um die gesamte
Wertschöpfungskette: Konstruktion, Produktion, Zulieferer sowie Service und
Wartung', wird Meinhard Geiken, Bezirksleiter der IG Metall Küste [...]
zitiert. [...] Die IG Metall Küste hat von Beginn an die europäische
Ausschreibung des Mehrzweckkampfschiffes 180 (MKS 180) kritisiert. Von der
Bundesregierung will der Gewerkschafter wissen, welche strategische
Perspektive sie für den deutschen Marineschiffbau in Europa sieht. 'Nach
unserer Auffassung muss Deutschland als relevanter und aktiv gestaltender
Akteur agieren und darf nicht zum Juniorpartner werden.'"[4]

Diese Forderungen wurden daraufhin vom Verteidigungsministerium als (zu
teurer) Protektionismus zurückgewiesen. Der Verweis auf die
"Schlüsselindustrien" gehe in die Leere, da er sich in einem Abschnitt des
Koalitionsvertrages befinde, in dem von zivilen Überwasserschiffen die Rede
sei.[5]

Rüstungsexporte außer Kontrolle



Was die Rüstungsexportpolitik anbelangt, wurde der umstrittene Satz aus dem
Sondierungspapier zwar beibehalten, keine Rüstungsgüter an Länder liefern
zu wollen, die am Jemen-Krieg beteiligt sind. Berichten zufolge sollen hier
Vertreter von CDU und CSU allerdings erfolgreich auf eine Aufweichung
gedrängt haben, denn im Koalitionsvertrag wurde folgender Satz
nachgeschoben: "Firmen erhalten Vertrauensschutz, sofern sie nachweisen,
dass bereits genehmigte Lieferungen ausschließlich im Empfaland
verbleiben." Solange also Material nicht direkt im Krieg selbst zum Einsatz
kommt, kann munter weitergeliefert werden, weshalb am 22. März 2018
konsequenterweise in der Presse zu lesen war: "Ungeachtet der Beteiligung
Saudi-Arabiens am Jemen-Krieg hat die Bundesregierung die Lieferung von
acht Patrouillenbooten an das Königreich genehmigt."[6]

Zwar findet sich im Koalitionsvertrag explizit die Absichtserklärung, die
Rüstungsexporte "einschränken" zu wollen, allzu weit dürfte es damit in der
Praxis aber nicht her sein, nachdem sich auch die letzte Große Koalition
allen Lippenbekenntnissen zum Trotz um diesen Bereich - vorsichtig
formuliert - nicht sonderlich verdient gemacht hat. Politisch interessant
könnte allerdings die Debatte werden, die sich aus der Ankündigung im
Koalitionsvertrag ergeben könnte, die Rüstungssexportrichtlinien von 2000
noch in diesem Jahr überabreiten zu wollen.

Auffällig sind auch die Passagen zur atomaren Rüstungskontrolle im
Koalitionsvertrag: "Wir wollen ein neues konventionelles und nukleares
Wettrüsten auf unserem Kontinent vermeiden." Im besten Fall kann dies als
eine Absage gegenüber den immer lauter werdenden Forderungen nach einer
Stationierung weiterer US-Atomwaffen in Europa verstanden werden. Auf der
anderen Seite wird aber der - eigentlich vom Bundestag 2010 von allen
Fraktionen in einem gemeinsamen Antrag geforderte - Abzug der US-Atomwaffen
in Deutschland an "erfolgreiche Abrüstungsgespräche" gekoppelt, also
angesichts der aktuellen westlich-russischen Konflikte einstweilen auf den
St. Nimmerleinstag verschoben: "Erfolgreiche Abrüstungsgespräche schaffen
die Voraussetzung für einen Abzug der in Deutschland und Europa
stationierten taktischen Nuklearwaffen."

Mehr Einsätze: Keine Idee vom Frieden!



Die Aufrüstung und Ausbildung "befreundeter" Akteure ("Ertüchtigung")
entwickelt sich im Vergleich zu "direkten" Interventionen zu einem immer
wichtigeren Instrument im militärpolitischen Instrumentenkasten. Bislang
werden solche Einsätze auf EU-Ebene primär aus Mitteln der
Entwicklungshilfe finanziert, was ihnen aber auch gewisse Beschränkungen
auferlegt. Aus diesem Grund fordert die Bundesregierung, dass für
"Ertüchtigungsprojekte im Sicherheitsbereich auf EU-Ebene (CBSD) rasch ein
gesondertes Finanzinstrument außerhalb der EU-Entwicklungsfinanzierung
eingerichtet wird."

Die "Ertüchtigung" steht auch im Zentrum von drei Einsätzen, deren
Ausweitung bereits im Sondierungspapier und dann auch im Koalitionsvertrag
angekündigt wurde. Anfang März 2018 verabschiedete dann auch die
kommissarische Bundesregierung eine Aufstockung des deutschen 
Afghanistan-Kontingentes um 320 auf 1.300 Soldaten und auch die deutsche Beteiligung am
MINUSMA-Einsatz der UN in Mali wird um 100 auf 1.100 Soldaten erhöht
(MINUSMA ist kein Ertüchtigungseinsatz, aber eng verzahnt mit der hiermit
beauftragten EU EUTM Mali-Mission). Formal reduziert - von 1.250 auf 800 -
wird das Mandat für den Bundeswehr-Einsatz im Irak, das allerdings ohnehin
bislang nicht ausgeschöpft wurde. Politisch brisanter ist die Ausdehnung
des Einsatzgebietes auf den Zentralirak, wo künftig auch Einheiten der
Regierung - und nicht wie bislang ausschließlich kurdische 
Peschmerga-Kämpfer im Norden - "ertüchtigt" werden sollen.

Was das Agieren vor Ort anbelangt, betont der Koalitionsvertrag das Prinzip
der "vernetzten Sicherheit": "Die Bundeswehr ist Garant unserer Sicherheit.
Gemeinsam mit unseren Partnern leistet sie entscheidende Beiträge zum
Schutz und zur Verteidigung unseres Landes und unserer Verbündeten.
Innerhalb des umfassenden und vernetzten Ansatzes engagiert sie sich
weltweit für Frieden und Sicherheit." Kern der "vernetzten Sicherheit" ist
die Vorstellung, Außen-, Entwicklungs- und Militärpolitik würden bzw.
sollten auf dieselben Ziele hinarbeiten und müssten demzufolge auch eng
verzahnt werden. Seit Jahren kritisieren viele
Nichtregierungsorganisationen dieses Konzept als bewussten 
militärisch-strategischen Vereinnahmungsversuch. Ganz konkret zum Koalitionsvertrag
schrieb Katja Maurer, die Pressesprecherin der Hilfsorganisation Medico
International: "Tatsächlich legitimiert die 'vernetzte Sicherheit'
Militäreinsätze und Kriegsführungsstrategien. Schlimmer noch, 'vernetzte
Sicherheit' hat die Idee von kollektiver Sicherheit, wie sie einst den
Vereinten Nationen nach den Erfahrungen der beiden Weltkriege als Fundament
diente, abgelöst. Es gibt keine Idee mehr vom Frieden, nur noch Formen der
Kriegsführung, die man Sicherheit nennt. Die Bundesverteidigungsministerin
hat das in München auch genau so beschrieben. Erst müsse man die
Terroristen militärisch besiegen, sagte sie, dann könne man mit
Entwicklungspolitik die Herzen der Bevölkerung gewinnen. Dagegen gibt es
zwei fundamentale Einwände. Erstens hat der Krieg gegen den Terror mehr
Terror geschaffen als beseitigt. [...] Zweitens bringt die vernetzte
Sicherheit auch alle Ansätze einer vernünftigen Weltsozialpolitik in
Verruf. Die 'vernetzte Sicherheit' ordnet entwicklungspolitischen Aufgaben
militärischen Interessen unter."[7]

Finanzielle Hinterhältigkeiten



Als Begleitmusik um die Verhandlungen über die Bildung einer neuen
Regierung wurde zudem eine bizarre Debatte über die angeblich notorisch
unterfinanzierte Bundeswehr losgetreten. Typisch hierfür war etwa ein
Kommentar der Tagesschau vom 20. Februar 2018, in dem von einem "zwei
Jahrzehnte dauernden, ruinösen Sparkurs" die Rede war, um dann direkt zur
Forderung überzuleiten: "Wer sagt, dass Deutschland militärisch mehr
Verantwortung übernehmen soll, kann das nicht mit Kleingeld und warmen
Worten untermauern. Die Bundeswehr muss ordentlich finanziert werden."[8]

Wie dieser Kommentator und auch zahlreiche seiner Kollegen zu solchen
Schlussfolgerungen gelangt ist allerdings schleierhaft: Sie decken sich
weder mit der bisherigen Entwicklung des Rüstungsetats noch mit den
Vereinbarungen, die im Koalitionsvertrag für die kommenden Jahre festgelegt
wurden. Deshalb hier nochmal in Zahlen: Im Jahr 1999 belief sich der
Militärhaushalt auf umgerechnet 24,3 Mrd. Euro und stieg bis 2017 auf 37
Mrd. Euro an. In absoluten Zahlen handelt es sich hier um eine Steigerung
um über 50 Prozent - selbst inflationsbereinigt wuchs der Haushalt um etwa
28 Prozent an. Von einem "ruinösen Sparkurs" zu sprechen ist also blanker
Blödsinn - oder eher: pure Rüstungspropaganda!

Und auch für die kommenden Jahre hat sich die Große Koalition auf saftige
Steigerungen geeinigt - und zwar in größerem Umfang als alles, was während
der Verhandlungen um eine Jamaika-Koalition im Raum stand. Laut
Koalitionsvertrag soll sich der Rüstungshaushalt "auf Grundlage des 51.
Finanzplans" entwickeln. Der sieht Mehrausgaben von mindestens 10,2 Mrd.
Euro zwischen 2018 und 2021 und einen Etat von 42,4 Mrd. Euro im Jahr 2021
vor. Wohlgemerkt: Hierbei handelt es sich um die Mindesterhöhung, sobald
zusätzliche "Spielräume" entstehen, sollen diese - auf den ersten Blick -
gleichberechtigt dem Entwicklungs- und dem Rüstungsetat zugeführt werden,
wie explizit in den Koalitionsvertag eingeschrieben wurde: "Im Rahmen der
jährlichen Haushaltsaufstellung ab 2018 bis 2021 wird die Koalition
zusätzlich entstehende Haushaltsspielräume prioritär dazu nutzen, neben den
Verteidigungsausgaben zugleich die Mittel für Krisenprävention, humanitäre
Hilfe, auswärtige Kultur-und Bildungspolitik und Entwicklungszusammenarbeit
[...] zu erhöhen im Verhältnis von eins zu eins beim Verteidigungshaushalt
zu Ausgaben im Rahmen der ODA-Quote (Krisenprävention, humanitäre Hilfe,
Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik und Entwicklungszusammenarbeit).
[...] Deutschland wird verbindlich mit dieser Haushaltspolitik und der
Koppelung von Verteidigungsausgaben und ODA-quotenfähigen Ausgaben sowohl
dem Zielkorridor der Vereinbarungen in der NATO folgen als auch den
internationalen Verpflichtungen zur weiteren Steigerung der ODA-Quote
nachkommen, deren beider Absinken bereits 2018 verhindert werden muss."

Dieser Absatz lässt sich durchaus so verstehen, dass Entwicklungshilfe und
Militärhaushalt nur solange "im Verhältnis von eins zu eins" erhöht werden,
bis das Ende der jeweiligen "Zielkorridore" erreicht ist. Das ist insofern
hochproblematisch, da sich die Zusage im Falle der ODA-anrechenbaren
Entwicklungshilfe darauf beläuft, 0,7 Prozent des BIP zu verausgaben, was -
wenn auch durch zahlreiche schmutzige Tricks[9] - so gut wie erreicht ist.
Viel zusätzliches Geld müsste für den Entwicklungsbereich so besehen also
überhaupt nicht in die Hand genommen werden. In krassem Gegensatz dazu
werden im Falle der NATO unentwegt die - rechtlich nicht bindenden -
Absprachen des Gipfeltreffens von Wales bemüht, denen zufolge sich
Deutschland damals dazu verpflichtet hätte, 2 Prozent des BIP für das
Militär bereitzustellen. Und dieser Betrag ist bekanntlich bei weitem nicht
erreicht: Legt man das Jahr 2017 zugrunde, so klaffte zwischen realem
Haushalt (37 Mrd.) und 2%-Haushalt (65 Mrd.) eine riesige Lücke, die - so
zumindest lässt sich der Koalitionsvertrag interpretieren - in den
kommenden Jahren dann prioritär mit Haushaltsüberschüssen geschlossen
werden kann.

So jedenfalls scheint die ganze Angelegenheit unter anderem der 
CDU-Verteidigungsexperte Henning Otte zu interpretieren: "Deshalb müssen wir
parallel zur Erhöhung des Verteidigungshaushaltes auch die Mittel für
Entwicklungszusammenarbeit im Maßstab 1:1 erhöhen, bis bei den öffentlichen
Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit, die sogenannte ODA-Quote von 0,7
Prozent des Bruttoinlandsproduktes erreicht ist. Ein zentrales Element
gemeinsamer Sicherheitsvorsorge bleiben jedoch leistungsfähige
Streitkräfte. Deswegen ist es wichtig, zur Stärkung unserer Truppe
weiterhin auf das 2-Prozent-Ziel der NATO hinzuarbeiten, damit notwendige
Fähigkeiten zu jeder Zeit für die Verteidigung und Krisenbewältigung
gewährleistet sind."[10]

Mehr von Allem!

Pflichtschuldig haben SPD und CDU/CSU einen Koalitionsvertrag gegen den
Frieden und für Krieg und Aufrüstung auf den Weg gebracht - und genau dies
wird von ihnen quasi wörtlich auch noch so formuliert: "Wir stärken unsere
Bundeswehr und die europäische Verteidigungsstruktur: Mehr Personal, beste
Ausbildung und moderne Ausstattung bei der Bundeswehr durch einen höheren
Verteidigungsetat. Ausbau der europäischen Verteidigungsunion mit PESCO,
europäischem Verteidigungsfonds und weiteren Schritten auf dem Weg zur
'Armee der Europäer'."
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FESTIVAL/391: goEast 2018 - "Seiner Vergangenheit kann man nicht entfliehen" (goEast)


18. GOEAST - FESTIVAL DES MITTEL- UND OSTEURÖPÄISCHEN FILMS

WIESBADEN, 18.04.- 24.04.2018


goEast 2018: "Seiner Vergangenheit kann man nicht entfliehen"

Festivalleiterin Heleen Gerritsen stellte das Programm auf einer Pressekonferenz vor



102 Filme aus 35 Ländern werden in diesem Jahr bei goEast - Festival
des mittel-und osteuropäischen Films zu sehen sein. Festivalleiterin
Heleen Gerritsen stellte das Programm am Donnerstagvormittag auf einer
Pressekonferenz im Caligari Filmbühne in Wiesbaden vor und freute sich
über acht Weltpremieren, eine internationale Premiere, eine
europäische und 20 Deutschlandpremieren bei goEast. Daneben bietet das
Festival wie gewohnt ein vielfältiges Begleitprogramm mit
Ausstellungen, Workshops, Vorträgen, Filmgesprächen und natürlich den
legendären goEast-Partys. "goEast ist ein Herzensprojekt des Deutschen
Filminstituts. Es ist unsere Mission, wichtige und herausragende Filme
zu zeigen, junge Filmschaffende in ihrer Entwicklung zu unterstützen
und verdiente Filmemacherinnen und Filmemacher zu würdigen", sagte
Ellen Harrington, Direktorin des Deutschen Filminstituts.

Der Wettbewerb besteht auch dieses Jahr wieder aus sechzehn Filmen,
die um die drei Hauptpreise des Festivals konkurrieren. "Die
Auswahlkommission hat viele starke Einreichungen von Frauen erhalten",
sagte Gerritsen. goEast habe mühelos einen Frauenanteil von 50 Prozent
erreicht. Besonders hervorzuheben sei die große Anzahl an
Einreichungen, die die politische Lage in den Ländern Mittel- und
Osteuropas reflektieren. "Oft passiert dies indirekt, indem Themen der
Vergangenheit aufgegriffen werden, um heutige Entwicklungen zu
spiegeln", so Gerritsen. "Der eigenen Vergangenheit kann man eben
nicht entfliehen, auch wenn manche Länder versuchen, ihr offizielles
nationales Narrativ zu verändern." Eine Vielzahl Filmschaffender setze
sich direkt mit den unbequemen Kapiteln ihrer Geschichte auseinander
und suche nach Identität. Dabei wiesen die Filme formale Unterschiede
auf: "Vom klassischen Arthouse bis zum animierten Dokumentarfilm ist
alles dabei. Viele Filmschaffende haben sich auch für Mischformen von
Dokumentar-, Spiel- und Animationsfilm entschieden", erläuterte
Gerritsen.

Insgesamt werden rund 200 Filmschaffende aus Mittel- und Osteuropa bei
goEast zu Gast sein. Dem russischen Starregisseur Boris Khlebnikov ist
im Porträt eine Werkschau gewidmet, der ehemalige
Berlinale-Shooting-Star Mateusz Kociukiewicz, der auch Teil der
diesjährigen Wettbewerbsjury ist, präsentiert den Eröffnungsfilm
FRATZE, in dem er die Hauptrolle spielt. Im Rahmen des
Spezialprogramms "Prag 1968" sind die fünf Regisseurinnen und
Regisseure, der Hauptproduzent und vier Darstellerinnen und Darsteller
von OKKUPATION 1968 zum Filmgespräch vor Ort. Das Publikum hat die
Möglichkeit, in entspannter Atmosphäre mit den Filmschaffenden des
Wettbewerbs direkt ins Gespräch zu kommen, im allabendlichen "goEast
Salon" im Festivalzentrum.

Auf die politischen Beiträge freut sich der Staatssekretär des
Hessischen Ministeriums für Wissenschaft und Kunst, Patrick Burghardt,
besonders: "Das Festival mit seinen beständig hohen Besucherzahlen und
den vielen internationalen Gästen ist ein wunderbares Beispiel dafür,
wie der kulturelle Austausch zwischen Ost und West zeitgemäß
funktionieren kann. Die Hessische Landesregierung freut sich sehr, mit
der alljährlichen finanziellen Förderung in Höhe von 115.000 Euro
einen entsprechenden Beitrag zum Erfolg des Festivals und damit
gleichzeitig auch für die Völkerverständigung in Europa leisten zu
können."

Für Axel Imholz, Kulturdezernent der Landeshauptstadt Wiesbaden, ist
es vor allem die Geschichte Wiesbadens, die viele Bürgerinnen und
Bürger mit Osteuropa verbindet. "goEast bringt uns deren
gesellschaftliche Entwicklung näher", so Imholz. Wiesbaden schätze
sich glücklich, dieses Festival-Juwel in der Landeshauptstadt zu
haben. "Dieses filmische Angebot zeugt von hervorragender Kenntnis der
Filmhistorie und -entwicklung und dürfte einzigartig in der
Festivallandschaft sein", sagt der Kulturdezernent.

goEast bietet auch Nachwuchstalenten der Filmbranche eine Plattform.
Neu ist die Ausrichtung des von der BHF BANK Stiftung ausgelobten Open
Frame Awards, der 2018 beim East-West Talent Lab erstmals
Virtual-Reality-Werke zeigt. Acht 360°- und VR-Werke aus Serbien,
Polen, Weißrussland, Litauen, Rumänien, Deutschland, Russland und der
Ukraine sind vom 10. bis 16. April im Deutschen Filmmuseum und vom 19.
bis 25. April im Museum Wiesbaden zu sehen. Die Vernissage mit allen
Künstlerinnen und Künstlern findet am Donnerstag, 19. April, statt.
"Der Kulturfonds unterstützt die Idee, die hinter dem Festival steht.
Da ist zum einen das innovative Programm mit bekannten sowie
unbekannten Filmschaffenden, das goEast bietet. Und da ist zum anderen
das East-West-Talent Lab als umfassendes Nachwuchsprogramm, das 30
junge Künstlerinnen und Künstler aus Mittel- und Osteuropa sowie
Deutschland miteinander vernetzt und ihnen die Möglichkeit bietet,
ihre Projektideen öffentlich einer namhaft besetzten Jury
vorzustellen", sagte Dr. Helmut Müller, Geschäftsführer des
Kulturfonds Frankfurt RheinMain, der das Nachwuchsprogramm fördert.
Das East-West Talent Lab fördere die professionellen und kreativen
Fähigkeiten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer. "Somit dient es dem
Brückenbau zwischen den verschiedenen Staaten und unterschiedlichen
Kulturen", so Müller.

Am 18. April geht goEast - Festival des mittel- und osteuropäischen
Films in die 18. Runde, eröffnet wird mit der polnischen Produktion
FRATZE von Malgorzata Szumowska.

Das komplette Programm zur 18. Ausgabe von goEast - Festival des
mittel- und osteuropäischen Films finden Sie hier: 

http://archiv.filmfestival-goeast.de/downloads/goEast_Program_2018_web.pdf

goEast - Festival des mittel- und osteuropäischen Films wird vom
Deutschen Filminstitut veranstaltet und von zahlreichen Partnern
unterstützt: Hauptförderer sind die Landeshauptstadt Wiesbaden, das
Hessische Ministerium für Wissenschaft und Kunst, der Kulturfonds
Frankfurt RheinMain, SKODA AUTO Deutschland, die BHF-BANK-Stiftung,
die Adolf und Luisa Haeuser-Stiftung für Kunst und Kulturpflege, die
Stiftung "Erinnerung, Verantwortung und Zukunft" (EVZ), das Auswärtige
Amt und der Deutsch-Tschechische Zukunftsfonds. Medienpartner sind
u.a. 3sat, die Frankfurter Allgemeine Zeitung und hr-iNFO.

VERANSTALTER

Deutsches Filminstitut - DIF

goEast Filmfestival

Schaumainkai 41

D-60596 Frankfurt am Main

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12. April 2018

goEast Festivalbüro

Friedrichstraße 32, 65185 Wiesbaden

Telefon: +49-611-236 843-0, Fax: +49-611-236 843-49

E-Mail: info@filmfestival-goEast.de

Internet: www.filmfestival-goEast.de
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INTERNATIONAL/215: Türkei - Rote Hilfe e.V. fordert Freilassung des Journalisten Adil Demirci (Rote Hilfe)


Bundesvorstand Rote Hilfe e.V. - Pressemitteilung vom 13.04.2018

Rote Hilfe e.V. fordert Freilassung des Journalisten Adil Demirci



In den frühen Morgenstunden wurde der in Köln lebende Journalist und
Sozialwissenschaftler Adil Demirci während eines Familienbesuchs in
Istanbul von Polizeieinheiten verhaftet.

Fast zeitgleich wurden an anderen Orten die Journalistinnen Pinar Gayip und
Semiha Sahin festgenommen. Alle drei derzeit Inhaftierten arbeiten für die
sozialistische Nachrichtenagentur Etha.

Adil Demirci ist deutscher und türkischer Staatsbürger. Er arbeitet
hauptberuflich in einer sozialen Einrichtung und tritt unter anderem für
die Rechte von Migrant*innen ein.

Als seine Arbeitskollegin Mesale Tolu im vergangenen Jahr verhaftet wurde,
gründete er die "Mesale Tolu Initiative" in Köln, die wöchentlich
politische Kundgebungen für deren Freilassung auf der Domplatte durchführte
und die Repression des AKP-Regimes verurteilte.

Nachdem Mesale Tolu auf freiem Fuß ist, aber die Türkei nicht verlassen
darf und der Welt-Journalist Deniz Yücel nach einjähriger Haft nach Berlin
zurückkehren konnte, wurde nun ein weiterer Journalist aus Deutschland
verhaftet, um die oppositionelle Presse einzuschüchtern und ihre Arbeit zu
behindern.

Hierzu erklärt Heiko Lange, Mitglied im Bundesvorstand der Roten Hilfe
e.V.:

"Es darf doch nicht sein, dass das türkische Regime nach Gutdünken
kritische Journalist*innen verhaften kann, die noch dazu teilweise im
Besitz eines deutschen Passes sind. Damit zeigt das Regime einmal mehr,
dass es sich in einem offenen Krieg gegen seine Gegner*innen befindet.
Tausende politische Gefangene sitzen bereits in den Kerkern Erdogans und es
werden immer mehr. Gegen diese brutale Repression müssen linke
Organisationen, Soziale Bewegungen, Menschen- und Bürgerrechtler*innen,
journalistische Verbände und Gewerkschaften gemeinsam auftreten und die
Meinungs- und Pressefreiheit verteidigen. Wir fordern die sofortige
Freilassung Adil Demircis und seiner inhaftierten Kolleg*innen. Die Rote
Hilfe e.V. rät kritischen Journalist*innen wie linken Aktivist*innen
derzeit dringend von beruflichen und privaten Reisen in die Türkei ab."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13.04.2018

Bundesvorstand Rote Hilfe e.V.

Bundesgeschäftsstelle, Postfach 32 55, 37022 Göttingen

Telefon: 0551/770 80 08; Fax: 0551/770 80 09

E-Mail: bundesvorstand@rote-hilfe.de

Internet: www.rote-hilfe.de
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INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





MELDUNG/907: Neue Ausgabe leibniz-Magazins zum Thema Arbeit (idw)


Leibniz-Gemeinschaft - 13.04.2018

leibniz: Arbeit



In seiner neuen Ausgabe widmet sich das Magazin der Leibniz-Gemeinschaft
dem Schwerpunkt "Arbeit". Es ist zugleich ein Beitrag zum
Wissenschaftsjahr 2018 "Arbeitswelten der Zukunft".

Wir verbringen einen großen Teil unseres Lebens mit ihr. Arbeit ist
existentiell für Menschen, für ihr Leben und ihr Selbstverständnis.
Inzwischen bevölkern auch Roboter und intelligente Materialien die
traditionelle Arbeitswelt, und neue Konzepte von Solidarität begleiten die
Entwicklung. Was wird sich verändern, und wie lassen sich die
Errungenschaften der Vergangenheit bewahren?

Die Berliner Stadtteile Friedrichshain und Kreuzberg waren einst echte
Arbeiterviertel, dicht bevölkert und von Armut gezeichnet. Heute sind sie
Szeneviertel, die sich hoher Beliebtheit erfreuen, aber auch steigende
Mietpreise verzeichnen. Der Historiker Hanno Hochmuth vom Zentrum für
Zeithistorische Forschung Potsdam hat diese Entwicklung rekonstruiert. Wir
haben ihn bei einer Radtour durch die Kieze begleitet.

Auch am DWI - Leibniz-Institut für Interaktive Materialien lässt sich der
Wandel der Arbeitswelt beobachten: Wissenschaftler entwickeln dort die
"Kollegen" der Zukunft. Der Natur nachempfundene Materialien sollen die
Arbeit von Zellen und anderen organischen Stoffen übernehmen. Ein
Laborbesuch.

Bereits Ende des 17. Jahrhunderts predigten zwei Kapuzinermönche gegen das
ausbeuterische System des Sklavenhandels, 100 Jahre bevor der Abolitionismus 
dessen Abschaffung forderte. Thomas Weller vom Leibniz-Institut für 
Europäische Geschichte hat sich dieser Zwei-Mann-Bewegung in seiner 
Forschung gewidmet. Das frühe Aufbegehren der Mönche bezeichnet er
als "humanitären Big Bang".

Außerdem lesen Sie in leibniz:


	Mensch und Maschine: Seit Mitte des 20. Jahrhunderts halten Roboter und Computer Einzug in die Arbeitswelt - begleitet von großen Hoffnungen, aber auch Skepsis hier und da.

	"Im Zentrum steht der Sinn": Was ist Arbeit uns wert? Tanja Wielgoß von der Berliner Stadtreinigung (BSR) im Gespräch. Marcel Fratzscher vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung kommentiert.

	Zurückgelassen: Auf der Suche nach Arbeit verlassen Millionen Menschen Chinas Dörfer. Ihre Eltern und Kinder bleiben zurück. Die Ökonomin Lena Kuhn vom Leibniz-Institut für Agrarentwicklung in Transformationsökonomien hat sie besucht.

	Infografik: Wie Menschen arbeiten, was sie verdienen und wann sie in Rente gehen, hängt auch davon ab, wo sie leben. Ein internationaler Vergleich.

	Inklusion: Jörg Muskatewitz ist Sprecher der Leibniz-Schwerbehindertenvertretungen. Ein Gespräch über Barrieren in den Köpfen und Karrieren in der Wissenschaft.

	(K)ein Stück vom Kuchen: Braucht Deutschland das Bedingungslose Grundeinkommen? Zwei Standpunkte.

	Die Arbeit der Natur: Die Natur arbeitet auf vielfältige Weise für den Menschen. Fünf Beispiele für "Ökosystemdienstleistungen".

	Nichtstun: Der Epilog widmet sich dem Faultier und seinen überaus flinken Vorfahren.



Das Magazin leibniz erscheint dreimal im Jahr. Das PDF und die
Blätterversion finden Sie unter

www.leibniz-gemeinschaft.de/medien/publikationen/journal/12018.

Die Druckversion können Sie kostenlos abonnieren:


abo@leibniz-gemeinschaft.de.


Die Leibniz-Gemeinschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 93 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte Forschung, auch in den
übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten
wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte
Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im
Wissenstransfer, vor allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und
informiert Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit. 
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen u. a. 
in Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen
Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und
unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen
Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 18.700 Personen,
darunter 9.500 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der Gesamtetat
der Institute liegt bei mehr als 1,83 Milliarden Euro.

www.leibniz-gemeinschaft.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution390

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Gemeinschaft, Christoph Herbort-von Loeper M.A., 13.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





FILM/1551: WDR - Die Füchsin. Spur auf der Halde, 17.4.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Füchsin - Spur auf der Halde

Fernsehfilm Deutschland 2017

Dienstag, 17.04.2018, 22.10 - 23.40 Uhr, WDR Fernsehen



Nachdem die Ex-Stasi-Spionin Anne Marie Fuchs und der Im- und
Exporthändler Youssef El Kilali ihren ersten gemeinsamen Fall mit
unorthodoxen Methoden erfolgreich gelöst haben, sieht sich Youssef als
aufstrebender Sherlock Holmes. Ohne Annes Wissen hat er kurzerhand
Visitenkarten für die junge Detektei "Fuchs & El Kilali" drucken
lassen und fleißig an seine Kunden verteilt. Nicht ohne Erfolg, denn
tatsächlich zieht er eine potenzielle Auftraggeberin an Land. Es
dauert allerdings nicht lange, da steckt Youssef bis zum Hals in
Schwierigkeiten, denn bei seiner Ankunft findet er seine
Auftraggeberin, Astrid Altmann, tot in ihrem Haus.

Anne Marie Fuchs (Lina Wendel)

Youssef el Kilali (Karim Cherif)

Katja Mehring (Tanja Schleiff)

Simone Papst (Jasmin Schwiers)

Ralf Eisner (Robert Dölle)

Olaf Ruhleben (Torsten Michaelis)

René Röpers (Dirk Borchardt)

Saida (Sara Fazilat)

Xuân Lan (Bolor Gansuh)

Bettina Mischinger (Sybille J. Schedwill)

Carsten Mehring (Isaak Dentler)

Werner Segecke (Klaus Zmorek)

 * 

Quelle:

Programmtip vom 13. April 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1006: Deutschlandfunk - Renegaten, Konvertiten, Überläufer vom linken ins rechte Lager, 17.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Renegaten, Konvertiten, Überläufer

Zur Wanderung von Intellektuellen aus dem linken ins rechte Lager

Von Markus Metz und Georg Seeßlen

Deutschlandfunk 2018

Herd. Heimat. Hass. Über die Verlockungen rechten Denkens (2/5)

Das Feature

Dienstag, 17. April 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Konvertiten kennt man aus dem Feld der Religionen und Konfessionen:
Sie ändern mitsamt dem Glauben auch ihre Lebenseinstellung und ihr
Weltbild. Die Figur des Konvertiten gibt es aber auch in der Politik:
die Bewegung vom demokratisch, modern und links eingestellten
Intellektuellen hin zum Rechtsextremismus, zum nationalistischen,
völkischen und militaristischen Denken. Schlüsselbegriffe dieser Art
des Konvertierens sind immer Nation, Volk, Geschlecht und Kultur.
(Teil 3 am 20.4.2018)

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2539: Deutschlandfunk Kultur - Bläsermusik der Alta Capella, 17.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Werke von Mönch von Salzburg, Guillaume Du Fay,
Magister Grimace und Francesco Landini/Oswald von Wolkenstein


Ensemble Les haulz et les bas

Alte Musik

Dienstag, 17. April 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Anlässlich der Feierlichkeiten zum Konzil von Konstanz hat das
Ensemble Les haulz et les bas ein Programm zusammengestellt, das die
Bläsermusik der Alta Capella repräsentiert, wie sie während des
Konzils vor 600 Jahren erklungen sein könnte.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. April 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2538: Deutschlandfunk Kultur - "Hörprobe" an der Hochschule für Musik, 17.4.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 12.4.2018

"Hörprobe" an der Hochschule für Musik

Deutschlandfunk Kultur sendet am 17. April ab 20.03 Uhr live aus
Würzburg, Konzertsaal der HfM Würzburg (HfM Würzburg)



Am 17. April 2018 wird die Hochschule für Musik Würzburg zum
Hörfunkstudio.

Deutschlandfunk Kultur sendet ab 20.03 Uhr live aus dem Konzertsaal
einer der traditionsreichsten und ältesten Musikschulen in
Deutschland. Die Sendung "Hörprobe" präsentiert Solisten, Ensembles
und das Hochschulsinfonieorchester und stellt sie im Gespräch vor.

Klassik, zeitgenössische Kompositionen und Jazz: Das Programm der
"Hörprobe" ist so vielfältig wie das musikalische Leben an einer
Musikhochschule und zeigt die unterschiedlichsten musikalischen
Ausbildungsfacetten. Mit dabei sind unter anderem das Saxophon- sowie
Posaunenensemble, Studierende der Gesangsabteilung und der Kammerchor
der Hochschule. Als Höhepunkt werden zwei Organisten auf der neuen
Orgel der Firma Klais spielen, die nach einer langen Planungs- und
Bauphase im Oktober 2016 im Konzertsaal eingeweiht wurde. Das Finale
bestreitet das Sinfonierochester der Hochschule unter der Leitung von
Ari Rasilainen mit der berühmten Peer-Gynt-Suite von Edvard Grieg.

Die 1996 gestartete Radiokonzertreihe "Hörprobe" gibt einen Einblick
in die Arbeit der 24 deutschen Musikhochschulen zwischen
Traditionspflege und musikalischem Aufbruch. Sie macht neugierig auf
das, was vielleicht schon morgen oder übermorgen auf den großen
Konzertbühnen zu hören sein wird. Für die jungen Tonkünstler ist die
Live-Situation eine besondere künstlerische Herausforderung.

Karten an der Abendkasse ab 19.00 Uhr zu 10 EUR (5 EUR ermäßigt), die
Platzwahl ist frei.

Mehr Informationen zum Konzert:

www.deutschlandfunkkultur.de/hoerprobe-konzertreihe-mit-musikhochschulen-morgenstimmung.1091.de.html?dram:article_id=415199

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2537: WDR 2 - Sting und Shaggy, Weltstars geben exklusives WDR 2-Radiokonzert, 17.4.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Sting und Shaggy - zwei Weltstars geben exklusives WDR 2 -
Radiokonzert

17.04.2018 ab 20.05 Uhr live auf WDR 2



Weltstar Sting und Reggae-König Shaggy geben am 17. April 2018 ein
exklusives WDR 2 - Radiokonzert in der Kölner Kulturkirche. Das
Besondere am Event: Teil des Auftritts ist eine Talkrunde, in der
beide Stars über sich und ihre Musik sprechen.

Sting und Shaggy haben bereits im Januar ein gemeinsames Konzert vor
20.000 Besuchern auf Jamaika gegeben. Daraus entstand der Plan für
eine weitere Zusammenarbeit. Am 20. April erscheint ihr erstes
gemeinsames Album "44/876". Der Albumtitel verweist auf die
Vorwahl-Ziffern ihrer Heimatländer Großbritannien und Jamaika. Von
Köln reisen die beiden Weltstars weiter nach London. Dort haben sie
die Ehre, beim 92. Geburtstag der Queen in der Royal Albert Hall
aufzutreten.

Sting gehört mit 100 Millionen verkauften Alben zu den erfolgreichsten
Pop-Musikern weltweit. Mit der Kooperation mit Shaggy kehrt der
66jährige zu seinen musikalischen Wurzeln zurück. Die Musik seiner
Band Police in den späten 70er- und 80er-Jahren war bereits vom Reggae
inspiriert.Der in Jamaika geborene und in den USA aufgewachsene Shaggy
schaffte 1993 mit seiner Hit-Single "Oh, Carolina" seinen Durchbruch.
Mit "Boombastic" und "It wasn't me" gelangen ihm weitere
Nummer-1-Hits.

WDR2-Musikchef Stephan Laack: "Es freut mich ungemein, dass es uns
gelungen ist, das ungewöhnlichste Duo des Jahres für ein exklusives
WDR2 Radiokonzert zu gewinnen. Drei Tage vor Veröffentlichung ihres
Albums "44/876" werden Weltstar Sting und Reggae-König Shaggy ihre
neuen Songs im stimmungsvollen Ambiente der Kölner Kulturkirche
präsentieren. Für die WDR2 Hörer wird das ein unvergesslicher Abend,
da Sting und Shaggy auch den ein oder anderen Klassiker spielen werden
und für einen ausführlichen Talk vor dem Publikum zur Verfügung
stehen."

Karten für das Event in der Kulturkirche in Köln-Nippes gibt es nicht
zu kaufen. Ab kommenden Montag (09.04.2018) können Hörerinnen und
Hörer die Tickets ausschließlich im Programm von WDR 2 gewinnen.
Konzert und Talk werden am 17.04.2018 ab 20.05 Uhr live im Programm
von WDR 2 übertragen.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 8. April 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





TALK/1559: WDR 5 - Tischgespräch mit Stuntfrau Daniela Stein, 18.4.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

WDR 5 Tischgespräch mit Stuntfrau Daniela Stein

Mittwoch, 18.04.2018, 20.04 - 21.00 Uhr, WDR 5



Sie springt mit dem Motorrad, macht Überschläge mit dem Auto, geht in
Flammen auf und fällt aus Fenstern: Dani Stein ist Stuntfrau - eine
der wenigen weiblichen Stuntleute in Deutschland. Adrenalin ist der
Stoff, nach dem sie fast süchtig ist, erzählt sie Gisela Keuerleber im
WDR 5 Tischgespräch.

Dani Steins Spezialgebiet ist alles, was fährt. Auch Rennfahrerin,
wäre eine Option gewesen, wenn es mit den Stunts nichts geworden wäre.
Als sie klein war, hat sie lieber mit ihrem Vater in der Garage
gebastelt als mit ihrer Mutter in der Küche gestanden.
Weshalb gute Stuntleute auch gut in Mathematik sein müssen, ob nicht
mehr und mehr digitale Animationen die gefährlichen Tricks von
Stuntleuten übernehmen und wieso so wenige Frauen Stunts machen,
darüber spricht Daniela Stein im WDR 5 Tischgespräch.

Redaktion: Volker Schaeffer

 * 

Quelle:

Programmtip vom 13. April 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1733: Unna - "Sicher im Internet mit iPhone und iPad" am 28. April 2018


VHS-Aktuell: Wochenendworkshop am 28. April 2018 zum Thema "Sicher
im Internet mit iPhone und iPad"



Kreisstadt Unna. iPhones und iPads gelten als besonders sicher. Das
stimmt, denn die Geräte schließen viele Gefahren von Anfang an aus.
Jedoch auch mit den Applegeräten müssen bestimmte Einstellungen
vorgenommen und Verhaltensweisen im Internet beachtet werden, um
Kriminellen nicht zum Opfer zu fallen.

Der Workshop beschäftigt sich mit der Frage, wie Angriffe durchgeführt
werden und wie das eigene Gerät effizient geschützt werden kann.
Entsprechend beschäftigen sich die Teilnehmenden mit wichtigen
Geräteeinstellungen zum Schutz des iPhones bzw. iPads. Außerdem wird
im Workshop gezeigt, wie der Mailversand und -empfang sowie das Surfen
im Web gefahrenlos durchgeführt werden.

Die Veranstaltung richtet sich an Interessenten mit einem eigenen
iPhone und/oder iPad. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer müssen
Grundkenntnisse im Umgang mit dem iPhone und/oder iPad haben. Zum
Seminar müssen auch die Gerätepasswörter mitgebracht werden. Die
Volkshochschule haftet nicht für private Geräte.

Der Kurs "Sicher im Internet mit iPhone und iPad - Wochenendkurs" mit
der Buchungsnummer 181-4011 findet am 28. April 2018 von 10.00 Uhr bis
13.45 Uhr im Raum 1.09 im zib statt. Die Gebühr für den Kurs beträgt
31 Euro. Dozentin: Kamila Lauter

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 41 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT > iMac / iPhone / iPad" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 10. April 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Oliver Böer

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1732: Mönchengladbach - "Inverted Classroom - Einführung in die digitale Fotografie", 24.4.-12.6.


Inverted Classroom - Einführung in die digitale Fotografie



Dieser Kurs verbindet flexibles Lernen im Netz mit dem Austausch und
der Bildbesprechung in der Gruppe. Die grundlegenden Inhalte zu den
Themen Blende und Zeit und deren Zusammenspiel werden den Teilnehmern
innerhalb des Kurses als Video zur Verfügung gestellt. Bei dem ersten
Präsenztreffen können offene Fragen hierzu geklärt werden. Auf der
Exkursion kann das Erlernte praktisch umgesetzt werden.

24.4.2018 bis 12.6.2018, 18:30 - 21:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181E8004F

Kosten: 45 Euro

Weitere Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 /
25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. April 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99
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BILDUNG/1103: Sicherheit in Luftfahrt und Medizin - Pilot und Arzt im Dialog (idw)


Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie e.V. - 12.04.2018

Sicherheit in Luftfahrt und Medizin: Pilot und Arzt im Dialog



Medizin und Luftfahrt können voneinander lernen. Mögen die
Berufsausübungen noch so unterschiedlich sein, so sind für Piloten und
Ärzten gleichermaßen Aspekte wie Teamarbeit, die Interaktion mit
Instrumenten und Technik, Zeitmanagement, Ökonomie, Leistungsdruck und
nicht zuletzt auch das hohe Maß an Verantwortung unmittelbar vergleichbar.

Frankfurt Airport. In unmittelbarer Nähe zum größten deutschen
Luftfahrtdrehkreuz liegt das Lufthansa Flight Training Center. Hier stehen
insgesamt 20 Full-Flight-Simulatoren unterschiedlicher Flugzeugtypen zur
Verfügung in denen künftige Airline-Piloten ausgebildet und erfahrene
trainiert werden können. Rund 2,5 Millionen Euro kostet jedes dieser
High-Tech-Geräte; 13 verschiedene Flugzeugmuster können realitätsnah simuliert
werden. Im verbindlich festgelegtem Turnus müssen Piloten ihre Fähigkeiten
und das notwendige Know-how nachweisen und potentielle Notfallsituationen
üben, dies als obligate Voraussetzung für die Aufrechterhaltung Ihrer
Fluglizenz. "Genau wie Ärzte oder Sprengmeister, gehören auch Piloten
einer Hochrisiko-Berufsgruppe an", erklärt Rolf Estrugo Eckstein,
Testpilot bei der Deutschen Bundeswehr. "Wir tragen regelmäßig eine
besondere Verantwortung und kleinste Fehler können weitreichende Folgen
haben. Trainings, wie wir sie u.a. zwei Mal im Jahr im Simulator
absolvieren müssen, schulen und sensibilisieren uns für vielfältige
potentiell gefährliche Ereignisse."

Während Piloten mögliche Notfälle durch Simulation trainieren, sind
Notfallsituationen in einem Operationssaal an der Tagesordnung.
"Notfall-Patienten in der Herzmedizin sind zumeist komplex erkrankt,
lebensbedrohlich gefährdet und bedürfen einer sofortigen medizinischen
Versorgung in unterschiedlichem Ausmaß. Trotz Standardisierung ist jeder
Patient individuell zu behandeln", erklärt Dr. Andreas Beckmann,
Herzchirurg und Geschäftsführer der DGTHG (Deutsche Gesellschaft für
Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie). "Das Management von Notfallsituationen
im OP muss daher differenziert trainiert werden. Hierzu bedarf es einer
weitreichenderen Implementierung von geeigneten Simulations-Trainings,
sowohl im Studium als auch im Rahmen der ärztlichen Weiter- und
Fortbildung. Kritische Situationen dürfen nicht am Menschen, sprich am
Patienten, geübt werden."

Medizin und Luftfahrt können voneinander lernen. Mögen die
Berufsausübungen noch so unterschiedlich sein, so sind für Piloten und
Ärzten gleichermaßen Aspekte wie Teamarbeit, die Interaktion mit
Instrumenten und Technik, Zeitmanagement, Ökonomie, Leistungsdruck und
nicht zuletzt auch das hohe Maß an Verantwortung unmittelbar vergleichbar.
In punkto verbindliche Kommunikation, gelebte Fehlerkultur und
differenziertes Sicherheitsmanagement lohnt es, von den erfolgreichen
Verfahren der Fliegerei zu lernen, geeignet zu adaptierten, um sie
modifiziert im Krankenhaus anwenden zu können. Die bewährten sowie
verpflichtenden Luftfahrt-Trainings, in die Medizin transferiert und ggf.
weiterentwickelt, könnten die Sicherheit in der Patientenversorgung
nachhaltig verbessern.

Fehlerkultur: Herausforderung, Management und Parallelen

Die Ursachen für Zwischenfälle und Fehler sind vielfältig. Stress,
Personal- und Zeitressourcenmangel, arbeitszeitbedingte Überlastungen oder
auch eingeschränkte bis hin zu fehlerhafter Kommunikation sind nur einige
Aspekte, die Zwischenfälle und Fehler mitverursachen können. Fehler können
ergo auf verschiedene Arten passieren: als kognitive Fehlleistung; in
Folge eines falschen Handriffs, der zwar richtig "gedacht", aber falsch
ausgeführt wurde; in mangelnder Kenntnis oder in vollem Bewusstsein, was
jedoch die absolute Ausnahme ist. Um Sicherheitsrisiken zu identifizieren
und zu minimieren, die vom "Faktor Mensch" ausgehen, hat die Luftfahrt
u.a. verbindliche sowie standardisierte Checklisten eingeführt und das
sogenannte Crew Resource Management (CRM) etabliert. Bei Letzteren werden
regelmäßig wiederholend Aufmerksamkeit, Entscheidungsfindung,
Führungsverhalten Kooperation und Kommunikation mit praxisbezogen
trainiert.

Für die Medizin hat die Weltgesundheitsorganisation (WHO) bereits im Jahr
2007 eine "Surgical Safety Checklist" für die Patientensicherheit im
Operationsbereich entworfen. Diese wurde zunächst weltweit in acht
Kliniken unter Einschluss von Krankenhäusern der Primär- und
Maxilmalversorgung evaluiert, mit dem Ergebnis, dass bei den
eingeschlossenen Patienten eine signifikante Reduktion der Sterblichkeit
(Letalität) von 1,5 auf 0,8 % und zudem eine signifikante Reduktion der
Rate schwerer Komplikationen von 11 auf 7 % erzielt werden konnte.

"In der Fliegerei existieren bereits seit den frühen Tagen der Luftfahrt
Checklisten die über Jahrzehnte stets weiterentwickelt wurden. Die
Geburtsstunde des Crew Ressource Management hingegen lässt sich auf den
Anfang der 70iger Jahre datieren. Anlass war eine Flugzeugkatastrophe auf
dem Flughafen Teneriffa, bei der zwei Jumbojets kollidierten und 500
Menschen ihr Leben verloren. Zu diesem Zeitpunkt wurde klar, dass
menschliches Versagen weiterer systematischer Untersuchungen bedurfte",
erklärt Eckstein.

"In der medizinischen Versorgung muss stets die Patientensicherheit im
Fokus stehen", erläutert Beckmann. In diesem Zusammenhang sei eine
differenzierte Fehlerkultur, wie sie bei der Luftfahrt praktiziert werde,
ebenfalls wünschenswert, denn sie sei wichtiger Bestandteil eines
Risikomanagementsystems und damit ein entscheidender Faktor, das
potentielle Eintreten unerwünschter Ereignisse zu minimieren oder diese
bestenfalls gänzlich zu verhindern.

Verbessertes Fehlermanagement für Medizin wünschenswert

Eine angemessene Fehlerkultur ist jedoch in der Medizin bislang nicht
vollumfänglich etabliert. Während Piloten erkannt haben, dass das
uneingeschränkte Eingeständnis und die geeignete Kommunikation von
Auffälligkeiten bis hin zu Fehlern einen wünschenswerten übergeordneten
wie auch situationsunabhängigen Lerneffekt haben, zeigen sich in der
ärztlichen Profession deutliche Verbesserungspotentiale im Zusammenhang
mit dem Fehlermanagement. "Fehler werden bei Piloten nicht bestraft,
sofern weder Vorsatz noch Vertuschungsversuch vorliegen. Das
Fehlermeldesystem gehört zur alltäglichen Routine", erklärt Eckstein.
Anders in der Medizin. Fehler-Kommunikation ist häufig verbindlich
geregelt, die Umsetzung hingegen zumeist nicht konsequent und häufig auch
sanktionsbehaftet. Erstmals hat das US-amerikanische Institute of Medicine
1999 in einem Artikel "To Err is Human" (Irren ist menschlich) die
Thematik Patientensicherheit und vermeidbare Behandlungsfehler in Hinblick
auf Meldesysteme aufgegriffen, wie sie in der Luftfahrt zu damaligen
Zeitpunkt schon eingesetzt wurden. Nach Einschätzung des Institutes
erlitten zum damaligen Zeitpunkt rund 2,5 Prozent der stationär
behandelten Patienten vermeidbare, behandlungsbedingte Gesundheitsschäden.
Zur Verbesserung der Patientensicherheit sollte nach dem Vorbild der
Luftfahrt für die Medizin das systematisch strukturierte "critical
incident reporting systems" (CIRS), zur potentiell anonymen Erfassung
unerwünschter Ereignisse, einen präventiven Beitrag zur Reduktion /
Vermeidung unerwünschter Ereignisse leisten.

"Bis heute werden Behandlungsfehler oft nur bedingt kommuniziert und
häufig auch nicht differenziert analysiert", so Beckmann. "In Abhängigkeit
des Behandlungskontexts können Ärzten in bestimmten Situationen ohne
kollegiales Pendant inadäquate Entscheidungen unterlaufen, die zu
potentiellen Behandlungsfehlern führen. Zudem drohen - im Vergleich zu den
Piloten - prinzipiell auch "Sanktionen unterschiedlichen Ausmaßes" bis hin
zur persönlichen zivil- oder strafrechtlicher Haftung. Dies führt zu einer
zusätzlichen psychischen Belastung und ist bei sämtlichen Erwägungen in
diesem Spannungsfeld zu berücksichtigen." In der Luftfahrt gilt
Publizieren statt Sanktionieren. "Wir haben erkannt, dass die Auswertung
der Fehler, deren Analyse und die daraus gewonnenen Erkenntnisse hilfreich
für jeden Piloten sein können", meint Eckstein.

Eine positive Fehlerkultur dient in erster Linie der (Patienten-)
Sicherheit, wirkt sich gleichzeitig auch auf das Arbeitsklima aus, trägt
zur Mitarbeiter-Zufriedenheit bei und hat letztlich auch einen
Motivationseffekt. Im Cockpit dient das redundante System des Cross-Checks
ebenfalls zur Sicherheit und Fehlervermeidung, bei dem standardisierte
Listen konsequent abgearbeitet werden, um jeden Handlungsschritt
grundsätzlich im "Zwei-Personen-Prinzip" durchzuführen und unmittelbar zu
überprüfen.

Auch im Operationssaal können Arbeitsschritte und Situationen
unterschiedlich wahrgenommen und beurteilt werden. Ähnlich wie die beiden
gleichberechtigten Piloten im Cockpit Instrumente und Anzeigen prüfen und
"cross checken", kann dies auch zwischen operierendem und assistierendem
Arzt erfolgen, sofern dies in der Organisation vorgesehen ist und von den
Beteiligten umgesetzt wird. Dies gilt für geplante also elektive Eingriffe
und ist umso wichtiger in Notfallsituationen.

Kommunikation als wichtiger Schlüssel zum Fehlermanagement

"Damit die Kommunikation untereinander klar, eindeutig und verständlich
ist, sind standardisierte Feststellungen, Fragen und Antworten
vorgegeben", erklärt Eckstein. "Immer gehört die Bestätigung des Gesagten,
also des Inhalts, dazu. In der Luftfahrt vertrauen wir uns gegenseitig
unser Leben an. Von den Auswirkungen der Fehler können wir als Piloten
direkt selbst betroffen sein und unter Umständen in Lebensgefahr geraten.
Bei den Herzchirurgen hingegen sind Patienten die unmittelbar
Betroffenen."

Generell können Feedback-Tools nur erfolgreich sein, wenn die
Kommunikation im Team ehrlich und hierarchieunabhängig stattfinden kann.
Ein Team funktioniert exzellent, wenn die Struktur allen genau bekannt und
akzeptiert ist, und gleichzeitig ein "Wir-Gefühl" sowie grundlegendes
Vertrauen vorhanden sind. "Der ranghöhere Pilot fragt den rangniedrigeren
nach seiner Einschätzung", erklärt Eckstein. Im Operationssaal ist der
Herzchirurg verantwortlich; die Hierarchie unterschiedlich. "Es braucht
die richtige innere Einstellung und etablierte Kommunikationsstrukturen,
dem verantwortlichen Operateur zu vermitteln, dass ein OP-Schritt ggf.
fehlerbehaftet ist. Man darf nicht darauf vertrauen, dass der "andere
schon weiß, was er tut"; eine sanktionsfreie Kommunikation ist auch im
Operationssaal geboten", so Beckmann. Damit sind sicher nicht Diskussionen
oder gar Debatten gemeint - diese dürfen weder im OP noch im Cockpit
geführt werden.

Zum Kommunikationssystem gehört bei den Piloten obligat das Briefing,
Debriefing und Feedback. In der Vorbesprechung werden alle wesentlichen
Aspekte des unmittelbar bevorstehenden Fluges erörtert und abgestimmt. Die
Nachbesprechung dient der rückblickenden Analyse wie auch dem fachlichen
Austausch inkl. potentieller Fehlerbetrachtung. "Auch hier folgen wir
einem festen Prozedere", erklärt Eckstein. "Wir beginnen mit Lob, gefolgt
von Kritik und enden wiederum mit einem positiven Aspekt. Sandwich-Methode
nennt man das unter den Piloten."

Im Notfall richtig Handeln

Ob im Operationssaal oder im Cockpit - ein Notfall ist eine
Ausnahmesituation und stellt Piloten wie Herzchirurgen vor besondere
Herausforderungen. Die Luftfahrt trainiert das Notfallprozedere mit einem
festgelegten Prozedere, kurz als FORDEC benannt.

"F steht für die Facts gleichbedeutend mit der Frage, welche Situation
liegt vor und in welcher Lage befindet sich der Pilot", erklärt Eckstein.
"Die Optionen, die der Pilot hat, werden daraufhin bewertet, gefolgt von
der Identifzierung von Risiken und Nutzen jeder einzelnen Handlungsoption,
risk and benefits heißt bei uns diese Abwägung. Es folgt die Entscheidung
(Decision) und die erneute Überprüfung der Fakten, ob die ausgewählte
Handlungsoption voraussichtlich zum Ziel führt (Control / Check). Einzelne
Aspekte dieser "Flight Safety Info" der Piloten fand werden auch von
Ärzten eingesetzt. Routinierte und trainierte Abläufe sind ein Garant um
im Ernstfall adäquat agieren und in kürzester Zeit richtige Entscheidungen
treffen zu können. Davon sind Testpilot Eckstein und Herzchirurg Beckmann
gleichermaßen überzeugt.

Um überhaupt den Anforderungen eines Hochleistungs-Risiko-Berufes
gewachsen zu sein, müssen Ärzte wie Piloten eine lange Ausbildungs- und
Weiterbildungszeit absolvieren. Kommunikationsvermögen,
Entscheidungskompetenz, Gelassenheit und psychische Stärke gehören zu den
unbedingten Eigenschaften, die beiden Berufen wegen des hohen
Leistungsdrucks gemein sind. "Zusätzlich brauchen Ärzte eine besondere
Hilfsbereitschaft und selbstverständlich auch Empathie", ergänzt Beckmann.
Während bei Piloten die strikte Einhaltung von Ruhezeiten ebenso gilt wie
die alljährliche Überprüfung der Flugtauglichkeit, entfallen bei Ärzten
derartig regelmäßige Kontrollmechanismen. "Personalmangel im
Nachwuchs- wie auch Facharztbereich in Kombination mit naturgemäß weniger attraktiven
Dienstzeiten stellen für Ärzte einen besonderen Umstand dar. Mehr
Sensibilität für mitarbeiterorientierte Rahmenbedingungen wäre auch in der
Medizin empfehlenswert. Letztlich trägt dies dann auch zur allzeitigen
Gewährleistung der Patientensicherheit bei", betont Beckmann.

Überdurchschnittliche Softskills sind Voraussetzung

Beide Berufe vereint auch die Bereitschaft, lebenslang zu lernen. "Gerade
die Herzmedizin hat sich in den letzten dreißig Jahren rasant und überaus
innovativ entwickelt", erklärt Beckmann. "Wir sind darauf ausgerichtet
Innovation möglichst rasch und sicher in die Praxis einzuführen nachdem
man sich mit den neuen Methoden angemessen vertraut gemacht hat. Die
generelle Bereitschaft, offen gegenüber Weiter- oder Neu-Entwicklungen zu
sein, erlaubt uns auch, erfolgreiche Systeme aus der Luftfahrt zu
reflektieren und ggf. in modifizierter Form in die Medizin zu
transferieren."


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dgthg.de/de/pressemeldungen

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65240

DGTHG_Von der Luftfahrt lernen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1610
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DIAGNOSTIK/564: Weltweit einmalig - Korrekte Diagnose der Lungentuberkulose in nur drei Tagen (idw)


Deutsches Zentrum für Infektionsforschung - 13.04.2018

Weltweit einmalig: Korrekte Diagnose der Lungentuberkulose in nur drei Tagen



Am Forschungszentrum Borstel ist es gelungen, ein neues und schnelles
Verfahren für die Diagnose der Lungentuberkulose zu entwickeln. Diese
innovative Methode ist ein wichtiger Baustein für eine optimale Diagnostik
und könnte in Zukunft zu einer Verbesserung der Tuberkulose-Behandlung
führen.

Um eine vermutete Lungentuberkulose zu bestätigen, waren bis vor wenigen
Jahren noch langwierige Methoden notwendig, die häufig zu unnötig langen
Krankenhausaufenthalten von Gesunden oder zu einem verzögerten
Therapiebeginn bei Erkrankten führten. Der Goldstandard zur Bestätigung
einer Lungentuberkulose besteht in der Anzucht von Tuberkulose-Bakterien
auf geeigneten Kulturmedien. Dieser Nachweis kann bis zu acht Wochen
dauern. Eine Möglichkeit, die Erkrankung frühzeitig zu bestätigen, bietet
ein automatisiertes Verfahren zum Nachweis der Erbsubstanz von
Tuberkulosebakterien (Xpert). Mit diesem Verfahren kann der Nachweis der
Erbsubstanz von Tuberkulosebakterien innerhalb von zwei Stunden aus dem
Auswurf (Sputum) gelingen. Die Zuverlässigkeit der Methode ist allerdings
davon abhängig, wie viel Bakterien im Sputum vorhanden sind.

Am Forschungszentrum Borstel, Leibniz Lungenzentrum und
Mitgliedseinrichtung des Deutschen Zentrums für Infektionsforschung
(DZIF), wurde nun ein Verfahren entwickelt, um die aktive
Lungentuberkulose auch dann nachzuweisen, wenn nicht genügend Erbsubstanz
der Tuberkulosebakterien in einer Sputumprobe vorhanden ist. Dieses
geschieht durch den Nachweis von besonderen Immunzellen, die auf die
Abwehr von Tuberkulosebakterien spezialisiert sind. Diese Immunzellen sind
direkt in den Atemwegen zu finden und können während einer
Lungenspiegelung gewonnen werden. "Durch die Kombination beider Verfahren
können mehr als 98 % aller Patienten mit einer Lungentuberkulose innerhalb
von drei Tagen identifiziert werden", erklärt Dr. Barbara Kalsdorf,
Oberärztin der Klinik und Leiterin der Studie. "Sind beide Tests negativ,
ist das Risiko, an einer Tuberkulose erkrankt zu sein, verschwindend
gering".

Die Ergebnisse aus Borstel schließen damit eine bedeutende Lücke in der
Diagnose der Tuberkulose, durch die eine rasche Therapie bei Erkrankten
ermöglicht wird und unnötige Behandlungen verhindert werden. Aktuell wird
die Methode nur in Borstel regelmäßig praktiziert. Sie setzt voraus, dass
eine Lungenspiegelung durchgeführt und Tuberkulose-spezifische Immunzellen
charakterisiert werden können. Für eine Routineanwendung in Ländern, in
denen TB häufig vorkommt, muss das Verfahren daher noch weiterentwickelt
werden.


Publikation:

Jafari C, Olaru ID, Daduna F, Ernst M, Heyckendorf J, Lange C, Kalsdorf B.
Rapid diagnosis of pulmonary tuberculosis by combined molecular and
immunological methods. Eur Respir J. 2018 Mar 29. pii: 1702189. doi:
10.1183/13993003.02189-2017. [Epub ahead of print] PubMed PMID: 29599184.

Über das Forschungszentrum Borstel

Das Forschungszentrum Borstel ist das Lungenforschungszentrum der
Leibniz-Gemeinschaft. Im Fokus stehen chronisch-entzündliche Lungenerkrankungen
wie Asthma und Allergien, chronisch-obstruktive Lungenerkrankung (COPD)
sowie Tuberkulose und andere infektionsbedingte Entzündungen der Lunge.
Das übergeordnete Ziel der interdisziplinären Forschungsaktivitäten ist,
die Ursachen und Mechanismen chronisch-entzündlicher und degenerativer
Erkrankungen der Lunge aufzuklären, um daraus neue innovative Konzepte zu
deren Diagnostik, Prävention und Therapie abzuleiten.

Im Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF) entwickeln bundesweit
circa 500 Wissenschaftler und Ärzte aus 35 Institutionen gemeinsam neue
Ansätze zur Vorbeugung, Diagnose und Behandlung von Infektionskrankheiten.
Ziel ist die sogenannte Translation: die schnelle, effektive Umsetzung von
Forschungsergebnissen in die klinische Praxis. Damit bereitet das DZIF den
Weg für die Entwicklung neuer Impfstoffe, Diagnostika und Medikamente
gegen Infektionen. Weitere Informationen: www.dzif.de.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://erj.ersjournals.com/content/early/2018/03/15/13993003.02189-2017 Publikation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1833
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FORSCHUNG/3819: Infektionsbiologie - Gefährliches Zusammenleben (idw)


Leibniz-Institut für Naturstoff-Forschung und Infektionsbiologie - Hans- Knöll-Institut (HKI) - 13.04.2018

Gefährliches Zusammenleben



Jena. Forscher um Pierre Stallforth vom Leibniz-Institut für
Naturstoff-Forschung und Infektionsbiologie in Jena haben zwei von Bakterien
gebildete Stoffe identifiziert, die zusammen gegen den gefürchteten
multiresistenten Krankenhauskeim MRSA wirksam sind. Auf die Spur der
beiden Substanzen Jessenipeptin und Mupirocin kamen die Forscher, weil sie
Bakterien der Gattung Pseudomonas erlauben, auch in der Nähe ihres
Fressfeindes, der Amöbe Dictyostelium discoideum, aufzutreten. Die
Ergebnisse der Studie wurden soeben im renommierten Fachjournal PNAS
veröffentlicht.

Amöben leben im Verborgenen, ihr Alltag ist scheinbar von Monotonie
geprägt: Nachdem eine Amöbe binnen kurzer Zeit große Mengen an
Bakterienzellen vertilgt hat, teilt sie sich und die beiden Tochterzellen
beginnen erneut Bakterien zu verschlingen. Dazu bilden die sehr flexiblen
Amöbenzellen sogenannte Scheinfüßchen, mit denen sie ihre Opfer umfließen
und in sich aufnehmen. Anschließend sorgen Verdauungsenzyme dafür, dass
von den Bakterien nichts übrig bleibt. All dies geschieht vor allem in
feuchtem Boden und im Wasser. Doch im Laufe der Evolution entwickelten
Bakterien Abwehrmechanismen, mit denen sie sich die etwa zehn Mal größeren
Amöben vom Leibe halten. So bilden manche Bakterien Biofilme, die sie für
Amöben unantastbar macht. Andere schaffen es, unverdaut im Inneren der
Amöbenzelle zu überleben oder sie bilden Giftstoffe, mit denen sie die
Amöben töten.

Chemische Verbindungen bestimmen Zusammenleben

Der Chemiker Pierre Stallforth ist fasziniert von diesem paradoxen
Zusammenleben und widmet sich deshalb mit seinem Team den komplexen
Lebensverhältnissen. Er nimmt an, dass am friedlichen Zusammenleben
beziehungsweise der feindlichen Auseinandersetzung dieser Organismen
bestimmte Stoffe beteiligt sind, die ihre Beziehung maßgeblich
mitbestimmen. Im besten Fall sind solche Substanzen auch für uns Menschen
nützlich. Viele der heute verwendeten Medikamente - vor allem Antibiotika
- werden von Mikroorganismen wie Bakterien oder Pilzen gebildet.

Für die aktuelle Studie untersuchte Pierre Stallforth Bakterien der
Gattung Pseudomonas, die mit ihrem Fressfeind, der Amöbe Dictyostelium
discoideum, eng zusammenleben. Ist die Amöbe hungrig, bildet sie kleine
Fruchtkörper, indem sich viele einzelne Amöbenzellen koordiniert anhäufen.
Aus diesen Fruchtkörpern isolierte der Naturstoff-Forscher mit seinem Team
nun Bakterien der Gattung Pseudomonas, die von der Amöbe als Nahrung
verschmäht wurden. Durch aufwändige genetische Analysen und chemische
Untersuchungen identifizierten sie aus den Bakterien schließlich zwei
Substanzen und klärten ihre Struktur auf. Eine davon, das Mupirocin,
gehört zur Stoffklasse der Polyketide und war bereits aus anderen Studien
bekannt. Die zweite Substanz hingegen ist ein bisher unbekanntes Peptid
und erhielt den Namen Jessenipeptin. Das neu entdeckte, ungewöhnliche
Molekül erwies sich als hochgiftig für Amöben. Jessenipeptin könnte daher
ein Appetitzügler für die Amöben sein, der Pseudomonas davor schützt,
gefressen zu werden.

Gegen Krankenhauskeim wirksam

Den Forschern gelang jedoch noch eine weitere für die Medizin sehr
bedeutende Entdeckung. Sie unterzogen beide Substanzen in
unterschiedlichen Kombinationen einem Test gegen verschiedene
Krankheitserreger. Bestimmte Mischungsverhältnisse von Mupirocin und
Jessenipeptin waren stark gegen die als MRSA bezeichneten Krankenhauskeime
wirksam. MRSA sind Bakterien der Gattung Staphylococcus, die gegen nahezu
alle bekannten Antibiotika resistent sind. Sie verbreiten sich vor allem
unter geschwächten Patienten im Krankenhaus und sind dort für zahlreiche
Todesfälle verantwortlich. Weltweit wird daher fieberhaft nach neuen,
wirksamen Antibiotika gegen diese gefürchteten Erreger gesucht.

Der Nachwuchsgruppenleiter Pierre Stallforth ist überzeugt von seiner
Herangehensweise: "Unser Ansatz, die komplexen Lebensverhältnisse in der
Natur genauer zu untersuchen, erweist sich als richtig. Zwar ist es sehr
schwierig, allein schon das Zusammenleben zweier Partner genauer zu
verstehen. Aber es lohnt sich. Die Interaktion bringt Substanzen hervor,
die die Gemeinschaft steuern und für uns Menschen beispielsweise in Form
von neuen Antibiotika von großem Nutzen sein können."

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.leibniz-hki.de/de/press-details/gefaehrliches-zusammenleben.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65243

Pressemeldung als PDF

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution693
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Dr. Michael Ramm, 13.04.2018
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MELDUNG/996: Auf der Spur der Hirnevolution (idw)


Bernstein Netzwerk Computational Neuroscience - Göttingen/Freiburg, 12. April 2018

Auf der Spur der Hirnevolution

Neuer bundesweiter Forschungsverbund zur Evolution des Nervensystems wird
eingerichtet



Die Deutsche Forschungsgemeinschaft DFG hat die Einrichtung eines neuen
Schwerpunktprogramms (SPP) "Evolutionäre Optimierung neuronaler Systeme"
beschlossen. Es ist eines von 14 Programmen, die aus 53 Initiativen
ausgewählt wurden und mit einem Gesamtvolumen von 80 Millionen Euro
gefördert werden. Fred Wolf vom Max-Planck-Institut für Dynamik und
Selbstorganisation, Leiter des Bernstein Zentrums für Computational
Neuroscience (BCCN) Göttingen, ist Koordinator des neuen SPP. Es ist auf
sechs Jahre angelegt und wird Anfang 2019 beginnen.

Das neue Schwerpunktprogramm ist das weltweit erste koordinierte
Forschungsprogramm, das systemische und theoretische Neurowissenschaft mit
Evolutions- und Entwicklungsbiologie zusammenführt, um die Grundprinzipien
der Hirnevolution aufzuklären. Ziel des SPP ist es zu entschlüsseln, wie
sich die Netzwerke und Algorithmen biologischer Nervensysteme im Laufe der
Evolution herausgebildet haben. Im Kern wird es darum gehen die
Evolutionstheorie mit Grundprinzipien der Informationsverarbeitung zu
verbinden. "Es ist wirklich faszinierend und ein wichtiger neuer Ansatz
für das Gebiet der Computational Neuroscience, die Funktionsweise
biologischer Nervensysteme aus einer konsequent evolutionären Perspektive
zu analysieren" so Wolf. Fragen wie: Wie nah kommen biologische
Nervensysteme absoluten Leistungsgrenzen der Informationsverarbeitung?
oder Welche genetischen Veränderungen liegen der Optimierung ihrer
Leistungsfähigkeit zugrunde? werden die WissenschaftlerInnen des Programms
in bis zu 30 disziplinübergreifenden Projekten auf den Grund gehen, um
Antworten auf Kernfragen der Hirnevolution zu finden.

Das neue DFG Schwerpunktprogramm kann auf die starke Infrastruktur des
Bernstein Netzwerks Computational Neuroscience aufbauen, die im
vergangenen Jahrzehnt mit Unterstützung des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung BMBF geschaffen wurde. "Ich denke, dass die leistungsfähige
Forschungslandschaft des Bernstein Netzwerks, seine Graduiertenprogramme
und Serviceeinrichtungen ein wichtiger Erfolgsfaktor für das neue
Schwerpunktprogramm sein werden - gerade im Hinblick auf dessen
interdisziplinäre Ausrichtung," erläutert Andreas Herz, Sprecher des
Bernstein Netzwerks. Durch die Partner des Bernstein Netzwerks ist das
neue Programm zusätzlich international vernetzt. Internationalität ist
aber auch schon in der Konzeption des Programms inhaltlich und strukturell
angelegt; es wurde zusammen mit internationalen Experten erarbeitet und
wird von einem international besetzten wissenschaftlichen Beirat
unterstützt.

Die Initiative wurde federführend von Marion Silies und Fred Wolf (beide
BCCN Göttingen) entwickelt. Neben ihnen gehören dem Steuerungsausschuss
des Schwerpunktprogramms die Leiter zweier weiterer Bernstein Zentren,
Michael Brecht (BCCN Berlin), Matthias Bethge (BCCN Tübingen) sowie
Joachim Wittbrodt vom Centre for Organismal Studies (COS) der Universität
Heidelberg an.

Forschungshintergrund

Die Grundlagen der modernen Hirnforschung fanden ihren Anfang zu Beginn
des 20. Jahrhundert mit Forscherpersönlichkeiten wie Ramon y Cajal,
Korbinius Brodmann und Ludwig Edinger. Für ihre Generation war Darwins
Evolutionstheorie erstmals Teil der wissenschaftlichen Bildung und bereits
sie stellten sich die Frage wie hochentwickelte Gehirne aus einfacheren
Vorformen entstehen konnten.

Seit kurzem eröffnen nun Fortschritte der Neurotechnologie,
Entwicklungsbiologie und theoretischen Neurowissenschaft neue umfassende
Zugänge zur Funktionsweise und Evolution des Gehirns. Mathematische
Theorien und computergestützte Optimierungsverfahren sind mittlerweile in
der Lage für viele biologische neuronale Systeme präzise Vorhersagen über
ideale Schaltkreisstrukturen und theoretische Leistungsgrenzen zu
ermitteln. Experimente können die Aktivität Tausender Nervenzellen
gleichzeitig aufzeichnen und die Struktur ihrer Netzwerke mit nie
dagewesener Genauigkeit kartieren. Genomische Daten werden es in den
kommenden Jahren erlauben auch die evolutionäre Verfeinerung der Zelltypen
des Nervensystems zu rekonstruieren. Das neue Schwerpunktprogramm
"Evolutionäre Optimierung neuronaler Systeme" wird diese Fortschritte
zusammenführen, um grundlegende Prinzipien der Hirnevolution zu erfassen.

Zur Person

Prof. Dr. Fred Wolf

Der Physiker und Neurowissenschaftler ist seit 2014 Leiter des Bernstein
Zentrums für Computational Neuroscience (BCCN) Göttingen. Neben
zahlreichen Ehrungen, wurde Wolf 2017 mit dem Mathematical Neuroscience
Prize, dem weltweit höchstdotierten Preis für grundlegende mathematische
Beiträge zum Verständnis des Gehirns, ausgezeichnet. Er ist designierter
Gründungsdirektor des neuen Göttinger Campus-Instituts Dynamik
biologischer Netzwerke, das von der der Universität und der
Universitätsmedizin Göttingen sowie dem Max-Planck-Institut für Dynamik
und Selbstorganisation getragen wird.

Mehr zu Fred Wolf: http://www.nld.ds.mpg.de/people/wolf

Dr. Marion Silies

Die Neurobiologin leitet seit 2015 eine Emmy Noether-Nachwuchsgruppe am
European Neuroscience Institute in Göttingen (ENI-G). Mit ihrer Gruppe
widmet sie sich dem Thema der visuellen Informationsverarbeitung im
Gehirn. 2016 erhielt sie einen ERC Starting Grant. 2017 wurde ihr der
Heinz Maier-Leibnitz-Preis der DFG verliehen. Im selben Jahr ehrte sie das
Land Niedersachsen mit dem Wissenschaftspreis als beste
Nachwuchswissenschaftlerin.

Mehr zu Marion Silies: https://silieslab.com/

Bernstein Netzwerk Computational Neuroscience

Das Bernstein Netzwerk ist ein Forschungsnetzwerk im Bereich der
computergestützten Neurowissenschaft. Dieses Feld verbindet experimentelle
Ansätze der Neurobiologie mit theoretischen Modellen und
Computersimulation. Das Bernstein Netzwerk geht auf eine Förderinitiative
des Bundesministeriums fu?r Bildung und Forschung (BMBF) zuru?ck. Es wurde
2004 mit dem Ziel gegru?ndet, Kapazitäten im Bereich der Computational
Neuroscience weiterzuentwickeln und den Transfer von theoretischen
Erkenntnissen hin zu klinischen und technischen Anwendungen
voranzubringen. In dynamischer Weise verbindet die Computational
Neuroscience hierbei experimentelle neurowissenschaftliche Ansätze mit
theoretischen Modellen und Computersimulationen. Das Netzwerk ist nach dem
deutschen Physiologen und Biophysiker Julius Bernstein (1839-1917) benannt
und besteht nach zehnjähriger Förderung durch das BMBF aus mehr als 200
Arbeitsgruppen.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.bernstein-network.de

http://www.dfg.de/service/presse/pressemitteilungen/2018/pressemitteilung_nr_07/index.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1019
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INFEKTION/1730: Überschätzte Mutationsrate (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), Hochschulkommunikation, 12.04.2018

Überschätzte Mutationsrate

Das Ebola-Virus veränderte sich zu Beginn der Epidemie in Westafrika nicht
so rasant wie damals befürchtet. ETH-Forschende klären auf, warum sich die
Wissenschaft damals verschätzte.



Wissenschaftliche Hinweise zu Beginn der letzten grossen Ebola-Epidemie in
Westafrika, wonach sich das Erregervirus aussergewöhnlich rasch verändere,
sind vermutlich auf methodische Probleme zurückzuführen. Dies zeigen
Wissenschaftler unter der Leitung von Tanja Stadler, Professorin am
Departement für Biosysteme der ETH Zürich in Basel. Sie veröffentlichten
eine entsprechende Studie soeben in der Fachzeitschrift PNAS

[http://dx.doi.org/10.1073/pnas.1713314115].

Als sich das Ebolafieber 2014 zu einer Epidemie entwickelte, errechnete
ein internationales Team von Wissenschaftlern in Computersimulationen und
gestützt auf Virusproben, dass sich das Erbgut des Erregers im Schnitt
alle 9,5 Tage verändert. Das war eine untypisch hohe Veränderungsrate.
Normalerweise mutiert das Ebolavirus-Erbgut nur mit knapp halb so hoher
Geschwindigkeit. Die hohe Mutationsrate gab damals Anlass zu
Befürchtungen, dass sich das Virus, wenn es sich schnell verändert, auch
schnell virulenter wird.

In späteren Studien konnten Forschende, die sehr viel mehr Virusproben
auswerteten, die hohe Rate allerdings nicht bestätigen. Sie zeigten, dass
sich der Erreger auch während der Epidemie langfristig gesehen nur mit der
für ihn typischen, langsamen Geschwindigkeit veränderte.

Die ETH-Forschenden zeigen nun, dass die hohen geschätzten Mutationsraten
zu Beginn der Epidemie einerseits auf die damals noch geringe Zahl von
Virusproben zurückzuführen sind, und andererseits auf die verwendeten
Computermodelle zurückzuführen sind, welche die Werte anhand von
genetischen Daten von Virusproben und von getroffenen Grundannahmen
errechnen.

«Je weniger genetische Daten einem Modell zur Verfügung stehen, desto
stärker beeinflussen die getroffenen Annahmen das Endresultat», erklärt
ETH-Professorin Stadler. Die frühen Berechnungen zur Ebola-Epidemie seien
entsprechend stark von Annahmen beeinflusst gewesen, die sich im
Nachhinein als ungenau erwiesen hätten.

Aktuelle Computermodelle vereinfachten die Realität jedoch weniger als die
vor einigen Jahren verwendeten, und sie würden weniger stark von den
Grundannahmen beeinflusst, sagt Stadler. So nehmen die neuen Modelle zum
Beispiel nicht mehr an, dass alle infizierten Personen den Erreger mit
gleicher Wahrscheinlichkeit an Mitmenschen weitergeben, sondern sie
berücksichtigen unterschiedliche Bevölkerungsstrukturen. Zwar sind die
neuen Modelle, an deren Entwicklung auch Stadler arbeitet, komplexer und
rechenintensiver, dafür liefern sie auch zu Beginn einer Epidemie, wenn
erst wenige genetische Daten vorliegen, genauere Resultate, wie neue
Berechnungen der ETH-Wissenschaftler mit den genetischen Daten von 2014
gezeigt haben.


Literaturhinweis

Möller S, du Plessis L, Stadler T: Impact of the tree prior on estimating
clock rates during epidemic outbreaks, PNAS, 2. April 2018, doi:
10.1073/pnas.1713314115 [http://dx.doi.org/10.1073/pnas.1713314115]

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2018/04/ueberschaetzte-mutationsrate.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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ARTIKEL/658: Psychiatrie 2030 - Wie könnte die Psychiatrie der Zukunft aussehen? (Soziale Psychiatrie)


Soziale Psychiatrie Nr. 158 - Heft 4/17, Juli 2017

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Psychiatrie 2030:

Wie könnte die Psychiatrie der Zukunft aussehen?

Von Matthias Heißler



Im Café Sanssouci in Walsrode sitzt ein älterer Mann, immer noch
sprachlos bezüglich der letzten Eindrücke, vor sich eine Tasse Tee und
Heidesandgebäck. Marcel Proust in der Lüneburger Heide auf der Suche
nach der verlorenen Zeit? Schon gestern hatte er sich auf die Suche
gemacht nach der psychiatrischen Abteilung, die vor über 30 Jahren
gegründet wurde, aber nicht mehr aufzufinden war. Von Walsrode aus
wurde er nach Soltau geschickt in die Victoria Luisenstraße. Dort fand
er sich in einem größeren Gebäude im Kontext einer Wohngruppe für
Menschen mit demenzieller Entwicklung wieder. Einige der Bewohner
waren offensichtlich mit der Essensvorbereitung beschäftigt, andere
trainierten Gehen bzw. lasen anderen vor. Zwischendurch war ein
schrilles Klingeln zu hören, und ein Mann, offensichtlich ein
Mitarbeiter, hastete in ein Zimmer, anscheinend ein Büro. An einer
Wand hing eine Tafel, darauf eine Liste von Namen mit Adressen, die ab
und zu ergänzt wurden von einer Frau, die immer wieder an ein Telefon
gerufen wurde. »Kann jemand nach Bispingen fahren?«, worauf zwei
Mitarbeiter aufstanden und mit einer Tasche hastig das Haus verließen.
Es ging zu wie einst in einer Taxizentrale.

Man hatte ihm erzählt, dass die damalige Tagesklinik an eine ambulante
Wohngruppe für Menschen mit demenzieller Entwicklung und
24-Stunden-Bedarf angeschlossen wurde, die, wie andere Wohngruppen
auch, den umliegenden Stadtteil mitversorgte. Unter anderem gab es in
der Wohngruppe zwei Krisenbetten, die von Patienten in akuten Krisen
unabhängig von der Diagnose genutzt werden konnten, wenn die
Behandlung zu Hause nicht zu machen war. Die meisten Patienten in
Krisen wurden jedoch mittlerweile zu Hause behandelt und kamen nur
tagsüber zu Gruppen bzw. Untersuchungen vorbei. Einige arbeiteten auch
in der Wohngruppe mit. Im Stadtteil gab es weitere assistierte
Wohnungen, die gewissermaßen als Satelliten, von der WG aus versorgt
wurden. Neben drei Ärzten bestand das Team aus Pflegepersonal,
Ergotherapeuten, Krankengymnasten, Sozialarbeitern, unterstützt von
Angehörigen und Nachbarn. Hausbesuche wurden von Mitarbeitern des
Krankenhauses wie von Mitarbeitern assoziierter Pflegedienste
durchgeführt, die zudem für die Infrastruktur in und außerhalb der
Wohngruppe verantwortlich waren. Neben Menschen in psychischen Krisen
wurden Patienten aus dem Stadtteil mit zerebralen Insulten, Blutungen,
Herzinfarkten, StoLwechselerkrankungen und anderen somatischen
Erkrankungen versorgt. Insofern war die ehemalige Tagesklinik für
Behandlung, Rehabilitation, Pflege und Assistenz aller Bürger des
umliegenden Stadtteiles zuständig. Akutbehandlung im
Heidekreis-Klinikum wurde quasi über den Stützpunkt in den zuständigen
Stadtteil verlängert, gewissermaßen in Form einer In-vivo-Behandlung
bzw. einer In-vivo-Rehabilitation. Stationsäquivalente Behandlung hieß
das im § 39 SGB V.

In Soltau und Umgebung gab es mittlerweile zehn weitere Stützpunkte,
zuständig für 2-5000 Bürger. In den umliegenden Dörfern wurden
ähnliche Stützpunkte gebildet. Auf die Frage, ob alle Patienten im
zuständigen Stützpunkt tätig sind, wurde ihm erklärt, dass viele auch
in Firmen und vor allem in »collaborative commons«, Betrieben, die von
Bürgern für Bürger gegründet wurden, arbeiteten, aber auch in
Handwerksbetrieben, auf der Basis von »Budgets für Arbeit«. Das
Projekt Industrie 4.0 hatte in den zwanziger Jahren ganz Deutschland
aus den Angeln gehoben. Zwar wurde jetzt wieder vor Ort in Deutschland
produziert, jedoch weniger von Menschen als von Robotern bzw.
3-D-Druckern. In jedem größeren Ort wurden z. B. 3-D-Drucker
aufgestellt, die Häuser und Fahrzeuge nach individuellen Wünschen
herstellten, in Formen, die zum Teil bis zu diesem Zeitpunkt unüblich
waren, rund, eckig, quadratisch, wie gewünscht. Nahezu alles konnte
vor Ort passend und ohne größere Verzögerungen hergestellt werden.
Während Roboter einen Großteil der Produktion abdeckten, wandelte sich
die Gesellschaft in eine Dienstleistungsgesellschaft um.
Handwerksbetriebe z. B. refinanzierten sich neben dem üblichen
Geschäft, auch aus dem Budget für Arbeit, weil sie psychisch Erkrankte
und ältere Bürger mitbeschäftigten und so halfen, Werkstätten für
behinderte Menschen und Zuverdienstfirmen überflüssig zu machen und
Inklusion zu verwirklichen. Arbeit und Kollegialität wurden zu den
wichtigsten Normalisierungsbeschleunigern. Grundlage und Basis dieser
quasi tätigen Gemeinschaft bildete das damals beschlossene
Bedingungslose Grundeinkommen für jeden. Jeder Bürger konnte dadurch
nach Lust und Laune tätig werden. Im Gegenzug planten und
organisierten die Bürger die kommunalen Belange, wie die
Energieversorgung, Bildung und Ausbildung, den öffentlichen
Nahverkehr, die Gesundheitsversorgung, und sorgten gleichzeitig für
die entsprechende Finanzierung und Realisierung. Das für die Umsetzung
und Durchführung erforderliche Know-how entnahmen sie zwanglos dem
Internet, auf das, nach etlichen Kämpfen, nach wie vor jeder ohne
Einschränkungen frei zugreifen konnte.

In allen Bereichen wurde die Versorgung über einen Bürger-Profi-Mix realisiert 



Schon seit den achtziger Jahren des letzten Jahrhunderts hatten die
Bürger zunehmend die Kompetenz des Staates in Zweifel gezogen und auch
das Vertrauen in den Markt verloren. Deshalb begannen sie damals, die
Versorgung ihrer Alten, aber auch andere Projekte im kommunalen
Bereich, wieder selbst in die Hand zu nehmen und haben dadurch die
Basis geschaLen für ein adäquates Versorgungssystem vor Ort mit
Stützpunkten, Wohngruppen, Tagespflege und Pflegediensten, eingebettet
in eine suffiziente Infrastruktur. Dabei haben sie auch ihre Politiker
unter Druck gesetzt, sodass alte Menschen ab 2017 nicht nur »gereinigt
und abgestaubt« wurden, sondern tatsächlich über die
Pflegeversicherung bei der Bewältigung ihres Alltages soziale
Unterstützung erhielten. Außerdem schossen durch die damalige Reform
der Pflegeversicherung Wohngruppen geradezu wie Pilze aus dem Boden.
In allen Bereichen wurde die Versorgung über einen Bürger-Profi-Mix
realisiert, sodass neben fachlichen Aspekten
zwischenmenschlich-emotionale Aspekte nicht zu kurz kamen, wie das im
Bereich der Nachbarschaft vor der Zeit der Industrialisierung immer
schon der Fall war. Dieses Kernversorgungssystem erweiterte sich in
den Folgejahren in zwei Richtungen:

1. Neben alten Menschen, mit im zuständigen Sektor vor allem
demenzieller Entwicklung, wurden zunehmend auch Bürger mit somatischen
Erkrankungen versorgt und im nächsten Zug auch psychisch erkrankte
Bürger aller Altersgruppen. Der Grundstein dafür wurde 2017 gelegt,
als jeder Bürger neben stationärer, teilstationärer und ambulanter
Behandlung auch Anspruch auf stationsäquivalente Behandlung im
Lebensfeld bekam. Dies galt jedoch nicht nur für psychiatrische
Behandlung, sondern für die gesamte Bandbreite medizinischer
Versorgung. So stand es jedenfalls im SGB.

2. Ausgelöst durch das Projekt Industrie 4.0, wurden sehr viele
Arbeitnehmer freigesetzt, die dann im weitesten Sinn für die
Bewältigung des soziodemografischen Wandels und die Versorgung alter
Menschen eingesetzt werden konnten. Dazu zählten auch viele psychisch
erkrankte und behinderte Menschen, deren Potenziale gerade für alte
Menschen mit demenzieller Entwicklung - Sensible begleiten Sensible -
genutzt werden konnten. Aufgrund ihrer Vulnerabilität und
Dünnhäutigkeit konnten sie besser die Bedürfnisse und Wünsche dieser
Patienten erahnen (Levinas), sodass sie ohne großes Nachdenken einfach
das machten, was getan werden musste; im Gegensatz zu den Profis, die
manchmal zu viel über die Notwendigkeit des Tuns nachdachten, sodass
Patienten mehr verwaltet wurden, statt mit ihnen im Sinne von
»Mit-Sein« zu leben. Dies mündete darin, dass Psychiatrie-Erfahrene,
Peers, in allen Bereichen, im stationären wie im ambulanten, als
Katalysatoren für Inklusion nicht mehr wegzudenken waren. Dadurch ließ
sich das realisieren, was schon Manfred Bleuler unabdingbar für
psychisch erkrankte Menschen hielt: gemeinsam tätig sein für eine
gemeinsame Sache (tätige Gemeinschaft).

Psychiatrie-Erfahrene und Peers als Katalysatoren für Inklusion



Insgesamt wurden dadurch die ursprünglich nur für alte Menschen
gedachten Pflegestützpunkte zu Stützpunkten für die umfassende
Versorgung der Bevölkerung im umliegenden Quartier oder Sektor. In
Walsrode und Fallingbostel gab es ebenfalls mehrere solcher
Stützpunkte, die als »Assistenz rund um die Uhr« oder
»24-Stunden-Assistenz« bezeichnet wurden.

Aber, wo, bitte schön, konnte er die psychiatrische Abteilung in
Augenschein nehmen? Er wurde auf das Heidekreis-Klinikum in Walsrode
verwiesen. In Walsrode irrte er im Klinikum herum, konnte aber keine
psychiatrische Station finden. Er wurde an das
Kriseninterventionszentrum, kurz KIZ, verwiesen. Dort berichtete man
ihm, dass es seit vielen Jahren keine explizit ausgewiesene
psychiatrische Station mehr gäbe. Dafür gäbe es in Soltau und in
Walsrode mobile Kriseninterventionsteams (MKT). Sobald jemand in eine
Krise gerät, suchen die Mitarbeiter dieser Teams den Patienten binnen
24 Stunden zu Hause auf und machen den Ort des Lebens zum Ort der
Behandlung. Wenn Abstand von zu Hause notwendig ist, werden viele
Patienten quasi stationär im Krisenbett einer ambulanten Wohngruppe
behandelt. Dort steht auch rund um die Uhr Personal zur Verfügung.
Andere können Betten auf den internistischen Stationen in Anspruch
nehmen, vor allem, wenn zwangsweise Unterbringungen nicht zu vermeiden
sind. Jeder Patient, der auf der inneren Station mit psychiatrischer
Diagnose aufgenommen wurde, wird spätestens am nächsten Tag von
Mitarbeitern der zuständigen Kriseninterventionszentren aufgesucht mit
dem Ziel, die weitere Behandlung zu Hause oder teilstationär zu
planen. Pate für diese Art der Versorgung waren einige Regionen in
England, Italien und Skandinavien. Statt stationär, werden einige
Patienten im Anschluss daran auch in sogenannten Krisenfamilien
weiterbehandelt.

Auf die skeptische Frage, ob diese Angebote ausreichten, einen Kreis
von 140.000 Einwohnern zu versorgen, machte der Mitarbeiter folgende
Rechnung auf: In den ca. 100 ambulanten Wohnpflegegruppen im Kreis mit
24-Stunden-Betreuung gibt es insgesamt 50 Krisenbetten, die zeitgleich
bisher noch nie alle belegt wurden. Daneben gibt es 50 Krisenfamilien,
die Patienten zwischen einigen Tagen und vier Wochen bei sich
aufnehmen.

Der Großteil der Patienten in Krisen wird von Mitarbeitern mobiler
Kriseninterventionsteams versorgt. Jedes der beiden mobilen
Kriseninterventionsteams sucht im Jahr ca. 300 Patienten auf. Die
Behandlung zu Hause kann ergänzt werden durch entsprechende
therapeutische Module, die in den Tageskliniken und Ambulanzen im
Kontext der Kriseninterventionszentren angeboten werden. In den
Tageskliniken in Soltau und Walsrode - beide sind täglich geöffnet,
auch an Sonn- und Feiertagen - werden jährlich zusammen ebenfalls ca.
400 Patienten versorgt. Die Patienten auf den internistischen
Stationen, insgesamt noch etwa 700, sind dort ca. eine Woche und
werden von der Station aus - stationsäquivalent - zu Hause
weiterbehandelt.

Stationen wohnlich wie Hotels, sodass man nicht gleich die
 Flucht ergreifen will



Auf die Frage, ob denn die internistischen Abteilungen tatsächlich
imstande seien, Patienten zwangsweise zu behandeln, erklärte man ihm,
dass das Gros der Patienten auf internistischen Stationen mittlerweile
verwirrt und desorientiert sei. Um diese Patienten auf den
internistischen Stationen verlässlich behandeln zu können, wurden die
Stationen grundlegend umstrukturiert: Die Mitarbeiterstützpunkte
liegen auf allen Stationen nahe am Ein- und Ausgang, sodass
Mitarbeiter relativ leicht im Auge haben können, wer die Station nicht
verlassen darf. Zudem wurden die Stationen wohnlich wie Hotels
umgebaut, sodass man nicht gleich die Flucht ergreifen will. Der
Umstieg erfolgte auch nicht von jetzt auf gleich, sondern ergab sich
im Verlauf eines Übergangsprozesses. Durch Bildung der mobilen
Kriseninterventionsteams im Kontext eines Budgets verkürzte sich die
stationäre Verweildauer auf etwa eine Woche ohne Anstieg von
Wiederaufnahmen, vergleichbar mit der Entwicklung in Geesthacht.

Neben Krisenbetten nutzten die Soltauer zunehmend auch die
internistischen Stationen für Kriseninterventionen. In Walsrode ging
man einen anderen Weg: Die leeren Betten der noch verbliebenen Station
wurden mit neurologischen, geriatrischen und internistischen Patienten
belegt, sodass aus der psychiatrischen Station eine polyklinische
Station wurde. Weil Mitarbeiter aus der rein psychiatrischen Zeit
weiterhin auf der Station tätig waren, blieb auch reichlich Wissen im
Umgang mit psychiatrischen Patienten erhalten. Dadurch fand man auf
der Station auch ab und zu Patienten, die dort über viele Monate
behandelt wurden, obwohl die Station mittlerweile eigentlich
internistisch war. Im Übrigen war wegen des zunehmenden Mangels an
Psychiatern ein solches Vorgehen unausweichlich, um ein Mindestmaß an
medizinischer Versorgung sicherzustellen, während die verbliebenen
Psychiater vor allem in den mobilen Krisenteams gebraucht wurden.
Durch diese Entwicklung waren die internistischen Stationen voll
ausgelastet, während das Gros der psychiatrisch Tätigen für die
Behandlung der Patienten im Lebensfeld zur Verfügung stand. Parallel
dazu waren die psychiatrisch Tätigen im Sozialraum auf der Suche nach
Gelegenheiten, damit die Patienten ihre Valenzen in Potenzen umwandeln
konnten.

Sobald jemand eine Wohnung hat, gehen die Dinge besser
 



Über mobile Teams, Gastfamilien und über Krisenbetten ging also der
Bedarf an Betten stark zurück. Dies war auch ein Verdienst der
»Immobilientherapie«. Was? »Immobilientherapie?« »Immobilientherapie«
wird in New York, Montreal, Geesthacht, Walsrode und anderswo auch als
»housing first« bezeichnet. Die Erfahrungen sind aber überall
dieselben: Sobald jemand eine Wohnung braucht, wird ihm diese ohne
große Verzögerung über Immobilientherapie zur Verfügung gestellt, und
sobald jemand eine Wohnung hat, gehen die Dinge besser, unabhängig
davon, ob jemand psychotisch, manisch, abhängig oder verwirrt ist. Um
also mit wenig stationären Betten auszukommen, ist
»Immobilientherapie« eine »conditio sine qua non«.

Auf die Frage, wie diese Entwicklung nun wieder zu erklären sei,
erhielt er folgende Antworten: Im Zuge des Projekts Industrie 4.0
stieg die Zahl der Arbeitslosen sehr stark an und die Steuereinnahmen
und die Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme brach parallel
dazu ein. Alle Ausgaben im Bereich der Krankenkassen und
Rentenversicherung bzw. der Kommunen standen deshalb zur Disposition.
Alles, was gekürzt werden konnte, wurde gekürzt und damit auch alle
Doppelstrukturen abgeschafft. Im Zuge dieser Entwicklungen wurden im
Kontext des PsychVVG regionale Budgets gebildet mit der Aufgabe, die
Versorgung psychisch erkrankter Menschen jeden Lebensalters
sicherzustellen. Der SGB-XII-Bereich wurde im großen Umfang dem
SGB-XI-Bereich zugeschlagen, die Aufgabenbereiche der
sozialpsychiatrischen Dienste den Kliniken und deren Ambulanzen
übertragen, wie schon im PsychVVG vorskizziert. Fortan wurde die
Zwangseinweisung von Mitarbeitern der mobilen Krisendienste der
Kliniken mit Hinzuziehung eines Mitarbeiters des Ordnungsamtes
vollzogen. Vorteil war, dass die Mitarbeiter der mobilen Krisendienste
den Ort des Lebens zur rechten Zeit zum Ort der Behandlung machen
konnten. Wenn eine Zwangsunterbringung unvermeidlich war, reichten oft
ein bis zwei Tage auf Station aus, weil die stationäre Behandlung
stationsäquivalent im Lebensfeld fortgeführt werden konnte. Weil also
die Behandlung im Lebensfeld sofort oder etwas später sichergestellt
werden konnte, gingen die zwangsweisen Unterbringungen - wie im
schleswig-holsteinischen Heide - stark zurück, auf unter 30 pro Jahr.

Den Ort des Lebens zur rechten Zeit zum Ort der Behandlung
 machen



Ein weiterer Grund war das schon erwähnte regionale Budget, das nach
dem PsychVVG im Prinzip ab 2017 möglich war, auf das man jedoch erst
in der Not wieder zurückgriff. Weil Entgeltsysteme das produzieren,
woran sie gemessen werden, Behandlungstage führen zu einem Mehr an
Behandlungstagen, Behandlungsfälle zur Umwandlung von mehr und mehr
Gesunden in Krankenfälle, führte man als Maßeinheit in der Krise
»Gesundheit« ein: Im Prinzip, je weniger Kranke in einem
Versorgungsgebiet behandelt werden mussten, desto mehr Geld hatten die
Klinik und ihre Ambulanzen zur Verfügung. Im Zuge dieser Entwicklungen
verpflichtete sich das Heidekreis-Klinikum, die gesamte medizinische
Versorgung der Bürger sicherzustellen. Aufbauend auf den Erfahrungen
aus dem Projekt »Zukunftsregion Gesundheit«, entwickelte sich daraus
im Heidekreis kein zusätzlicher Erlebnispark, aber ein
Gesundheit-Park, der zum Vorbild und deshalb zum Anziehungspunkt
vieler Krankenhäuser und Kommunen wurde. Im Zuge dieser Entwicklungen
wurde fast alles gänzlich neu geformt und zugeschnitten. Hausärzte
konnten z. B. jederzeit Mitarbeiter mobiler Kriseninterventionsteams
zu sich beordern, um die Versorgung der Patienten vor Ort
sicherzustellen. Durch diese Tätigkeit wandelte sich der klinische
Psychiater mehr und mehr zu einem hausärztlichen Psychiater um.

Mit dem regionalen Budget und der Zusammenführung von SGB V, XI und
XII konnte die psychiatrische Versorgung im Heidekreis jenseits
starrer Grenzen neu gestaltet werden. Notwendige Hilfen und Assistenz
konnte fortan unkompliziert aus dem Topf des regionalen Budgets
bezahlt werden, unter anderem auch Krisen- und Gastfamilien. Dadurch
entstand im Heidekreis ein System, das schon Autenrieth anlässlich der
Behandlung von Hölderlin vorgeschwebt hatte: Psychisch erkrankte
Bürger konnten in Gast- bzw. Krisenfamilien verteilt über den Kreis
Hilfe finden, ohne dass sie eine psychiatrische Station im engeren
Sinn in Anspruch nehmen mussten. Und mit diesem System aus Gast- bzw.
Krisenfamilien begann wirkliche Inklusion. Vorbild dafür war damals
das System »betreutes Wohnen in Familien« der Arkade in
Baden-Württemberg bzw. das Gastfamiliensystem in Zürich und
Kopenhagen.

Der klinische Psychiater wandelt sich mehr und mehr zu einem
 hausärztlichen Psychiater um



Aber wie können psychisch erkrankte Bürger auf einer inneren Station
ohne ausgewiesenes psychiatrisches Knowhow versorgt werden? Weil
Psychiater bzw. psychiatrische Stationen unabwendbar mit einem Stigma
behaftet sind, hatte man beschlossen, sich nicht mehr als
psychiatrisch Tätige, sondern als anthropologisch Tätige zu
bezeichnen. Deshalb scheint es so, als ob es auf den Stationen keine
Psychiater mehr gibt. Es geht aber nicht nur um Wortspielereien. Das
naturwissenschaftliche Weltbild hatte sich in den zwanziger Jahren als
unvollständig herausgestellt (Nagel). Schon vorher kam es zum Aufstieg
der Philosophie. Passend dazu, wurde im Medizinstudium das Physikum
wieder durch ein Philosophikum abgelöst, zuerst in Würzburg. Die
psychiatrisch Tätigen, die philosophische Ansätze wieder in der
Medizin hoffähig machten, waren jetzt auch die medizinischen
Mitarbeiter, die in der Lage waren, Konzepte anzubieten, um die
verschiedenen speziellen medizinischen Disziplinen transdisziplinär
wieder mit dem Alltag der Menschen zu verbinden, damit Gesundheit im
Alltag auch gelebt werden konnte. Aus vereinzeltem Wissen entwickelte
sich das Wissen über seine Verknüpfungen (Münch 1995).

Durch diese transdisziplinäre Wende wurde Medizin als
Spezialwissenschaft anthropologisch, und die vorherigen
psychiatrischen Konzepte gingen in anthropologischen Formaten auf. Mit
diesen Schritten waren die Voraussetzungen geschaffen, dass sich
Psychiater ab den dreißiger Jahren zunehmend als Anthropologen
bezeichneten. Während Rahul Sarkar sich noch als Psychiater
bezeichnete, nennen sich seine Nachfolger - Frau von Weizsäcker und
Herr von Uexküll - Anthropologen, manchmal auch noch psychiatrische
oder medizinische Anthropologen.

Mitten im Gespräch wurde sein Begleiter über Pieper gerufen. Als Trost
überreichte er ihm schnell noch ein Konzept, das er zu lesen begann:

»Der Mensch lebt nicht alleine auf der Welt, sondern ist
unhintergehbarer Teil eines Beziehungsnetzes, das zwischen ihm und
anderen Menschen, zwischen ihm und der Natur, zwischen ihm und seiner
Geschichte aufgespannt ist. Prinzipiell geht es bei der Behandlung von
Menschen nicht nur um die medizinische Seite im engeren Sinne, sondern
um den ganzen Menschen, so 'wie er leibt und lebt', und damit auch um
das Soziale im weitesten Sinne. Der Körper einer Person ist der
wichtigste Spieler im Lebensfeld, indem Fühlen, Denken und Handeln mit
verortet sind. Über horizontale und vertikale Feedback- und
Feedforwardschleifen ist ein Mensch vielfältig mit seiner Lebenswelt
verbunden, sodass sie ihm zur Mitwelt wird - und umgekehrt: Mensch,
Körper und Lebensfeld sind gegenseitig embodied. Dadurch nimmt jeder
Mensch mehr wahr, als er denkt (Eagleman 2012, S. 8 ff.). Und jeder
Mensch nimmt aus seiner Umwelt Eindrücke wahr, die zum Teil
widersprüchlich und extrem gegensätzlich sind. Weil aber Menschen nach
Resonanz, nach Kohärenz streben, versuchen sie widersprüchliche
Eindrücke aufzuklären, wegzufiltern bzw. auszumerzen. Ohne passende
Antworten auf die Widrigkeiten des Lebens werden solche Widerfahrnisse
als Spannungen, Dissonanzen und Disharmonien ausgedrückt und machen
sich vice versa als Echo im Lebensfeld bemerkbar (Bleuler 1986, S. 24;
Grawe 2004, S. 327 ff.; Willi 2007, S. 72 ff.). Damit einhergehend
beginnen Menschen Geschichten zu erzählen, die als Geschichten
Widersprüchlichkeiten bzw. gegensätzliche Eindrücke aufheben sollen.
Wenn sie mit ihrer Geschichte bei sich und anderen Resonanz finden,
ist die Antwort passend. Manchmal sind jedoch die Eindrücke so
widersprüchlich, so konträr, dass ihnen keine passende Antwort als
Lösung einfällt und sie schließlich diese Widersprüchlichkeiten als
Leid bzw. als Symptome ausdrücken, gewissermaßen aus Mangel an
Alternativen zu antworten - oder als besondere Form zu antworten.
Symptome sind damit Ausdruck und Ergebnis vergeblicher Bemühungen um
Antworten des Lebensfelds und gehören so dem Patienten selten ganz
allein.

Die psychiatrischen Konzepte gingen in anthropologischen
 Formaten auf



Psychiatrisch Tätige als Teil eines MKTs können beim Hausbesuch
erfahren, wie jemand mit seiner Lebenswelt verbunden ist und wie er im
Zusammenspiel mit ihr bestimmte Muster herausfiltert und aus Leben
Er-Leben gestaltet: Neben Narrativen und Dialogen ist die Choreografie
eines jeden Lebens vor einer persönlich gestalteten Kulisse zu
besichtigen.

Auf der Station können sich anthropologisch Tätige im Gespräch nur auf
die Beschreibungen eines Patienten verlassen. Das Implizite bleibt
größtenteils verborgen, weil es im Lebensfeld außen vor ist (Polany
1985), und noch schmerzlicher: Es kann zur Antwortsuche (Therapie)
nicht mit eingesetzt werden. Anders für Mitarbeiter der MKTs. Es geht
dabei nicht um ein Bekämpfen der Symptome, sondern um die Suche nach
passenden Antworten auf die Widerfahrnisse im Lebensfeld, die den
Symptomen ihre Berechtigung entziehen. Bei der Antwortsuche wird im
Kontakt mit dem Patienten und seinen Bezugspersonen der Augenblick der
Krise zum Blick zurück nach vorn genutzt und so lange verschiedene
Sphären im Lebensbereich wie Familie, Tätigkeitsbereiche,
Vergangenheit, Gegenwart, Zukunft usw. an-, ausgeleuchtet und
ausprobiert, bis sich passende Antworten einfinden, die Disharmonien
alltagsverträglich werden und sich Resonanz einstellen kann. Im Dialog
oder durch konkretes Handeln, wie Aufräumen, Einkaufen, Anträge
stellen, Kontakt herstellen zum Arbeitgeber etc., lassen sich
Dissonanzen, die sich zu Disharmonien ausgeweitet haben, beseitigen
oder auflösen. Im Gegensatz dazu lässt sich Resonanz nicht gezielt
herstellen, sie vollzieht sich nur 'selbstvergessen', beiläufig
(Gadamer 1996).

Zusammenführend, was zusammengehört, steht also ein Mensch auf der
Suche nach Resonanz im Fokus, der vielfältig mit seiner Welt als
Beziehungswesen verbunden ist. Resonanz ist dabei das Konstrukt, das
transdisziplinär Körper und Geist, Leib und Seele, Gefühl und
Verstand, Individuum und Gemeinschaft, In-der-Welt-Sein und
unterschiedliche Diagnosen, Geist und Natur überbrückt (Rosa 2016, S.
293 ff.). Resonanz leitet sich von dem lateinischen Wort resonare
ab, was laut Duden ein Mitschwingen bzw. Mittönen mit einem
anderen (Körper) bedeutet. Resonanz ist jedoch nicht mit Harmonie
gleichzusetzen, sondern ist ein Beziehungsmodus, der ein Annehmen und
Anerkennen umfasst, wie die Welt ist, im Guten wie im Schlechten, im
Gelingen wie im Scheitern, im Glück wie in der Trauer. Ohne
Resonanzerfahrungen sind wir nicht lebens- und überlebensfähig.«

So ähnlich hätte er das auch niedergeschrieben. Er ruft den Kellner,
um zu bezahlen. Während er sich wieder auf den Weg macht, hört er im
Hintergrund »Imagine all the people«, ein Lied von John Lennon. Dabei
kommt ihm zweierlei in den Sinn: Ein Satz aus einem Film, der in
letzter Zeit häufiger (von Anthropologen) zitiert wird: »There are
always two possibilities«, und ein Zitat, das er selber vor ca. einem
halben Jahrhundert niedergeschrieben hatte: »Wir erzeugen buchstäblich
die Welt, in der wir leben, indem wir sie leben. Aus Ver-wicklung soll
Ent-wicklung werden. Handle deshalb stets so, dass weitere
Möglichkeiten entstehen.«

Er zog einen Plan aus seiner Tasche, um sich über seinen nächsten
Besuchspunkt zu informieren: »Anstalt - wiedererleben. Das
Psychiatriemuseum als 24-Stunden-Event in Lüneburg«.

Noch seinen Gedanken nachhängend, hört er plötzlich seinen Namen
rufen: »Hallo Fritz, Mensch, was für ein Glück. Wir brauchen dich mal
wieder!«


Dr. med. Matthias Heißler, Psychiater, Chefarzt der
Psychiatrischen Klinik am Johanniter-Krankenhaus Geesthacht

E-Mail: Heissler@johanniter-krankenhaus.de

Hinweis

Der Beitrag basiert auf dem Vortrag, den der Autor auf dem Symposium
»Psychiatrie im Wandel: 'The times they are a-changin'« zum
Chefarztwechsel in der Klinik für Psychiatrie Walsrode am
Heidekreis-Klinikum anlässlich der Verabschiedung von Friedrich
Landzettel am 30. September 2016 gehalten hat.


Zur Person: Friedrich Landzettel

Bevor Friedrich »Fritz« Landzettel Chefarzt der psychiatrischen
Abteilung am Heidekreis-Klinikum Walsrode wurde (2001), hatte er die
für das Westfälische Landeskrankenhaus Gütersloh klassische
Sozialisation eines Assistenzarztes bei Klaus Dörner hinter sich: Im
Zentrum aller Bemühungen stehen die chronisch Kranken, die
Langzeitpatienten, um ihnen das Leben außerhalb von Institutionen
zurückzugeben. Diese Haltung übertrug er zunächst als stellv.
leitender Arzt auf die Klinik in Marsberg, wo er bis 2001 arbeitete.
Es war für ihn auch selbstverständlich, mehr als ein Jahrzehnt
Mitglied im Vorstand der WGSP zu sein. Beteiligt war er an dem Aufruf
zur Einrichtung einer Heim-Enquete-Kommission an die Fraktionen des
Deutschen Bundestags (2001), mit dem ein radikales Umdenken im
Pflegebereich gefordert wurde. Dem Buch »Ende der Veranstaltung -
Anfänge der Chronisch-Kranken-Psychiatrie« (1998) gab er seinen
genialen Titel. Somit war es quasi selbstverständlich, den früheren
Gütersloher Kollegen Matthias Heißler zu bitten, die hier abgedruckte
Rede zu halten.

Christian Zechert
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ENTWICKLUNG/1366: Markersubstanz für die Erforschung neurologischer Krankheiten (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), Hochschulkommunikation, 12.04.2018

Markersubstanz für die Erforschung neurologischer Krankheiten

Eine neue Substanz macht bestimmte Moleküle im Gehirn mittels Bildgebung
sichtbar. Damit können neurologische Erkrankungen besser erforscht werden.



Forschende der ETH Zürich, des Universitätsspitals Zürich und der
Universität Münster entwickelten erstmals eine Markersubstanz, dank der
sich sogenannte NMDA-Rezeptoren auf der Oberfläche von Nervenzellen
mittels Positronen-Emissions-Tomografie (PET) sichtbar machen lassen.
NMDA-Rezeptoren sind vielsprechende pharmazeutische Zielstrukturen zur
Therapie von verschiedenen neurologischen Krankheiten wie Alzheimer,
Parkinson, Multiple Sklerose, Schizophrenie und Depressionen.

Die neue Markersubstanz - in der Fachsprache PET-Tracer genannt - soll bei
der Erforschung solcher Krankheiten helfen. Bisher wurde die Substanz erst
im Labor bei Ratten getestet. Dereinst möchten die Forscher damit aber
Aktivitätsunterschiede zwischen Gehirnen von erkrankten und gesunden
Menschen aufdecken und Therapiemöglichkeiten erforschen. Dies berichten
die Wissenschaftler unter der Leitung von ETH-Professor Simon Ametamey im
Journal of Nuclear Medicine [http://dx.doi.org/10.2967/jnumed.117.200451].
Insbesondere könnte der PET-Tracer helfen, die richtige Dosierung von
zukünftigen Medikamenten zu finden, welche die Aktivität von
NMDA-Rezeptoren beeinflussen.


Literaturhinweis

Krämer SD, Betzel T, Mu L, Haider A, Müller Herde A, Boninsegni AK,
Keller C, Szermerski M, Schibli R, Wünsch B, Ametamey SM: Evaluation of
11C-Me-NB1 as a Potential PET Radioligand for Measuring GluN2B-Containing
NMDA Receptors, Drug Occupancy, and Receptor Cross Talk. Journal of
Nuclear Medicine 2018. 59: 698-703, doi: 10.2967/jnumed.117.200451
[http://dx.doi.org/10.2967/jnumed.117.200451]

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2018/04/markersubstanz-fuer-die-erforschung-neurologischer-krankheiten.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104
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FORSCHUNG/241: Mikro-CT-Bilder versprechen Hoffnung für Schwerhörige (idw)


Universität Rostock - 13.04.2018

Mikro-CT-Bilder versprechen Hoffnung für Schwerhörige



Chochlea-Implantate ermöglichen vielen Gehörlosen wieder zu hören. Der
40-jährige gebürtige Inder, Kiran Sriperumbudur, Doktorand am Institut für
Allgemeine Elektrotechnik der Universität Rostock, hat in einer
Simulationsstudie herausgefunden, warum nicht jeder, der ein klassisches
Cochlea-Implantat trägt, gleich gut die Umwelt wahrnimmt.

Der junge Forscher, der von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG)
gefördert wird, kam mit Hilfe von Mikro-CT-Bildern diesem Phänomen auf die
Spur. "Man muss das gesamte Gewebeumfeld im hochkomplizierten Sinnesorgan
Ohr ins Visier nehmen", sagt der Wissenschaftler. So hat Kiran
Sriperumbudur, der Mitglied im DFG-Graduiertenkolleg 1505 ist, in
aufwendiger Kleinstarbeit verschiedene sensorische Nervenzellen in der
Hörschnecke (Cochlea) mittels der Mikro-CT-Aufnahmen ausgewählt,
nummeriert und sie dann im zugehörigen Simulationsmodell mit Hilfe einer
Elektrode stimuliert. Lediglich 20 Prozent der Zellen hätten reagiert. So
lasse es sich erklären, dass beispielsweise bei zwei Patienten mit
gleichen Hörproblemen einer durch Technik wieder hören könne, der andere
aber nicht. Seine Erklärung: Die Elektrode im Implantat stimuliert nicht
alle Hörzellen gleichermaßen, weil eine starke Heterogenität des Gewebes
um die sensorischen Nervenzellen vorliegt.

Schwerhörigkeit ist für die Betroffenen und ihre Mitmenschen oftmals eine
große Belastung. "Da wir immer älter werden, nimmt auch die Zahl der
Menschen mit Altersschwerhörigkeit zu", sagt der Rostocker Forscher. Er
hat sich mit großem Wissensdurst in sein Thema vertieft und erkannt, dass
er das gesamte Innenohrgewebe betrachten muss. Jetzt sei zu überlegen, wie
das Innenohr-Implantat verbessert werden könne. Eine große Aufgabe für die
Grundlagenforschung. Die Herausforderung liegt unter anderem in der
Entwicklung neuer Elektrodensysteme und deren Verhalten in der
menschlichen Cochlea.

"Das ist eine hervorragende wissenschaftliche Fragestellung, die bestimmt
weitere Forschungen nach sich ziehen wird", ist der ehemalige Direktor der
Rostocker Hals-Nasen-Ohrenklinik, der emeritierte Professor Hans Wilhelm
Pau, überzeugt. Professorin Ursula van Rienen (Theoretische
Elektrotechnik) geht davon aus, dass diese Studie von starker klinischer
Relevanz in Bezug auf Cochlea-Implantate sein wird. "Generell zeigt die
Studie auf, wie wichtig es ist, Simulationen für schwierige
biomedizinische Fragestellungen auf verschiedenen räumlichen Skalen
durchzuführen und realistische und mikroanatomische Details in
Simulationen wie heterogenen Geweben mit in Betracht zu ziehen", betont
Professorin van Rienen. Kiran Sriperumbudur wiederum denkt auch über
begleitende Behandlungen zu Cochlea-Implantaten nach und sieht in einer
Gen-Therapie bei Patienten mit schweren Hörschäden eine neue Möglichkeit,
zu helfen. So könne das Wachstum des Gewebes angeregt werden und
anschließend mit elektronischen Implantaten die Hörzellen besser
stimuliert werden, so seine Idee.

Die aktuellen Ergebnisse des Rostocker Forschers sind als Leitartikel in
der renommierten Fachzeitschrift IEEE Transactions on Biomedical
Engineering veröffentlicht worden. Das ist eine hohe Auszeichnung für die
Forschung des Doktoranden.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iae.uni-rostock.de/

https://www.uni-rostock.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution210

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Rostock, Ann-Kathrin Schöpflin, 13.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/387: Bochum - Ev. Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe stellt ihre Pflegestudiengänge vor, 26.04.2018


Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe - 12.04.2018

Info-Tag: Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe stellt ihre Pflegestudiengänge vor



Ob Pflegewissenschaft oder Gesundheits- und Pflegemanagement: Die
Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe (EvH RWL) stellt ihre
Bachelorstudiengänge vor. (Studien-)Interessierte kommen am Donnerstag,
26. April, von 15.30 Uhr bis 18.30 Uhr zum Infotag an die EvH RWL,
Immanuel-Kant-Straße 18 bis 20, 44803 Bochum.

Wer in den Bereichen Gesundheit und Pflege arbeitet, sich fachlich
weiterentwickeln oder für leitende Tätigkeiten qualifizieren möchte,
erwägt möglicherweise, sich für einen Pflegestudiengang einzuschreiben. Um
ihre Bachelorstudiengänge Pflegewissenschaft und Gesundheits- und
Pflegemanagement vorzustellen, lädt die Evangelische Hochschule
Rheinland-Westfalen-Lippe (EvH RWL) am Donnerstag, 26. April, von 15.30 bis 18.30
Uhr ein.

Neben einer individuellen Studienberatung helfen Informationsstände dabei,
sich einen ersten Überblick zu verschaffen. Interessierte werden durch die
Agentur für Arbeit beraten, in Kleingruppen durch die Hochschule geführt,
lernen die Lehrkräfte kennen und können Studierende im persönlichen
Gespräch und Ehemalige im Rahmen eines "Speed-Datings" nach ihren
Erfahrungen befragen. Zusätzlich gibt es Informationen über laufende
Praxisprojekte.

Eine Anmeldung ist per Mail unter studieren@evh-bochum.de oder per Fax
unter 0234/36901-100 möglich.


Die EvH RWL in Bochum ist die größte evangelische Hochschule in
Deutschland. Träger sind die Landeskirchen Rheinland, Westfalen und Lippe.
Derzeit nehmen rund 2500 Studierende die umfassenden Studienangebote im
Sozialwesen und der Gemeindepädagogik wahr. 71 hauptamtlich Lehrende und
28 wissenschaftliche Mitarbeitende sorgen für ein weit gefächertes
Lehrangebot und eine optimale Betreuung der Studierenden. Schwerpunkte der
Forschung sind insbesondere Inklusion, Versorgungsstrukturen im
Sozial- und Gesundheitswesen sowie ethische Grundlagen des Sozialstaats.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.evh-bochum.de/artikel/pflegestudiengaenge-einladung-zur-info-veranstaltung.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65233

Flyer zum Info-Tag EvH-Pflegestudiengänge

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1045

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe, MA Julia Gottschick, 12.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4865: Warner Music Klassik News - 13. April 2018 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 13. April 2018



Mit der Flöte allein auf neuen Wegen

Natürlich das Klavier, manchmal auch die Violine oder das
Violoncello: Diese Instrumente hört man sehr oft bis gelegentlich
unbegleitet solistisch im Konzert - aber die Flöte? Emmanuel Pahud,
absoluter Weltklasse-Virtuose auf dem hohen Holzblasinstrument bringt
uns nun mit einem Doppelalbum zum Staunen: Vom Barock bis zur Moderne
hat die Soloflöte Komponisten inspiriert - vom hochvirtuosen
Einzelwerk bis zum ausgedehnten Zyklus. Die Neuveröffentlichung mit
dem Titel Solo bietet Repertoireentdeckungen am laufenden Band - und
ist mit seinen 27 Tracks eine der schönsten Liebeserklärungen an die
Flöte überhaupt.

VÖ: 04. Mai - 2 CDs 0190295701758


Von endlos fließenden Melodien

Als der amerikanische Komponist John Adams 1993 sein Violinkonzert
vorstellte, entwickelte sich das Werk schnell zu einem der
berühmtesten seiner Gattung in der Postmoderne. Die Geigerin Leila
Josefowicz studierte das Stück mit nur 21 Jahren. Dabei spürte sie,
dass es für sie künstlerisch neue Wege in die Musik der heutigen Zeit
öffnete. Der beim Konzert anwesende Komponist war von ihrer
Interpretation so begeistert, dass sich eine lange Zusammenarbeit
zwischen ihm und der renommierten Solistin entwickelte. Jetzt legt
die Geigerin eine Einspielung mit dem St. Louis Symphony Orchestra
unter David Robertson vor.

VÖ: 27. April - CD 0075597935103


Entdeckungen und Raritäten zum 100. Todestag

La Mer, Images, Prélude à l'après-mid d'un faune, Clair de lune:
Claude Debussy hat zweifelsohne einen großen Anteil in den ewigen
Hits der klassischen Musik. Doch man wird dem großen Impressionisten
nicht gerecht, würde man ihn nur darauf reduzieren. Der Komponist
stellte seine einzigartige Kraft der Klangmagie auch in den Dienst
von musikalischen Projekten, die bis jetzt im Schatten geblieben
sind. Zum 100. Todestag Debussys bietet Centenary Discoveries genau
dieses kaum bekannte Schaffen in Aufnahmen, von denen viele eigens
für das Jubiläum entstanden und als Ersteinspielungen nun
Schallplattengeschichte schreiben.

VÖ: 27. April - 3 CDs 0190296915192


Jubelchöre und Fanfaren

Wenn am 19. Mai die Welt auf London blickt, um die königliche
Hochzeit von Prinz Harry und Meghan Markle mitzuerleben, dann erfreut
man sich nicht nur an der festlichen Stimmung, an königlicher
Garderobe und einem Riesenaufgebot an Prominenz: "Royal Weddings"
waren schon immer auch eine großartige Gelegenheit für festliche
Musik! Die Zusammenstellung mit den edelsten Klängen in berühmten
Aufnahmen ist ein herrliches Souvenir in Erinnerung an diesen Tag -
natürlich mit den berühmten Hochzeitsmärschen von Mendelssohn und
Wagner, aber auch prächtigen Trompetenklängen wie Clarkes beliebtem
Trumpet Voluntary oder Albinonis Adagio.

VÖ: 27. April - CD 0190295676414

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AKTION/2639: Hannover - Tandem-Konzert, in Kooperation mit dem Welcome Board Niedersachsen, 16.05.18


Staatsoper Hannover

Tandem-Konzert

Mit Bernadette Schachschal (Flöte) und Ammar Zin (Oud)

Moderation: Maher Farkouh und Swantje Köhnecke



Was passiert, wenn westlich und morgenländisch ausgebildete Musiker
zusammen spielen? Was verbindet, was trennt sie? Was entsteht aus den
Unterschieden zwischen beiden musikalischen Welten? Eine neue
Kooperation zwischen dem Niedersächsischen Staatsorchester Hannover
und geflüchteten Musikern des Welcome Board Niedersachsen geht genau
diesen Fragen nach. Nach kurzen Auftritten bei der Jahreskonferenz des
Musikland Niedersachsen im Herbst 2017 und der Langen Nacht der
Theater präsentieren Flötistin Bernadette Schachschal und Oud-Spieler
Ammar Zin im ersten moderierten Werkstattkonzert im Ballhof Zwei
musikalische Antworten: eine musikalische Begegnung, in der beide
Seiten sich musikalisch annähern und etwas Neues, Gemeinsames
entsteht.

MIT Bernadette Schachschal (Flöte) und Ammar Zin (Oud)

MODERATION Maher Farkouh und Swantje Köhnecke

MI, 16.05.18, 19:30 UHR, BALLHOF ZWEI

In Kooperation mit dem Welcome Board Niedersachsen

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Mai 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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KLASSIK/10072: Hannover - Sinfoniekonzert, Händel, Haydn, Mozart, 13.+14.05.18


Staatsoper Hannover

7. SINFONIEKONZERT

- GEORG FRIEDRICH HÄNDEL Music for the Royal Fireworks (1749)

- JOSEPH HAYDN Sinfonie Nr. 59 A-Dur HOB. I:59 "Feuer-Sinfonie" (1767)

- WOLFGANG AMADEUS MOZART Sinfonie Nr. 38 D-Dur KV 504 "Prager Sinfonie" (1786)



Royale Pracht sowie Jubel über das Ende des österreichischen
Erbfolgekriegs sollte Händels Musik 1749 im Green Park musikalisch
untermalen, so der Auftrag von König Georg II.: Oboen, Fagotte,
Trompeten, Hörner sowie Pauken bestellte der Monarch für die
Begleitung von Leuchtfeuer und Feuerwerksraketen. Das Himmelsspektakel
versagte bekanntlich, Händels Musik hingegen überstrahlte das
pyrotechnische Desaster und erhielt tosenden Beifall. Der Anlass für
Haydns Sinfonie, vermutlich aus dem Jahre 1767, liegt im Dunkeln;
spekuliert wurde über eine Verwendung der bereits vorliegenden
Sinfonie als »Zwischenaktmusik« für die auf Esterháza veranstaltete
Schauspielaufführung Die Feuersbrunst. Während sich hierüber streiten
lässt, so ist die originelle Thematik des ersten Satzes hingegen
offenkundig. Feurigen Charakter attestiert Franz X. Niemetschek auch
Mozarts Sinfonie Nr. 38, welche ebenfalls mit großem Beifall bedacht
und lange als »Lieblingsstück« des Prager Publikums gehandelt wurde.

Niedersächsisches Staatsorchester Hannover

DIRIGENT Ton Koopman

SO, 13.05.18, 17:00 UHR

MO, 14.05.18, 19:30 UHR

Kurzeinführung mit Ton Koopman jeweils 45 Minuten vor dem Konzert

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Mai 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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POP-ROCK/5257: Biffy Clyro - Mit MTV Unplugged Album auf Tour, 27.09.-29.09.2018


BIFFY CLYRO: MIT MTV UNPLUGGED ALBUM AUF TOUR! (VVK 11.05.)



Am 25.05. veröffentlichen BIFFY CLYRO ihr neues und erstes
Akustik-Album "MTV UNPLUGGED: LIVE AT ROUNDHOUSE LONDON".

Aufgenommen am 8. November letzten Jahres im berühmten Londoner Venue
Roundhouse, markierte das Set zugleich den UK-Relaunch der legendären
MTV Unplugged-Reihe. BIFFY CLYRO treten damit in die Fußstapfen
prägender Rockbands, die zuvor als Teil der Reihe performt hatten, man
denke nur an Nirvana, Oasis, Pearl Jam und R.E.M..

Im September beginnt die Release-begleitende MTV Unplugged Tour der
Band, die BIFFY CLYRO auch für Konzerte nach Deutschland führt. Die
MTV Unplugged Tour bietet einem breiteren Publikum die Gelegenheit,
BIFFY CLYRO bei einem außergewöhnlichen Akustik-Set an prachtvollen
Orten zu erleben, wie der Philharmonie München, dem Admiralspalast
Berlin oder Alte Oper Frankfurt

BIFFY CLYROs Live-Shows stehen für explosive Energie - oft haben die
Schotten jedoch bewiesen, dass ihre Songs eine besondere
Eindringlichkeit besitzen, wenn sie auf ihr Wesentliches reduziert
werden. Das (Album-)Set enthält etliche BIFFY CLYRO-Lieblingssongs.
"Machines", bei dem Simon Neil nur in Begleitung einer akustischen
Gitarre singt, ist längst als Konzert-Highlight etabliert, und auch
Songs wie "Many of Horror", "Re-arrange" und "Medicine" begeistern als
Unplugged-Performance. Daneben glänzt die Band mit reduzierten
Versionen von Songs, die in ihrer ursprünglichen Form aggressiver und
dramatischer waren, z.B. "The Captain", "Black Chandelier" und
"Bubbles".

Jeder, der das Album "MTV UNPLUGGED: LIVE AT ROUNDHOUSE LONDON" im
offiziellen BIFFY CLYRO-Store vorbestellt, erhält Anfang Mai einen
Pre-Sale-Code für Tickets der MTV Unplugged Tour der Band. Der Code
gewährt die Teilnahme an einem exklusiven Kartenvorverkauf, der eine
limitierte Anzahl Tickets (keine Ticketgarantie) in einem begrenzten
Zeitraum verfügbar macht.

Der allgemeine Vorverkauf startet am FREITAG, den 11.05. um 10:00 Uhr
auf www.neuland-concerts.com und www.ticketmaster.de sowie an allen
bekannten VVK Stellen.

BIFFY CLYRO - MTV UNPLUGGED TOUR

27.09. - München - Philharmonie

28.09. - Berlin - Admiralspalast

29.09. - Frankfurt - Alte Oper

MTV UNPLUGGED: LIVE AT ROUNDHOUSE LONDON erscheint am 25.05.2018!

Ab HEUTE 13.04. vorbestellbar unter: www.biffyclyro.com

EXKLUSIVER VORVERKAUF: Jetzt das neue Album MTV UNPLUGGED: LIVE AT
ROUNDHOUSE LONDON im Shop der Band vorbestellen und am exklusiven
Pre-Sale am 10.05. teilnehmen.

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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AUSLAND/8676: Aus aller Welt - 16.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Milo Djukanovic siegt bei Präsidentschaftswahl in Montenegro

Der Chef der regierenden Demokratischen Partei der Sozialisten (DPS),
Milo Djukanovic, hat die Präsidentenwahl in Montenegro gleich im
ersten Wahlgang mit mehr als 50 Prozent der abgegebenen Stimmen
gewonnen. Wie die Wahlkommission in Podgorica mitteilte, muß
Djukanovic, der für eine weitere Anbindung seines Landes an die EU
steht, nicht in eine Stichwahl gegen seinen stärksten Konkurrenten,
dem rußlandfreundlichen Mladen Bojanic, der bei dem Urnengang am
Sonntag auf 34 Prozent kam. Im Wahlkampf hatte Djukanovic die
Präsidentenwahl als Abstimmung über die Ausrichtung des kleinen
Balkanstaats nach Brüssel oder Moskau dargestellt. Montenegro gilt
zusammen mit Serbien als Kandidat für einen künftigen Beitritt in die
Europäische Union.

16. April 2018
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JUSTIZ/8676: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizeirazzia in Krefeld

Die Krefelder Polizei hat rund um eine K-1-Kampfsport-Veranstaltung
eine Großrazzia durchgeführt. Laut Behördenangaben wurde befürchtet,
daß verschiedene Rockergruppen oder libanesische Clans
aneinandergeraten könnten. Rund 100 Beamte durchsuchten jeden der
etwa 250 Besucher auf Waffen. Es wurden mehrere Messer und Drogen
sichergestellt. Darüber hinaus nahmen die Beamten einen per
Haftbefehl gesuchten Mann fest.

16. April 2018
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MILITÄR/8673: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Aufständische attackieren UN-Stützpunkt in Timbuktu

Als Blauhelmsoldaten verkleidete Angreifer haben am Wochenende
versucht, auf einen UN-Stützpunkt in der Nähe des Flughafens der
malischen Oasenstadt Timbuktu einzudringen. Wie die UN-Mission
Minusma mitteilte, kam bei dem rund vierstündigen Feuergefecht ein
Blauhelmsoldat ums Leben, weitere zehn wurden verletzt. Nach Angaben
der französischen Armee wurden 15 Aufständische getötet. In der
vergangenen Woche einigte sich das Bundeskabinett darauf, den
Bundeswehreinsatz in Mali bis Mai 2019 zu verlängern und die
Mandatsobergrenze auf 350 Soldaten anzuheben. Deutschland wird Ende
November die Führung der EU-Mission in dem westafrikanischen Land
übernehmen.

16. April 2018
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POLITIK/8675: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



CDU bleibt stärkste Kommunalpartei in Thüringen

Die CDU ist als stärkste Partei aus den Kommunalwahlen in Thüringen
hervorgegangen. Nach Informationen des Thüringer Landesamts für
Statistik kam die CDU bei den Landrats- und Oberbürgermeisterwahlen
auf 37,9 Prozent. Die SPD und Linke mußten deutliche Verluste
hinnehmen. Die Sozialdemokraten kamen nach Auszählung von etwa 95
Prozent der Stimmbezirke auf 17,3 Prozent - 2012 waren es noch 23,8
Prozent. Die Linkspartei Linke folgte mit einem Stimmenanteil von
11,6 Prozent und verlor damit im Vergleich zum Urnengang vor sechs
Jahren fast vier Punkte. Die AfD kam auf 10,2 Prozent. Erstmals
durften auch 16- und 17jährige an der Kommunalwahl teilnehmen. Die
AfD hat angekündigt, deshalb die Wahl anzufechten.

16. April 2018
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SONSTIGES/8674: Tragisches und Kurioses - 16.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



Silberschatz aus dem 10. Jahrhundert auf Rügen entdeckt

Auf einem rund 400 Quadratmeter großen Kirchacker nahe der Ortschaft
Schaprode auf der Insel Rügen haben Archäologen in den vergangenen
Tagen Armreife, Ringschmuck, Perlen, Fibeln und einen sogenannten
Thorshammer aus dem späten 10. Jahrhundert geborgen. Außerdem fanden
sie etwa 500 bis 600 teilweise zerhackte Münzen, von denen mehr als
100 Münzen der Regentschaft des legendären Dänenkönigs und
Reichseinigers Harald Blauzahn (910-987) zugeordnet werden können.
Laut Grabungsleiter Michael Schirren vom Landesamt für Kultur und
Denkmalpflege Mecklenburg-Vorpommern handelt es sich um den größten
Einzelfund von Blauzahn-Münzen im südlichen Ostseeraum.

16. April 2018
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WISSENSCHAFT/7759: Aus Forschung und Technik - 16.04.2018 (SB)




MELDUNGEN



NASA schickt Kepler-Nachfolger ins All

Die NASA will in der Nacht zum Dienstag einen neuen Satelliten namens
TESS (Transiting Exoplanet Survey Satellite) ins All befördern. Das
mit vier Weitwinkelteleskopen ausgerüstete Weltraumobservatorium soll
in den kommenden zwei Jahren nach weiteren Exoplaneten Ausschau
halten. TESS ist rund 200 Millionen Dollar teuer und als Nachfolger
des Weltraumteleskops Kepler konzipiert, das in seinen neun
Betriebsjahren mehr als 2.500 extrasolare Planeten außerhalb unseres
Sonnensystems gefunden hat. In wenigen Monaten wird Keplers
Treibstoff aufgebraucht sein.

16. April 2018
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AUSLAND/7772: Aus aller Welt - 16.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Rußland schaltet Messenger Telegram aus

Die staatliche russische Telekommunikationsbehörde Roskomnazor sperrt
nach eigenen Angaben vom Montag den Messenger-Dienst Telegram. Apple
und Google sind aufgefordert, die Telegram-App über ihre App-Stores
nicht mehr anzubieten. Die Sperrung war gerichtlich angeordnet
worden, weil die Telegram-Betreiber sich weigern, die Option einer
Ende-zu-Ende-Verschlüsselung ihres Messengers für den russischen
Geheimdienst FSB außer Kraft zu setzen. Telegram schützt damit die
Privatsphäre seiner über 200 Millionen Nutzer weltweit. Der FSB will
auf deren Kommunikationen zugreifen können und führt dazu das
Terrorismusargument an. Im konkreten Fall geht es um die
Kommunikation von sechs Personen, die an einem Anschlag auf die
U-Bahn in St. Petersburg beteiligt gewesen sein sollen. Telegram wird
wegen seiner Ende-zu-Ende-Verschlüsselung auch von Journalisten und
Bürgerrechtlern genutzt.
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GESUNDHEIT/7733: Medizin und Gesundheitswesen - 16.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Elektronisches Impfbuch soll auf Krankenversicherungskarte

Auch wenn bei der letzten Grippeepidemie die Kritik an den
Krankenkassen groß war, daß sie nur die Verabreichung des weniger
wirksamen Dreifachimpfstoffs und nicht den besser wirksamen
Vierfachimpfstoff bezahlten, besteht in Deutschland eine große
Impfmüdigkeit. Dem soll abgeholfen werden. Laut Deutschem Ärzteblatt
hat jetzt Stephan Hofmeister, stellvertretender Vorstandsvorsitzende
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV), gefordert, Impfungen in
einem elektronischen Impfbuch auf der Krankenversicherungskarte zu
speichern. Auf diese Weise kann bei jedem Praxisbesuch automatisch
überprüft werden, ob der Impfstatus vollständig ist, so KBV-Vize.
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JUSTIZ/7760: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundesländer verzichten auf Klage gegen AKW Cattenom

Die Landesregierungen von Rheinland-Pfalz und dem Saarland verzichten
darauf, auf dem Klagewege eine Abschaltung des französischen
Atomkraftwerks Cattenom zu erzwingen. Das gaben die zuständigen
Umweltministerinnen Ulrike Höfken und Roland Krämer am Montag in
Trier bekannt. Einem Gutachten des Öko-Instituts zufolge stellt das
AKW zwar ein hohes Risiko dar, aber den Beweis zu führen, daß
Cattenom viel gefährlicher ist als andere französische AKW, würde die
beiden Bundesländer rund 80 Millionen Euro kosten. Die Beweisführung
könnte mehrere Jahre dauern. Außerdem wäre die Chance auf einen
Erfolg der Klage gering. Deshalb verlegen sich die Landesregierungen
von Rheinland-Pfalz und dem Saarland drauf, auf politischem Wege eine
eventuelle zehnjährige Laufzeitverlängerung von Cattenom über 2026
hinaus zu verhindern. Laut Krämer weisen 54 der 58 Atomkraftwerke in
Frankreich dieselben schwerwiegenden Risiken wie das AKW Cattenom an
der Grenze zu Deutschland auf. Unter anderem sind Kühl- und
Feuerlöschsysteme bei Erdbeben nicht ausreichend geschützt. Die
Atommeiler können den Absturz eines kleineren Geschäftsflugzeugs
verkraften, mehr jedoch nicht. Sabotageakte von Innentätern sind
durchaus möglich. Nicht zuletzt kann die Ausbreitung radioaktiver
Stoffe im Lagerbecken für Brennelemente bei einem Unfall nicht
eingedämmt werden.
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KULTUR/7685: Sprache, Kunst und Medium - 16.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Erweiterungsbau für Gutenberg-Museum fällt bei Mainzern durch

Am Sonntag waren 160.000 Mainzer aufgerufen, beim ersten
Bürgerentscheid in der Geschichte der Landeshauptstadt über den Bau
eines etwa 23 Meter hohen rechteckigen Turms als Erweiterung des
renommierten Gutenberg-Museums abzustimmen.

Das mit Spannung erwartete Ergebnis fiel sehr viel eindeutiger aus
als erforderlich. Für die 14.555 Befürworter (22,7 %) war es eine
glatte Abfuhr. 49.663 Nein-Stimmen (77,3 %) ließen keinen Zweifel zu.

Wie sich zeigte, war das Interesse der Bewohner außerordentlich hoch.
In 55 Abstimmungslokalen konnte zwischen 8.00 und 18.00 Uhr
abgestimmt werden. Von den knapp 135.000 Stimmberechtigten machten gut
64.000 Gebrauch von der Wahlmöglichkeit, die für die Stadtverwaltung
bindend ist.

Das Bibelturm genannte Gebäude sollte dem Museum 400 Quadratmeter an
zusätzlicher Fläche bringen. Doch mit der fensterlosen perforierten
Außenhaut aus Kupferblech konnten sich die meisten Mainzer nicht
anfreunden.

Eigentlich war der erste Spatenstich bereits für den 5. Januar
geplant. Doch die Kritiker konnten den Bürgerentscheid durchsetzen.
Gekostet hätte der moderne Bau in der Altstadt etwa fünf Millionen
Euro.
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MILITÄR/7750: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.04.2018 (SB)




VOM TAGE



OPCW-Team kann Untersuchungen in Duma noch nicht aufnehmen

Die Experten der Organisation für das Verbot von Chemiewaffen (OPCW),
die in der syrischen Stadt Duma untersuchen sollen, ob bei deren
Rückeroberung durch die syrische Armee chemische Kampfstoffe
ausgebracht wurden, konnten bislang ihre Untersuchung nicht
aufnehmen. Die OPCW-Experten waren am Samstag in Damaskus
eingetroffen. Wenige Stunden später griffen die USA, Frankreich und
Großbritannien drei mutmaßliche Chemiewaffeneinrichtungen in Syrien
mit über 100 Cruise Missiles an. Die syrischen Streitkräfte hatten
über 70 der Geschosse abfangen können. Wegen des Vorfalls hat die
OPCW ihren Mitarbeitern zunächst keine Erlaubnis erteilt, in Duma
tätig zu werden. Die syrische Regierung und ihr Verbündeter Rußland
konnten der OPCW keine Sicherheitsgarantien für ihre Mitarbeiter
geben. Damaskus und Moskau hatten die bevorstehenden Untersuchungen
begrüßt gehabt und haben ihre weitere Kooperationsbereitschaft
zugesichert. Nach Angaben des stellvertretenden syrischen
Außenministers Mekdad haben sich Vertreter seiner Regierung mehrmals
mit der OPCW-Delegation getroffen, um über die Zusammenarbeit zu
sprechen. Anläßlich einer OPCW-Sitzung in Den Haag unterstrich die
russische Botschaft in den Niederlanden, Moskau stehe zu seiner
Zusage, die Sicherheit der OPCW-Mission zu gewährleisten, und werde
sich nicht in deren Arbeit einmischen.
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POLITIK/7764: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.04.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommissar Sefcovic spricht mit Altmaier über Nordstream 2

Wirtschaftsminister Peter Altmaier hat am Montag in Berlin mit dem
EU-Energiekommissar Maros Sefcovic über die geplante Gaspipeline
Nordstream 2 durch die Ostsee gesprochen. Die Leitung verläuft
parallel zur bestehenden Pipeline und soll mehr Erdgas von Rußland
direkt nach Deutschland fördern. Die Ukraine als Transitland für
russisches Erdgas verliert deswegen an Bedeutung und Einnahmen in
Höhe von rund zwei Milliarden Euro jährlich. Vor dem Hintergrund
hatte Bundeskanzlerin Merkel den politischen Aspekt von Nordstream 2
hervorgehoben. Altmaier sprach in Berlin von einem privaten Projekt
in einem hochpolitischen Kontext. Er versprach, daß er berechtigte
Interessen der Ukraine schützen werde. Der Minister unterstrich, daß
man die Politik Rußlands in der Ukraine und in Syrien nicht mit der
Unterstützung Deutschlands für die Gasleitung in Verbindung bringen
sollte. Sefcovic schlug in einer Pressekonferenz mit Altmaier
hochrangige Gespräche zwischen Brüssel, der Ukraine und Rußland vor.
Unter anderem wegen ihrer politischen Bedeutung lehnen die
EU-Kommission, die USA und osteuropäische Länder die neue Pipeline
ab. Die USA haben ein besonderes Interesse am Ausbau von
Flüssiggasterminals in Europa, über die sie Frackinggas vertreiben
können. Mit Nordstream 2 bliebe Westeuropa weiterhin unabhängig von
dem zum großen Schaden für die Umwelt produzierten Gas. Die Leitung
ist ein Projekt des staatlich dominierten russischen Unternehmens
Gazprom. Die deutsche Konzerne Wintershall und Uniper sowie die
österreichische OMV sind an der Finanzierung beteiligt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7735: Tragisches und Kurioses - 16.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Verzweiflungstat in einer südafrikanischen Armensiedlung

Als letzter verzweifelter Versuch, vielleicht doch noch den Abriß
seiner Hütte in einer Armensiedlung der südafrikanischen Stadt
Kwadweni zu verhindern, hat ein Vater damit gedroht, seine einjährige
Tochter vom Dach des Hauses zu werfen.

Schon früher war es bei solchen Einsätzen zu Auseinandersetzungen mit
der Polizei und Bewohnern von rund 90 illegal errichteten Behausungen
gekommen. Diesmal war die Polizei mit einem Großaufgebot zum Schutz
der Abrißmannschaften angerückt, wie in örtlichen Medien berichtete
wurde.

Kurzfristig wurden die Arbeiten zwar eingestellt, aber als ein
Vermittler den 38jährigen Vater und dessen Tochter vom Dach holen
wollte, schleuderte der Mann das Kind tatsächlich in die Tiefe.
Zumindest konnten Beamte das kleine Mädchen unverletzt auffangen. Der
Vater wurde verhaftet und angeklagt, die Siedlung gleich im Anschluß
dem Erdboden gleichgemacht.
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SOZIALES/7761: Arbeit, Soziales und Familie - 16.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Ausbruch aus Langzeitarbeitslosigkeit wird schwieriger

Bezieher von Hartz-IV-Leistungen sind im vergangenen Jahr
durchschnittlich 650 Tage arbeitslos gewesen. 2011 betrug die
durchschnittliche Arbeitslosigkeit nach Angaben der Bundesagentur für
Arbeit noch 555 Tage. Die Zahl der Menschen mit kurzer
Arbeitslosigkeit wird zunehmend kleiner. Zur Zeit gibt es in
Deutschland rund sechs Millionen Hartz-IV-Bezieher. Vielen reichen
die Bezüge nicht zum Leben. Sie gehen einem Minijob nach. Von den
mehr als 1,2 Millionen Langzeitarbeitslosen im März 2018 sind knapp
860.000 als solche registriert. Die anderen befinden sich z. B. in
Weiterbildungs- oder Qualifizierungsmaßnahmen.
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UMWELT/7744: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 16.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Pflanze lockt Spinnen zur Insektenabwehr an

Das Glatt-Brillenschötchen aus der Familie der Kreuzblütengewächse
macht es Hobbygärtner vor: Statt zur Abwehr von Fraßinsekten auf Gift
zu setzen, alarmiert es mit seinem Duft Krabbenspinnen. Diese machen
sich dann über die gefräßigen Insekten her und befreien die Pflanze
von ihren Peinigern. Bislang galten die Krabbenspinnen für die
Pflanzen als schädlich, weil sie nützlichen Bestäubungsinsekten wie
Bienen auflauern und sie töten. Doch Forscher um Anina Knauer und
Florian Schiestl vom Institut für Systematische und Evolutionäre
Botanik der Universität Zürich entdeckten die nützliche Interaktion.
Schiestl betonte daher, daß es für den Schutz von Ökosystemen
ausgesprochen wichtig ist, solche Interaktionen zu kennen. Denn wenn
ein Teilnehmer eines solchen Ökosystems verschwindet, kann das
unvorhersehbare Folgen haben.
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WIRTSCHAFT/7749: Märkte und Finanzen - 16.04.2018 (SB)




VOM TAGE



China und Japan nehmen Wirtschaftsdialog wieder auf

Delegationen Chinas und Japans haben in Tokio Gespräche über die
künftigen wirtschaftlichen und politischen Beziehungen ihrer beider
Länder aufgenommen. Der bilaterale Dialog war im Streit um
Territorialansprüche und Japans Umgang mit seiner Kriegsvergangenheit
vor acht Jahren eingestellt worden. Peking und Tokio setzen auf die
wachsende Bedeutung Chinas und Japans für die Region und im globalen
Maßstab. Die Außenminister beider Länder ebneten in Tokio auch den
Weg für Besuche von Chinas Staatspräsident Xi Jinping in Japan und
Japans Ministerpräsident Shinzo Abe in China.
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WISSENSCHAFT/7767: Aus Forschung und Technik - 16.04.2018 (SB)




VOM TAGE



Huawei-Smartphone mit drei Kameras

Huawei rüttelt kräftig am Thron von Apple und Samsung. So will das
Unternehmen aus Shenzhen noch vor Samsung ein faltbares Smartphone
auf den Markt bringen. Und auch bei den Kameras schicken sich die
Chinesen an, der Konkurrenz den Rang abzulaufen. Wie Spiegel Online
meldete, kommt das neue P20 Pro gleich mit drei unterschiedlichen
Kameras auf der Rückseite des Smartphones daher. Dabei handelt es
sich um eine Teleobjektiv-Kamera mit moderaten 8 Megapixeln und
F/2,4. Eine zweite Kamera ist mit F/1,8 deutlich lichtstärker. Sie
hat einen Fotosensor mit 40 Megapixel. Und schließlich hat das P20
Pro eine Schwarz-Weiß-Kamera mit 20-Megapixel-Sensor. Mit F/1,6 ist
sie nochmals lichtempfindlicher als die Hauptkamera. Eine spezielle
Kamera-Software sorgt dafür, daß die Daten der drei Kameras
kombiniert werden. Ob Aufnahmen bei prallem Sonnenlicht im Freien,
bei LED-Beleuchtung in Räumen oder unter Kunstlicht, das Ergebnis
soll fast immer gut bis sehr gut gewesen sein. Natürlich kann man
sich fragen, ob man eine solche Technik im Smartphone braucht. Doch
bislang dauerte es nie lange, bis ein vermeintlicher technischer
Overkill zum Standard für alle Folgegeräte wurde.
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FORSCHUNG/534: Ungeahnte Ordnung im All (RUBIN)


RUBIN - Wissenschaftsmagazin

Ruhr-Universität Bochum

KOSMISCHE MAGNETFELDER

Ungeahnte Ordnung im All

von Julia Weiler, 5. April 2018



Moderne Radioteleskope fördern Strukturen zutage, die niemand
erwartet hätte.

Ein feiner Draht, teils vorm Hintergrund kaum auszumachen, ist alles,
was man von der überirdischen Messtechnik der Radioteleskope sieht,
die in Jülich in den Himmel schauen. Keine beeindruckend großen
Schüsseln und Antennen, nur die pyramidenförmig aufgespannten
Metallfäden auf der Wiese. "Es sind ganz normale Drähte, so wie man
sie auch als Antenne an einem Radio findet", erklärt Prof. Dr.
Ralf-Jürgen Dettmar, dessen Team am Bau der Teleskopanlage Lofar,
kurz für Low Frequency Array, am Forschungszentrum Jülich beteiligt
war. Mit ihnen fangen die Astronomen Radiostrahlung von weit
entfernten Galaxien auf. Der Jülicher Standort ist dabei nur einer
von zahlreichen in Europa, die Daten in ein gemeinsames Netz
einspeisen, das im niederländischen Groningen zusammenläuft.


Digitale Technik

Auch wenn die Teleskopantennen auf den ersten Blick unscheinbar
aussehen, steckt Hightech in der Anlage. "Die Daten werden heute alle
digitalisiert, sodass die Signale von mehreren Antennen leicht
kombiniert und korreliert werden können", erzählt Ralf-Jürgen
Dettmar, der an der RUB den Lehrstuhl für Astronomie leitet. "Damit
haben wir die Grenze des Beobachtbaren hinausgeschoben."

Denn mit der Technik können Forscher Daten mit einer höheren
Empfindlichkeit aufzeichnen und aus einem breiteren Frequenzband
auswerten als zu nicht-digitalen Zeiten, in denen sämtliche
Verbindungen mit kleinen Kabeln hergestellt werden mussten. Das führt
auch dazu, dass heute wesentlich mehr Daten anfallen als früher. "Wo
wir damals einen Messpunkt hatten, sind es heute 1.024 oder 2.048
oder sogar noch mehr", verdeutlicht Dettmar.

Alle neuen Radioteleskope funktionieren mit digitaler Technik. Die
RUB-Gruppe ist an verschiedenen Großforschungsprojekten weltweit
beteiligt, indem sie neue Methoden für die Datenanalyse entwickelt
und bestimmte kosmische Phänomene untersucht, etwa galaktische
Magnetfelder, die sich indirekt mit Radioteleskopen messen lassen.


Galaktische Magnetfelder

Die Radiostrahlung entsteht durch folgenden Mechanismus: In
gewaltigen Sternenexplosionen werden freie Elektronen beschleunigt,
die aufgrund ihrer Ladung im kosmischen Magnetfeld eine schnelle
Kreiselbewegung vollführen. Dabei senden sie Strahlung im
Radiowellenbereich aus. Da die Kreiselbewegung an das Magnetfeld
gekoppelt ist, enthält die Strahlung Information über das Magnetfeld
selbst. Die Teleskope zeichnen Punkt für Punkt ein Bild der
Strahlungsverteilung in einem bestimmten Himmelsbereich auf, und die
Forscher können anhand der Radiosignale die Stärke und Richtung des
Magnetfeldes berechnen.

Ralf-Jürgen Dettmars Team hat mit dieser Methode schon einige neue
Erkenntnisse über die Magnetfelder von Galaxien gesammelt. "Galaxien
wie unsere Milchstraße sind relativ platte Objekte, die wir uns als
Scheibe vorstellen müssen", veranschaulicht er. "Früher hat man
geglaubt, dass die Magnetfelder in der Scheibe gefangen sind." Die
Bochumer Astronomen belegten jedoch, dass das nicht stimmt.


Chaotische Prozesse erzeugen großräumige Struktur

"Wir haben gezeigt, dass das Magnetfeld aus der Scheibe herausguckt",
erzählt Dettmar. Ähnlich wie das Erdmagnetfeld unseren Planeten
umgibt, erstreckt sich das galaktische Magnetfeld von der Scheibe in
das intergalaktische Medium, also den Raum zwischen den Galaxien.
"Aber das wirklich Überraschende war: Das Magnetfeld der ersten
Galaxie, die wir untersucht hatten, hatte eine großskalige reguläre
Struktur", so der Astronom.

Das ist erstaunlich, wenn man den Ursprung der Magnetfelder
betrachtet. Sie entstehen durch den turbulenten Prozess der
Sternenexplosion. Immer wieder gehen Sterne einer Galaxie in
Supernovae unter, wobei die Folgen einer solchen Explosion über
Millionen von Jahren nachwirken. Die Energieausbrüche aller
Supernovae zusammengenommen erzeugen das Magnetfeld der Galaxie. Dass
aus einem solch chaotischen Prozess ein großräumig geordnetes
Magnetfeld hervorgeht, verblüffte die Forscher. Die zugrunde
liegenden Mechanismen sind bislang nicht vollständig verstanden.


Kein Einzelfall

Zunächst galt es für die Bochumer Astronominnen und Astronomen zu
zeigen, dass ihre Beobachtung kein Einzelfall war. "Die Messtechnik
ist durch die Digitalisierung so viel besser geworden, dass wir eine
größere Stichprobe erheben konnten", sagt Ralf-Jürgen Dettmar. Im
ersten Anlauf hatten die Forscher nur drei Galaxien untersuchen
können. Inzwischen liegen ihnen Daten von rund 40 Galaxien vor, die
in 400 Stunden Messzeit an einer nordamerikanischen Teleskopanlage
erhoben wurden. Die Aufzeichnung erfolgte bereits 2011 und 2012; fünf
Jahre später liegen nun erste Ergebnisse der Analysen vor.


Zahlen und Fakten zum Lofar-Teleskop


	5.276 Antennen umfasst das Lofar-Teleskop.

	Sie verteilen sich auf 51 Stationen in den Niederlanden, Deutschland, Frankreich, Schweden, Polen, England und Irland

	und belegen eine Fläche von 360.000 Quadratmetern, also mehr als 50 Fußballfelder.

	Die aufgezeichneten Daten werden mit 28 Gigabit pro Sekunde nach Groningen transferiert und dort kombiniert.

	Pro Beobachtungsstunde fallen 80 Terabyte Daten an.

	Insgesamt 26 Petabyte Daten hat die Lofar-Anlage schon produziert, pro Jahr kommen acht Petabyte hinzu - ein Petabyte entspricht dabei 1.000 Terabyte.

	Das Bundesministerium für Bildung und Forschung unterstützt den deutschen Projektbeitrag.




"Durch die Digitalisierung fielen plötzlich so viele Daten an,
dass wir erst einmal eine passende Ausstattung brauchten, um sie
handhaben zu können", erzählt Dettmar. Auch die alten Analysemethoden
waren nicht mehr ausreichend; neue Algorithmen mussten her, um
Magnetfeldstärke und -ausrichtung aus dem großen Datenvolumen
berechnen zu können.


Ursachen für großräumige Struktur unklar

Auf die Magnetfeldstärke schließen die Forscher anhand der Intensität
der gemessenen Radiostrahlung. Die Magnetfeldrichtung berechnen sie
aus der Polarisationsrichtung der empfangenen Strahlung. "Die
Strahlung kommt allerdings aus einem turbulenten Medium, in dem
Teilchen mit hohen Geschwindigkeiten verwirbelt werden", beschreibt
der Bochumer Astronom. "Die Magnetfeldlinien sind also alle
miteinander verwoben, und es ist nicht allzu einfach, die Richtung zu
berechnen." Dennoch traten die großräumigen Strukturen in den
galaktischen Magnetfeldern klar zutage.
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Dr. Arpad Miskolczi und Prof. Dr. Ralf-Jürgen Dettmar diskutieren
neue Messungen zu Magnetfeldern in Galaxien ähnlich unserer
Milchstraße, die mit dem Lofar-Teleskop gewonnen wurden. Miskolczi
ist auch für die Technik an der Lofar-Station der RUB am
Forschungszentrum Jülich zuständig.

Bild: © Damian Gorczany



Fast alle untersuchten Galaxien weisen ein großräumig strukturiertes
Magnetfeld auf, allerdings gibt es ein paar Ausreißer, bei denen
keine solche Struktur zu erkennen ist. Hinzu kommt, dass die Struktur
nicht bei allen Galaxien identisch ist. "Bislang können wir nur
spekulieren, woran das liegt", sagt Dettmar. "Es könnte etwas mit der
jeweiligen Art der Galaxie zu tun haben. Aber wir wissen es noch
nicht." Diese Frage wird ihn und seine Arbeitsgruppe weiter
umtreiben. Ebenso wie ein paar andere Rätsel, die die kosmischen
Magnetfelder bislang noch aufgeben.


Eine Frage der Empfindlichkeit

Unklar ist zum Beispiel, wie groß das Magnetfeld ist, das eine
Galaxie umgibt. "Wir sehen bislang keine Kante", erklärt Dettmar. Mit
zunehmender Entfernung von der Galaxie wird das Magnetfeld schwächer -
 und somit auch schwerer zu beobachten. Je länger die Astronomen ihre
Teleskope darauf richten, desto empfindlicher ist die Messung, da
Signale aus einem größeren Zeitfenster integriert werden können. Je
länger sie also eine Galaxie beobachten, desto schwächere und
ausgedehntere Magnetfelder sehen sie, weil sie auch die schwächeren
Bereiche detektieren können. Ein Ende haben sie bislang nicht
entdeckt.

Dettmar hofft, dass die Technik eines Tages sensibel genug ist, um
auch den intergalaktischen Magnetfeldern auf die Schliche zu kommen.
"Es gibt Theorien, dass das intergalaktische Medium von Magnetfeldern
erfüllt ist, aber sie müssten wesentlich schwächer sein als die
galaktischen Felder", sagt er. "Im Moment können wir sie nicht direkt
beobachten, es ist an der Grenze des Machbaren."


Schnittstellen zu anderen Disziplinen

Ein detailliertes Verständnis der Magnetfelder im Weltall könnte
helfen, andere kosmische Phänomene zu ergründen. Etwa wie sich die
Materie so auf die Galaxien verteilt hat, wie wir es heute
beobachten, oder was die Quellen der kosmischen Strahlung sind.

Solche Fragen an der Schnittstelle verschiedener Disziplinen
bearbeiten die Mitglieder im Ruhr Astroparticle Plasma Physics
Center, dem auch Ralf-Jürgen Dettmar angehört. Die Einrichtung
versammelt 100 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus dem
Ruhrgebiet, die in der Astro-, Teilchen- und Plasmaphysik forschen.
Gemeinsam wollen sie künftig Fragen beantworten, die keine Disziplin
für sich alleine klären kann.




Das größte Radioteleskop der Welt





Das Team von Ralf-Jürgen Dettmar ist an verschiedenen
 Radioastronomie-Projekten weltweit beteiligt, unter anderem auch
 am Bau des künftig größten Radioteleskops der Erde. Anders als die
 Lofar-Anlage in Jülich wird das sogenannte Square Kilometre Array
 in Südafrika und Australien Radioteleskope in Form von großen
 Schüsseln beherbergen. Unterstützt vom Bundesministerium für
 Bildung und Forschung entwickeln die Bochumer Forscher neue
 Methoden für die Auswertung der Daten, die das Square Kilometre
 Array produzieren wird.




URL der Artikel auf der RUBIN-Homepage:

http://news.rub.de/wissenschaft/2018-04-05-kosmische-magnetfelder-ungeahnte-ordnung-im-all

Dieser Artikel wird am 2. Mai 2018 in Rubin 1/2018 erscheinen.
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FORSCHUNG/1091: Das Rätsel um die langen Nasen - Fortschritt in der Neandertalerforschung (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann -
13.04.2018

Das Rätsel um die langen Nasen: Fortschritt in der Neandertalerforschung



Die großen Nasen und langen Gesichter der Neandertaler könnten sich
entwickelt haben, um die benötigte Sauerstoffzufuhr für den extrem aktiven
Lebensstil der ausgestorbenen menschlichen Rasse zu gewährleisten. Zu
diesem Ergebnis kamen unter anderen Forscher der University of New South
Wales (UNSW) in Australien.

Mit dem ersten komplett rekonstruierten Neandertaler-Schädel konnten
Wissenschaftler nun belegen, dass die ausgestorbene Spezies enorm viel
Energie für ihre extrem aktive Lebensweise aufgewendet haben muss. Laut
einer Studie, veröffentlicht in der Publikation Proceedings B der Royal
Society of London, könnte hierin auch der Grund für die großen Nasen und
langen Gesichter der Neandertaler liegen.

Wissenschaftler - unter ihnen Dr William Parr von der UNSW - kamen durch
sorgsame Betrachtung der konkurrierenden Theorie, dass Neandertaler über
eine massive Beißkraft verfügten, zu dieser Schlussfolgerung. Dabei hat
das Team zwingende neue Beweise dafür gefunden, dass der Nasengang der
Neandertaler in der Lage war, große Mengen an Luft aufzubereiten und zu
verteilen. "In Hinblick auf diese neuen Erkenntnisse können wir
feststellen, dass die Atmung der Neandertaler nahezu doppelt so effektiv
war, wie unsere heutige Atmung", so Professor Stephen Wroe von der
University of New England. "Das bedeutet, dass die Neandertaler deutlich
mehr Sauerstoff aufnehmen konnten, bevor die Mundatmung einsetzte. In
Bezug auf den Energieverbrauch ist die Nasenatmung deutlich effizienter,
als die Mundatmung."

"Unsere Schlussfolgerung war, dass das charakteristische, herausragende
Neandertalgesicht als Anpassung an die extreme, energieaufwendige
Lebensweise zu verstehen ist. Das kann daran gelegen haben, dass
Neandertaler regelmäßig körperlich anstrengende Tätigkeiten verrichten
mussten, wie beispielsweise das viele Laufen oder das Töten von großen
Tieren, oder auch nur, weil sie sehr viel Sauerstoff verbrennen mussten,
um sich in ihrem eiszeitlichen Lebensraum warm zu halten. Möglicherweise
ist es auch eine Kombination aus beidem."

Die Wissenschaftler aus Australien, den Vereinigten Staaten, dem
Vereinigten Königreich, Deutschland und Italien konnten die ersten drei
vollständigen Schädelfossilien dank neuester Technologien rekonstruieren.
Dabei hat das Team auch die vergänglichen Teile der Nasenhöhlen
untersucht, die den Fossilationsprozess nur sehr selten überstehen.
Anschließend haben sie die Schädel mit denen der modernen Menschen und mit
Schädel Rekonstruktionen des möglichen menschlichen Vorfahren, des Homo
heidelbergensis, verglichen.

"Unsere üblichen technischen Methoden, um Proben zu analysieren, bedürfen
vollständiger Schädel, doch unsere Neanderalerfossilien waren allesamt
beschädigt," so Dr Parr von der Prince of Wales Clinical School. "Also
haben wir uns der Standard CT Scans bedient, um unsere Fossilien zu
untersuchen. Wir haben die neuesten virtuellen Rekonstruktionsmethoden
angewendet, sodass wir komplette Schädelmodelle aus den beschädigten
Fossilien erstellen konnten."

Durch die Anwendung von technischen Simulationen konnten die Kaukräfte der
einzelnen Spezies untersucht werden. Hierbei konnte die Theorie, dass sich
die Neandertalschädel zu dieser Form entwickelt haben, um eine stärkere
Beißkraft zu ermöglichen, ausgeschlossen werden. Das internationale Team
simulierte ausserdem den Atemvorgang durch die große Nase des
Neandertalers, bzw. durch die dahinter liegenden Höhlen, unter der
Verwendung von numerischer Strömungsmechanik.

Die Analyse hat gezeigt, dass die Neandertaler, obwohl sie effektiver in
der Erwärmung und Befeuchtung der einströmenden Luft waren, als der
primitivere Homo heidelbergensis, nicht so effektiv kalte Luft erwärmen
konnten, wie der moderne Mensch heute. Dabei war es vollkommen
unerheblich, ob die modernen Menschen aus kalten oder warmen Klimazonen
kamen.

In einem Fall waren die Neanderhaler jedoch im Vergleich einzigartig: Das
Ein- und Ausatmen durch die Nase beherrschten die Neanderthaler am
schnellsten und effektivsten.


Das Institut ist die gemeinnützige Einrichtung zur Förderung des
Austausches und der Auslandsstudien insbesondere mit allen Universitäten
Australiens und Neuseelands sowie zur Förderung von Wissenschaft und
Forschung. In seinen Förderprogrammen stellt es SchülerInnen und
Studierenden Unterstützung in der Finanzierung durch Stipendien und
Coaching in der Studienberatung und Studienplatzbewerbung zur Verfügung.

Weitere Informationen unter:

https://www.ranke-heinemann.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution705
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann,

Sabine Ranke-Heinemann, 13.04.2018
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FORSCHUNG/1468: Schwingende Atome schalten die elektrische Polarisation von Kristallen (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 12.04.2018

Schwingende Atome schalten die elektrische Polarisation von
Kristallen



Ein zeitaufgelöstes Röntgenexperiment zeigt jetzt, dass atomare
Schwingungen mit einer winzigen Auslenkung Elektronen über eine 1000-fach
größere Distanz zwischen Atomen verschieben und die makroskopische
Polarisation auf einer Zeitskala von einem Millionstel einer Millionstel
Sekunde umschalten. Die Ergebnisse sind in der neuesten Ausgabe der
Zeitschrift "Structural Dynamics" erschienen.




[image: © MBI Berlin]

Abb. 1: Oben: Kristallgitter des ferroelektrischem Ammoniumsulfats
[(NH4)2SO4] mit verkippten Ammonium (NH4+) Tetraedern (Stickstoff: blau,
Wasserstoff: weiss) und Sulfat (SO42-) Tetraedern (Schwefel: gelb,
Sauerstoff: rot). Der grüne Pfeil zeigt die Richtung der makroskopischen
Polarisation P. Blaue Pfeile: lokale Dipole zwischen Schwefel- und
Sauerstoffatomen. Die Elektronendichte in der grau gezeigten Ebene ist
unten links, in Abb. 2 und dem Film abgebildet. Unten links: Stationäre
Elektronendichte von Schwefel und Sauerstoffatomen mit hohen Werten im
Schwefelatom (rot) und kleineren Werten in den Sauerstoffatomen (gelb).
Unten rechts: Änderung der lokalen Dipole bei einer Verzögerungszeit von
2.8 Pikosekunden (ps) nach Anregung der Ammoniumsulfat-Kristallite. Durch
eine anisotrope Ladungsverschiebung nimmt der nach rechts zeigende Dipol ab
und die anderen drei Dipole zu.

© MBI Berlin



Ferroelektrische Kristalle besitzen eine makroskopische elektrische
Polarisation, die durch die Überlagerung sehr vieler Dipole auf atomarer
Skala hervorgerufen wird. Entscheidend ist dabei die räumliche Trennung
von negativ geladenen Elektronen und positiv geladenen Atomkernen. Man
erwartet eine Änderung der makroskopischen Polarisation, sobald die Atome
in Bewegung versetzt werden; der Zusammenhang zwischen atomarer Bewegung
und Polarisation ist jedoch unbekannt. Ein zeitaufgelöstes
Röntgenexperiment zeigt jetzt, dass atomare Schwingungen mit einer
winzigen Auslenkung Elektronen über eine 1000-fach größere Distanz
zwischen Atomen verschieben und die makroskopische Polarisation auf einer
Zeitskala von einem Millionstel einer Millionstel Sekunde umschalten.

Ferroelektrische Materialien sind von großer Bedeutung für Anwendungen in
elektronischen Sensoren, Speichern und Schaltelementen. Für ihre Funktion
ist eine kontrollierte und schnelle Veränderung der elektrischen
Eigenschaften durch externe mechanische Kräfte oder elektrische Spannungen
wichtig. Dies erfordert ein Verständnis des Zusammenhangs zwischen der
atomaren Struktur und den makroskopischen elektrischen Eigenschaften,
einschließlich der physikalischen Mechanismen, die eine schnellstmögliche
Dynamik der makroskopischen Polarisation bestimmen.




[image: © MBI]

Abb. 2: (a) Stationäre Elektronendichte in der grauen Ebene in Abb. 1. (b)
Änderung der Elektronendichte bei einer Verzögerungszeit von 2.8
Pikosekunden (ps) nach Anregung der Ammoniumsulfat-Kristallite. Die Kreise
markieren die Atompositionen, die schwarzen Pfeile kennzeichnen die
Verschiebung elektronischer Ladung zwischen einem der Sauerstoffatome und
der SO3-Einheit eines Sulfations über eine Länge von ca. 100 Pikometern
(pm). Die Schwingungsauslenkungen der Atome sind kleiner als die
Strichstärke der Kreise und deshalb nicht erkennbar. (c) Der Rücktransfer
der Ladung geschieht bei einer Verzögerungszeit von 3.9 ps.

© MBI



Wissenschaftler des Max-Born-Instituts in Berlin haben jetzt gezeigt, wie
atomare Schwingungen die makroskopische elektrische Polarisation des
prototypischen Ferroelektrikums Ammoniumsulfat [Abb. 1] auf der Zeitskala
weniger Pikosekunden modulieren (1 Pikosekunde (ps) = 1 Millionstel einer
Millionstel Sekunde). In der neuesten Ausgabe der Zeitschrift Structural
Dynamics [5, 024501 (2018)] berichten sie über ein Röntgenexperiment im
Ultrakurzzeitbereich, das die quantitative Aufzeichnung von
Ladungsbewegungen über Distanzen im Bereich von Atomdurchmessern erlaubt
(10 hoch -10 m = 100 Pikometer). In den Messungen versetzt ein ultrakurzer
optischer Anregeimpuls Atome des Materials, eines aus kleinen Kristalliten
bestehenden Pulvers, in Schwingung. Ein zeitlich verzögerter harter
Röntgenimpuls wird an der angeregten Probe gebeugt, um die momentane
atomare Anordnung in Form eines Röntgenbeugungsmusters zu erfassen. Die
Abfolge solcher Schnappschüsse ergibt einen Film der sog.
Ladungsdichtekarte, aus der die räumliche Verteilung der Elektronen und
die atomaren Bewegungen für jeden Zeitpunkt bestimmt werden. ([Abb. 2],
[Movie]).

Die Elektronendichtekarten zeigen eine Elektronenbewegung über Längen von
100 Pikometern (pm), mehr als 1000-mal größer als die Auslenkungen der
Atome [Abb. 3]. Dieses Verhalten bestimmt die momentanen lokalen Dipole
auf atomarer Skala [Abb. 1]. Es wird durch das komplexe Zusammenwirken
lokaler elektrischer Felder und polarisierbarer Elektronenwolken der Atome
verursacht. Mit einem neuartigen theoretischen Formalismus lässt sich nun
aus den zeitabhängigen Ladungsverteilungen in der atomaren Welt die
elektrische Polarisation in der makroskopischen Welt bestimmen [Abb. 3].
Die makroskopische Polarisation wird durch die atomaren Schwingungen stark
moduliert und kehrt im Takt mit den Schwingungen sogar ihr Vorzeichen um.
Die Modulationsfrequenz von 300 GHz ist durch die atomare
Schwingungsfrequenz bestimmt und entspricht einer Richtungsumkehr der
Polarisation innerhalb von 1.5 ps, viel schneller als in derzeit
existierenden ferroelektrischen Bauelementen. An der Oberfläche eines
Kristallits treten dabei elektrische Felder von ungefähr 700 Millionen
Volt pro Meter auf.




[image: © MBI]

Abb. 3: Oberes Teilbild: Änderung der S-O Bindungslänge als Funktion der
Verzögerungszeit zwischen Anregungs- und Röntgenimpuls. Die maximale
Änderung von 0.1 Pikometern (pm) ist 1000-mal kleiner als die Bindungslänge
selbst. Mittleres Teilbild: Verschiebung elektronischer Ladung von einem
der Sauerstoffatome auf die SO3-Einheit des Sulfations (linke Pfeile in
Abb. 2) als Funktion der Verzögerungszeit. Unteres Teilbild: Änderung der
makroskopischen Polarisation P entlang der c-Achse des Kristallits. Dies
entspricht überwiegend der Summe der Änderungen aller lokalen S-O Dipole
innerhalb der Sulfationen (rote und blaue Pfeile in Abb. 1 unten
rechts).

© MBI



Diese Ergebnisse etablieren die zeitaufgelöste Ultrakurzzeit-Röntgenbeugung
als neue Methode für die Verknüpfung atomarer Dynamik mit
makroskopischen elektrischen Eigenschaften. Damit können
quantentheoretische Vorhersagen elektrischer Eigenschaften überprüft und
neue polare oder ionische Materialien im Hinblick auf ihre Eignung für
Höchstfrequenzelektronik charakterisiert werden.


Originalveröffentlichung:

Christoph Hauf, Antonio-Andres Hernandez Salvador, Marcel Holtz, Michael
Woerner, and Thomas Elsaesser,

Soft-mode driven polarity reversal in ferroelectrics mapped by ultrafast
x-ray diffraction,

Struct. Dyn. 5, 024501 (2018).

https://aca.scitation.org/doi/10.1063/1.5026494

Weitere Informationen unter:

https://www.mbi-berlin.de/de/current/index.html#2018_04_12

https://aca.scitation.org/doi/10.1063/1.5026494

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution245

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsverbund Berlin e.V., Dipl.-Geogr. Anja Wirsing, 12.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1247: Datenschutz-Grundverordnung greift für Algorithmen und künstliche Intelligenz zu kurz (idw)


Bertelsmann Stiftung - 13.04.2018

Datenschutz-Grundverordnung greift für Algorithmen und künstliche
Intelligenz zu kurz



Algorithmen bewerten Menschen und entscheiden über sie. Solche
automatisierte Entscheidungsfindung bleibt aber bislang fast
unkontrolliert, obwohl sie sich auf das Leben der Menschen und ihre
Teilhabechancen auswirkt. Die ab Mai wirksame Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) wird daran nur wenig ändern.Notwendig ist ein neues Verständnis
von Datenschutz und eine größere Aufmerksamkeit der Datenschutzaufsicht
für teilhaberelevante Risiken automatisierter Entscheidungsfindung.

Gütersloh, 13.04.2018. Kreditvergabe, Bewerbervorauswahl, Polizeiarbeit -
der Einsatz von Algorithmen ist weit verbreitet, findet aber bislang fast
ohne gesellschaftliche Kontrolle statt. So ist nicht bekannt, welche
algorithmischen Entscheidungssysteme für welche Zwecke und mit welchen
Effekten eingesetzt werden. Ein Teil dieses regulativen Vakuums wird mit
der am 25. Mai 2018 wirksam werdenden europäischen
Datenschutz-Grundverordnung gefüllt. Doch die DSGVO wird nur für einen
kleinen Teil der bereits heute eingesetzten ADM-Systeme (algorithmic
decision making, kurz: ADM) wirksam. Zudem lassen sich durch die
individuellen Auskunftsrechte der DSGVO keine systematischen Mängel oder
Diskriminierungen ganzer Personengruppen aufdecken. Das zeigt eine
Analyse, die die Rechtswissenschaftler Wolfgang Schulz und Stephan Dreyer
vom Hans-Bredow-Institut für Medienforschung an der Universität Hamburg im
Auftrag der Bertelsmann Stiftung verfasst haben.

Die Datenschutz-Grundverordnung wird demzufolge nur für vollautomatisierte
ADM-Systeme gelten, bei denen es keine menschliche Beteiligung an der
Entscheidungsfindung gibt. Ein Beispiel hierfür ist die Vorauswahl bei
Job-Bewerbungen: Bei einigen Unternehmen sichten Softwareprogramme die
Lebensläufe und sortieren viele Bewerber aus, ohne dass sich ein
Personaler überhaupt deren Unterlagen angesehen hätte. Die DSGVO stellt
hier sicher, dass ein erfolgloser Bewerber erfahren kann, welche seiner
Daten ausschlaggebend für die negative Entscheidung waren. Für die meisten
ADM-Systeme, bei denen Menschen in den Entscheidungsprozess einbezogen
sind, gelten die ADM-spezifischen Informations- und Erläuterungspflichten
der DSGVO dagegen nicht.

DSGVO ist ein wichtiger, aber kein ausreichender Schritt zur
ADM-Regulierung

Trotz dieses großen Mankos ist die DSGVO mit Blick auf algorithmische
Entscheidungsfindung laut der Analyse eine Verbesserung. Denn die
Nachvollziehbarkeit für den Einzelnen wird durch grundsätzliche
Informationspflichten und Auskunftsrechte deutlich gestärkt. Zudem führen
die restriktiven Dokumentationsanforderungen dazu, dass datenverarbeitende
Akteure ein höheres Bewusstsein für Datenschutzfragen entwickeln. Ralph
Müller-Eiselt, Digitalisierungsexperte der Bertelsmann Stiftung, bewertet
die Einführung der DSGVO dementsprechend zwiespältig: "Die
Datenschutz-Grundverordnung ist ein wichtiger Schritt für europaweite
Datenschutzstandards und Auskunftsrechte der Bürger, aber sie greift bei
neuen Technologien wie Algorithmen und künstliche Intelligenz eindeutig zu
kurz." Der Grund: Zum einen sei die DSGVO bei vielen automatisierten
Entscheidungen nicht anwendbar. Zum anderen schütze sie nicht vor
gesellschaftlich relevanten Risiken, die weit über das
Datenschutzinteresse des Einzelnen hinausgehen.

Dies liegt auch daran, dass bei der DSGVO primär der Schutz Einzelner
geregelt wird. "Für die fehlerhafte Bewertung oder systematische
Diskriminierung ganzer Gruppen durch automatisierte Entscheidungen ist die
neue Regulierung blind", ergänzt Studienautor Wolfgang Schulz.
Individuelle Auskunfts- und Abwehrrechte allein - wie sie im klassischen
Verständnis von Datenschutz verankert sind - reichten aber nicht aus, um
die Diskriminierung bestimmter Gruppen aufzudecken und abzustellen. Am
Beispiel der Job-Bewerbungen: Es ist zwar gut, wenn Einzelne
nachvollziehen können, wie die Entscheidung über ihre Absage zustande
gekommen ist. Doch es bleibt ungeklärt, ob bestimmte Eigenschaften - etwa
Geschlecht oder der Wohnort - dazu führen, dass ganze Gruppen
ungerechterweise geringere Chancen haben.

ADM als Zukunftsthema für deutsche Daten- und Verbraucherschützer

Um gesellschaftliche Teilhabechancen für alle zu sichern, sollte das Thema
automatisierter Entscheidungsfindung stärker in den öffentlichen Diskurs
rücken, so Müller-Eiselt. Er sieht die Datenschutzbeauftragen von Bund und
Ländern in der Pflicht, sich der negativen gesellschaftlichen Konsequenzen
von ADM stärker anzunehmen. Es gelte, die Bürger stärker zu
sensibilisieren und auf Risiken hinzuweisen. Aus der Perspektive des
Verbraucherschutzes und für eine wirksame Kontrolle durch unabhängige
Dritte sei zudem ein Sammelklagerecht sinnvoll. So würden auch jene
zivilgesellschaftlichen Akteure gestärkt, die die Wirkweise bereits
eingesetzter ADM-Systeme bislang kaum überprüfen können. Zudem appelliert
Müller-Eiselt an die Entwickler von ADM-Systemen, von Beginn der
Programmierung an zu berücksichtigen, dass das Leben anderer Menschen
durch die eigene Arbeit beeinflusst wird. Neben aller Regulierung und
zivilgesellschaftlicher Kontrolle brauche es also Gütekriterien und eine
Berufsethik für Programmierer.


Zusatzinformationen

Die Analyse von Wolfgang Schulz und Stephan Dreyer ist Teil des Projekts
"Ethik der Algorithmen", in dem sich die Bertelsmann Stiftung näher mit
den gesellschaftlichen Auswirkungen algorithmischer Entscheidungssysteme
beschäftigt. Bislang sind in der Reihe "Impulse Algorithmenethik" eine
Sammlung internationaler Fallbeispiele (Lischka und Klingel 2017), eine
Untersuchung des Wirkungspotenzials algorithmischer Entscheidungsfindung
auf Teilhabe (Vieth und Wagner 2017), eine Analyse des Einflusses
algorithmischer Prozesse auf den gesellschaftlichen Diskurs (Lischka und
Stöcker 2017) sowie eine Analyse zu Fehlerquellen und Verantwortlichkeiten
in Prozessen algorithmischer Entscheidungsfindung (Zweig 2018) erschienen.


Weitere Informationen unter:

Ein Blog und ein wöchentlicher Newsletter informieren regelmäßig über
aktuelle Fachdebatten sowie die Ergebnisse unserer Projektarbeit:

https://algorithmenethik.de/.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, Christian von Eichborn, 13.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/003: AFD-Anfrage empörend und völlig inakzeptabel (BAG Selbsthilfe)


BAG SELBSTHILFE

Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderung,
chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen e.V.

Pressemitteilung vom 13.04.2018

BAG SELBSTHILFE:

AFD-Anfrage empörend und völlig inakzeptabel!

Zunahme von Behinderung wird als gesellschaftliches Übel dargestellt.



Düsseldorf 13.04.2018. In der auf den 12. März datierten Anfrage der AfD an
die Bunderegierung möchte die Fraktion u. a. wissen: "Wie hat sich nach
Kenntnis der Bundesregierung die Zahl der Behinderten seit 2012 entwickelt,
insbesondere die durch Heirat innerhalb der Familie entstandenen?" Außerdem
fragt die Partei, wie viele Fälle der durch Heirat in der Familie
entstandenen Behinderungen einen Migrationshintergrund hätten.

"Das Heranziehen von Inzest als vermeintliche Hauptursache von
Behinderungen in Deutschland, sowie die implizierte Mutmaßung, dass es sich
bei einer Vielzahl der behinderten Personen um Menschen mit
Migrationshintergrund handeln könnte, ist nicht nur empörend, sondern auch
völlig inakzeptabel", kritisiert Dr. Martin Danner, Bundesgeschäftsführer
der BAG SELBSTHILFE scharf.

Eine solche Anfrage ist nicht nur beschämend für all die Menschen, die
behindert geboren wurden oder aufgrund von Unfall, Erkrankung oder Alter
plötzlich eingeschränkt werden, sondern auch für all diejenigen, die sich
für eine gleichberechtigte und teilhabeorientierte Gesellschaft einsetzen.

"Die BAG SELBSTHILFE schließt sich der Einschätzung des Vorsitzenden des
deutschen Ethikrates, Herrn Peter Dabrock an, wonach die Anfrage der AfD
darauf abzielt, dass 'Jeder, der es will oder kann, darin Lebenswerturteile
erkennen soll'", so Dr. Martin Danner. "Und das erinnert uns an ein
Gedankengut, das dem wohl dunkelsten Kapitel der deutschen Geschichte
entspricht."

 * 

Quelle:

BAG SELBSTHILFE

Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderung,

chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen e.V.

Kirchfeldstr. 149, 40215 Düsseldorf

Burga Torges, Referatsleitung Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Telefon: 0211-31006-25, Fax.: 0211-31006-48

Email: burga.torges@bag-selbsthilfe.de

Internet: www.bag-selbsthilfe.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AGRAR/376: Bodenlos! Hunger bekämpfen. Landrechte stärken.


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. April 2018

Bodenlos! Hunger bekämpfen. Landrechte stärken.



Zum Internationalen Tag der Landlosen erklärt Uwe Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik:

Die Lebensgrundlage vieler Millionen Menschen ist durch Vertreibungen und den fehlenden Zugang zu Land bedroht. Ungerechte Landverteilung, ausbleibende Bodenreformen und die Konkurrenz um Flächen, etwa durch den Anbau von Futtermitteln, werden für Bäuerinnen und Bauern zur Existenzgefahr. Immer mehr Grund und Boden, vor allem auf dem afrikanischen Kontinent, wird an internationale Großkonzerne verkauft. Seit dem Jahr 2000 wechselten mindestens 50 Millionen Hektar und damit etwa eineinhalb mal der Fläche Deutschlands den Besitzer. Die Leidtragenden von Landgrabbing sind vor allem Kleinbauern. Millionen von Menschen wird die Möglichkeit genommen, sich durch eigenen Grund und Boden vor Hunger und Mangelernährung zu schützen.

Es ist besonders erschreckend, dass mit der gestiegenen Konkurrenz um Land die Gewalt gegen Landrechtsaktivisten, Menschenrechtsverteidigern und Umweltaktivisten in manchen Ländern immer weiter zu nimmt und viel zu vielen Aktivisten das Leben kostet.

Um den Zugang zu Land zu verbessern, muss die Bundesregierung sich national und international für die Umsetzung der "Freiwillige Leitlinien für die verantwortungsvolle Verwaltung von Boden- und Landnutzungsrechten, Fischgründen und Wäldern" einsetzen und in ihren Außenwirtschaftsbeziehungen und der Entwicklungszusammenarbeit stärker für den Schutz der lokalen Zivilgesellschaft einsetzen. Deutsche und in Deutschland ansässige Investoren sollten zur Einhaltung der Leitlinien verpflichtet werden und diese Standards für geförderte Projekte - egal ob durch Entwicklungsbanken, das BMZ oder andere Ressorts - verpflichtende Bedingung werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. April 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





WIRTSCHAFT/2791: Fachkräftemangel - Bundesregierung setzt die Wirtschaftsleistung fahrlässig aufs Spiel


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. April 2018

Fachkräftemangel: Bundesregierung setzt die Wirtschaftsleistung Deutschlands fahrlässig aufs Spiel



Zu den Ergebnissen der aktuellen Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln (IW), zu den Auswirkungen des Fachkräftemangels auf das Wirtschaftswachstum in Deutschland, erklärt Kerstin Andreae, Sprecherin für Wirtschaftspolitik:

Wieder einmal bestätigt eine Studie des IW: Der Fachkräftemangel wird zunehmend zur Gefahr für den Wirtschaftsstandort Deutschland. Statt die Probleme aktiv anzugehen, bleibt die schwarz-rote Bundesregierung weiterhin ambitionslos was innovative Lösungskonzepte betrifft. Dabei liegt es klar auf der Hand: Nur mit einem intelligenten Mix aus Qualifizierung, der Nutzung einheimischer Potenziale und einem modernen Einwanderungsgesetz können wir den Wirtschaftsstandort langfristig stärken und somit bereit für die Zukunft machen. Zum einen ist es die Pflicht der Politik den Wandel der Arbeitswelt durch innovative sozialpolitische Maßnahmen zu begleiten und zu unterstützen: Die Qualifizierung von Arbeitskräften muss hier im Mittelpunkt stehen. Zum anderen unternimmt die Bundesregierung zu wenig im Bereich der Gleichstellung und besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Zu guter Letzt braucht es im Standortwettbewerb um die besten Köpfe einen klaren Kurs für qualifizierte Zuwanderung.

Der Modernisierung eines ambitionierten und innovativen Einwanderungsgesetzes weiter aus dem Weg zu gehen - wie es die Bundesregierung derzeit tut - bedeutet den Verlust von qualifizierten Fachkräften, auf die wir dringend angewiesen sind. Die Bundesregierung setzt somit die Wirtschaftsleistung Deutschlands fahrlässig aufs Spiel.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. April 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1719: "Luftschlag gegen Assad ist gerechtfertigt"


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 14. April 2018

"Luftschlag gegen Assad ist gerechtfertigt"



Zum Luftschlag gegen Assad können Sie den außenpolitischen Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt, mit folgenden Worten
zitieren:

"Die Indizien sind erdrückend, dass der syrische Diktator Assad im
Kampf gegen die Opposition chemische Waffen einsetzt. Es ist richtig,
diesen schweren und fortgesetzten Verstoß gegen die Menschlichkeit
und gegen internationales Recht nicht ungesühnt zu lassen. Der heute
Nacht ausgeführte Militärschlag war offensichtlich gegen die
Fähigkeit Assads gerichtet, die völkerrechtswidrigen Chemiewaffen
weiter einzusetzen. Er diente somit dem Schutz der Menschen in
Syrien. Daher findet er die Unterstützung der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion.

Die CDU/CSU-Fraktion fordert Russland auf, endlich eine vollständige
Untersuchung des Giftwaffeneinsatzes durch die
Chemiewaffen-Organisation zuzulassen. Dabei muss auch der Täter klar
benannt werden. Russland muss außerdem seinen Einfluss auf Assad
nutzen, um ihn zur Herausgabe aller seiner Chemiewaffen-Bestände zu
zwingen. Denn offensichtlich hat Assad Teile seiner Chemiewaffen bei
der früheren Vernichtungsaktion der Vereinten Nationen verborgen.

Eine dauerhafte Lösung des langen und blutigen Bürgerkriegs in Syrien
kann es nur am Verhandlungstisch und unter Beteiligung der Opposition
sowie der anderen Staaten der Region geben. Der Genfer
Friedensprozess für Syrien hatte unter der gemeinsamen Führung der
USA und Russland verheißungsvoll begonnen. Ziel ist ein säkulares,
demokratisches Syrien, das im Frieden mit seinen Nachbarn lebt. Die
Europäische Union und Deutschland sollten eine neue diplomatische
Initiative unternehmen, um den Genfer Friedensprozess fortzuführen.
In welcher Weise Assad und sein Regime bei diesen Verhandlungen eine
Rolle spielen können, bleibt auszuhandeln. Die CDU/CSU hält es für
ausgeschlossen, dass ein Diktator wie Assad, der gegen sein Volk
Fassbomben und Chemiewaffen einsetzt, dauerhaft die Herrschaft in
einem friedlichen, demokratischen und rechtsstaatlichen Syrien
ausüben kann. Das muss auch Russland, das heute noch seine schützende
Hand über Assad hält, eingestehen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





SOZIALES/1890: "Komplett menschenverachtend"


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 13. April 2018

"Komplett menschenverachtend"



Zu einer Kleinen Anfrage der AfD können Sie den Vorsitzenden der
Arbeitsgruppe Arbeit und Soziales der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Peter Weiß, wie folgt zitieren:

Für uns steht das Schicksal jedes einzelnen Menschen mit
Behinderungen im Vordergrund. Wir wollen jedem Menschen mit
Behinderungen eine Teilhabe an der Gesellschaft ermöglichen.

Es ist schrecklich, dass die AfD in ihrer Fragestellung offenbar
kausale Zusammenhänge konstruiert, die durch Zahlen nicht zu belegen
sind, die aber zeigen, wes Geistes Kind die Verfasser sind.

Dass die AfD außerdem in Zusammenhang mit Behinderungen eine Art
Verschuldensprinzip einführen zu wollen scheint, ist komplett
menschenverachtend."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1703: Friedensinitiative für Syrien im Rahmen der UN wichtig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. April 2018

Friedensinitiative für Syrien im Rahmen der UN wichtig



"Die nun angekündigte diplomatische Friedensoffensive muss in den UN-Friedensprozess eingebunden werden. Das gilt auch für alle anderen politischen Initiativen, wie die von Sotschi und Astana. Wichtig sind dabei auch die Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Gruppen aus Syrien und der Kurdinnen und Kurden", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Die Bundesregierung kann darüber hinaus am besten zu einer Lösung beitragen, in dem die Bundeswehr abgezogen wird und alle Rüstungsexporte in die Region, vor allem an die Türkei, sofort gestoppt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. April 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1702: Eskalation in Syrien muss verhindert werden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. April 2018

Eskalation in Syrien muss verhindert werden



"Die Außenpolitik einiger NATO-Staaten wird immer gefährlicher: erneut völkerrechtswidrige Militärschläge in Syrien, obwohl die Konfrontationssituation zwischen den Atommächten schon extrem angespannt war und Trump sogar vorher Angriffsdrohungen direkt gegen Russland aussprach. Die Ergebnisse der OPCW-Inspekteure wurden noch nicht einmal abgewartet. Die Bundesregierung fährt diesen unverantwortlichen Kurs in der Außenpolitik faktisch mit. Wie lange wird das noch gut gehen? Wir müssen uns alle dagegen wehren, dass die westlichen Regierungen uns dabei in Geiselhaft nehmen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. April 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1701: Keine Beistandsbekundungen für Trump


DIE LINKE - Presseerklärung vom 14. April 2018

Keine Beistandsbekundungen für Trump



Die Bundesregierung befürwortet die westlichen Angriffe auf Syrien. "Der Militäreinsatz war erforderlich und angemessen, um die Wirksamkeit der internationalen Ächtung des Chemiewaffeneinsatzes zu wahren und das syrische Regime vor weiteren Verstößen zu warnen", erklärte Bundeskanzlerin Angela Merkel in Berlin. Die Vorsitzenden der Partei DIE LINKE, Katja Kipping und Bernd Riexinger, dazu:

Deutschland darf sich nicht an dem völkerrechtswidrigen Krieg in Syrien beteiligen. Statt sich für eine friedliche Lösung auszusprechen, begrüßt Bundeskanzlerin Merkel die kriegerische Eskalation durch die USA, Frankreich und Großbritannien. Die Bundesregierung hat Waffen an Erdogan geliefert, sie hat den Nato-Partner Türkei nicht kritisiert, als die Türkei in Afrin einmarschierte. Jetzt bezeichnet Angela Merkel das unkontrollierte Vorgehen von US-Präsident Trump als verantwortungsbewusst. DIE LINKE fordert die Bundesregierung auf, besonnen aufzutreten und weitere Beistandsbekundungen zu unterlassen. Eine direkte Kriegskonfrontation zwischen den Atommächten Russland und USA gehört zu den gefährlichsten Entwicklungen für diese Welt. Wer hier nicht eindeutig NEIN sagt, betreibt russisches Roulette mit der Welt.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 14. April 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/4923: Dobrindts Vorschläge schüren Rassismus


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. April 2018

Dobrindts Vorschläge schüren Rassismus



"Je miserabler man die Menschen behandelt, desto weniger Schutzsuchende kommen hierher - das ist offensichtlich das menschenfeindliche Kalkül des Landesgruppenchefs der Union. Um Schutzsuchende aus Deutschland fernzuhalten, will er Ausreisepflichtigen und Dublin-Betroffenen die Leistungen kürzen. Dabei begibt sich niemand freiwillig auf eine oftmals tödliche Flucht. Menschen fliehen vor Krieg, Hunger und Tod, aber das scheint die Union nicht zu interessieren. Lieber setzt sie im bayrischen Wahlkampf auf diskriminierende Stigmatisierung Schutzsuchender und nährt damit den braunen Sumpf", kommentiert die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, die jüngsten Äußerungen des CSU-Landesgruppenchefs. Jelpke weiter:

"Bei vielen sogenannten Ausreisepflichtigen handelt es sich um Menschen, die aus gesundheitlichen, familiären oder humanitären Gründen gar nicht abgeschoben werden dürfen. In diesem Status sind Menschen häufig über Jahre gefangen. Diesen Menschen jetzt die Leistungen noch weiter einzuschränken, ist üble Diskriminierung, die mit dem Grundgesetz unvereinbar ist. Bei Herrn Dobrindt scheint nicht angekommen zu sein, dass das Bundesverfassungsgericht schon 2012 zu Kürzungen im Asylbewerberleistungsgesetz festgestellt hat, dass die Menschenwürde migrationspolitisch nicht zu relativieren ist."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. April 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7084: Heute im Bundestag Nr. 232 - 16.04.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 232

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 16. April 2018, Redaktionsschluss: 12.10 Uhr

1. Rechts motivierte Straftaten im Januar

2. Regierung: Waldfläche nimmt ab

3. Rückrufe durch das Kraftfahrt-Bundesamt

4. Große Anfrage der FDP zu Fahrverboten

5. Breitbandförderung in Baden-Württemberg

6. Breitbandförderung in Sachsen-Anhalt

7. Breitbandausbau im Land Brandenburg

8. Zahlungen an Ex-Bahnchef Grube



1. Rechts motivierte Straftaten im Januar

Inneres, Bau und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im Januar dieses Jahres 20
Menschen infolge politisch rechts motivierter Straftaten verletzt
worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/1560) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/1269) hervor.

Danach wurden für Januar 2018 vorläufigen Zahlen zufolge insgesamt 948
solcher Straftaten gemeldet, darunter 36 Gewalttaten. Die Zahl der
ermittelten Tatverdächtigen beläuft sich laut Vorlage auf 415. Sechs
Tatverdächtige seien vorläufig festgenommen worden. Wie es in der
Antwort weiter heißt, wurde kein Haftbefehl erlassen.

 * 

2. Regierung: Waldfläche nimmt ab

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Waldfläche nimmt weltweit kontinuierlich ab. Das
stellt die Bundesregierung in einer Antwort (19/1554) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1031) fest. Dazu heißt
es weiter, dass nach der Waldstatistik der Welternährungsorganisation
(FAO) sich die Geschwindigkeit der Entwaldung allerdings verlangsamt
habe. Zwischen den Jahren 2010 und 2015 habe der Netto-Verlust im
Durchschnitt bei 3,3 Millionen Hektar pro Jahr betragen. Der Verlust
an Naturwaldfläche habe im Minimum bei 8,8 Millionen Hektar pro Jahr
gelegen, berechnet aus der Summe der von den Ländern gemeldeten
Waldflächenabnahmen. Dieser Verlust sei durch natürliche
Wiederbewaldung in Höhe von rund drei Millionen Hektar pro Jahr und
Aufforstungen von 2,5 Millionen Hektar pro Jahr zum Teil kompensiert
worden. Nur 35 Prozent der sogenannten Naturwälder seien nach
Schätzungen der FAO noch Primärwälder. Am stärksten betroffen seien
Indonesien, Myanmar, Nigeria, Tansania und Brasilien. Im Hinblick auf
das Klima und die Biodiversität schätzt die Bundesregierung, dass die
hohen Entwaldungsraten, aber auch die fortschreitende Degradierung von
Wäldern weltweit in erheblichem Maße zum Klimawandel sowie zu einem
gravierenden Verlust biologischer Vielfalt beitrage. Die Umkehr des
dramatisch voranschreitenden Verlustes der biologischen Vielfalt sei
neben dem Klimawandel eine der größten globalen Herausforderungen.

 * 

3. Rückrufe durch das Kraftfahrt-Bundesamt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In Deutschland waren mit Stand 23. Februar 2018
etwa 93 Prozent der von einem verbindlichen Rückruf durch das
Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) betroffenen Fahrzeuge umgerüstet. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/1473) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1032) hervor. Die Regierung
verweist zudem auf die einer vorherigen Antwort (19/884) beigefügte
Anlage, in der sämtliche Fahrzeugrückrufe des KBA im Jahr 2017
aufgelistet sind.

In der aktuellen Antwort wird auch auf den zweiten Teil des zweiten
Berichts der Untersuchungskommission "Volkswagen" (Teil über Fahrzeuge
ausländischer Hersteller, bei welchen das KBA nicht die zuständige
Typgenehmigungsbehörde für Emissionen ist) hingewiesen. Der Zeitpunkt
für die Veröffentlichung dieses Teils sei noch nicht festgelegt
worden, schreibt die Regierung. Die Messungen der Abgaswerte bei
Fahrzeugen der Hersteller Alfa Romeo, Fiat, Suzuki, Jeep, Jaguar, Land
Rover, Peugeot, Renault und Volvo konzentrierten sich auf die
Überprüfung der durch die Hersteller angegebenen CO2-Werte. Da das KBA
nicht die zuständige Typgenehmigungsbehörde für die
Emissionsgenehmigung dieser Fahrzeugmodelle sei, würden die
ermittelten CO2-Werte an die zuständigen Typgenehmigungsbehörden
gemeldet. "Der Informationsaustausch ist noch nicht abgeschlossen",
heißt es in der Vorlage.

 * 

4. Große Anfrage der FDP zu Fahrverboten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Große Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die FDP-Fraktion hat eine Große Anfrage mit dem
Titel "Maßnahmen der Bundesregierung zur Verhinderung drohender
Fahrverbote für Diesel-Kraftfahrzeuge in deutschen Städten" (19/1524)
an die Bundesregierung gerichtet. In den insgesamt 136 Fragen
thematisieren die Liberalen unter anderem die eventuelle Einführung
einer Blauen Plakette für schadstoffarme Autos, eine "Abwrackprämie"
für alte Dieselfahrzeuge und die örtliche Lage der Probenahmestellen
in Deutschland für die Messung der Stickstoffoxidemissionen.

Gefragt wird auch, ob die Bundesregierung eine Möglichkeit sieht, die
von Verboten betroffenen Dieselfahrzeuge kurzfristig durch
Elektrofahrzeuge zu ersetzen. Wissen wollen die Abgeordneten zudem,
wie die Regierung die Praxis des Vereins Deutsche Umwelthilfe (DUH)
bewertet, "Autohändler für Fehler teuer abzumahnen und sie
Unterlassungserklärungen mit teuren Strafen unterzeichnen zu lassen".

Die zu erwartende schriftliche Antwort der Bundesregierung auf die
Große Anfrage muss im Unterschied zu Antworten auf Kleine Anfragen auf
Verlangen einer Fraktion im Plenum des Deutschen Bundestags debattiert
werden.

 * 

5. Breitbandförderung in Baden-Württemberg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Haushalte in Baden-Württemberg bisher
durch das im Jahr 2015 gestartete Bundesförderprogramm für den
Breitbandausbau schnelle Internetanschlüsse mit bis zu 50 Mbit/s
erhalten haben, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/1527) wissen. Die Abgeordneten wollen zudem
erfahren, welche Zuwendungsempfänger aus Baden-Württemberg einen
Förderbescheid im Rahmen des Bundesförderprogramms bekommen haben.
Gefragt wird auch, was dabei jeweils Gegenstand der Förderung war und
welchen Umfang die zugesagte Förderung hatte.

 * 

6. Breitbandförderung in Sachsen-Anhalt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Haushalte in Sachsen-Anhalt bisher durch
das im Jahr 2015 gestartete Bundesförderprogramm für den
Breitbandausbau schnelle Internetanschlüsse mit bis zu 50 Mbit/s
erhalten haben, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/1528) wissen. Die Abgeordneten wollen zudem
erfahren, welche Zuwendungsempfänger aus Sachsen-Anhalt einen
Förderbescheid im Rahmen des Bundesförderprogramms bekommen haben.
Gefragt wird auch, was dabei jeweils Gegenstand der Förderung war und
welchen Umfang die zugesagte Förderung hatte.

 * 

7. Breitbandausbau im Land Brandenburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Haushalte im Land Brandenburg bisher durch
das im Jahr 2015 gestartete Bundesförderprogramm für den
Breitbandausbau schnelle Internetanschlüsse mit bis zu 50 Mbit/s
erhalten haben möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/1529) wissen. Die Abgeordneten wollen zudem
erfahren, welche Zuwendungsempfänger aus Brandenburg einen
Förderbescheid im Rahmen des Bundesförderprogramms bekommen haben.
Gefragt wird auch, was dabei jeweils Gegenstand der Förderung war und
welchen Umfang die zugesagte Förderung hatte.

 * 

8. Zahlungen an Ex-Bahnchef Grube

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Abfindungszahlungen in Millionenhöhe" an den
ehemaligen Vorsitzenden des Vorstands der Deutschen Bahn AG (DB AG),
Rüdiger Grube, thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (19/1553). Die Abgeordneten verweisen auf
Medienberichte, wonach Grube am 30. Januar 2017 auf eigenen Wunsch
seine Tätigkeit als Vorstandsvorsitzender der DB AG beendet hat,
jedoch für 2017 noch Bezüge in Höhe von 2,25 Millionen Euro erhalten
haben soll. Weiterhin sollen den Berichten nach für das Geschäftsjahr
2017 Pensionsrückstellungen in Höhe von 870.000 Euro für Grube
gebildet worden seien. Die Abgeordneten wollen nun unter anderem
wissen, wann und durch wen "im bundeseigenen Unternehmen Deutsche Bahn
AG" der Beschluss für die Zahlungen gefasst worden sei.

 * 

Quelle:
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BAYERN/4899: Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz ist "eine Katastrophe für die psychisch Kranken" (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 16. April 2018

Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz der Staatsregierung ist "eine Katastrophe für die psychisch Kranken"

SPD-Gesundheitspolitikerin und Ärztin Kathrin Sonnenholzner: "Ich werde alles tun, dieses Gesetz in seiner jetzigen Form noch zu verhindern"



Das geplante Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz der Staatsregierung ist nach Einschätzung der Vorsitzenden des Gesundheitsausschusses des Bayerischen Landtags, Kathrin Sonnenholzner (SPD), "eine Katastrophe für die psychisch Kranken". Sie werde alles zu tun, "um das Gesetz in seiner jetzigen Form noch zu verhindern", sagte die Medizinerin und Abgeordnete am Montag.

Die geplanten Regelungen liefen auf eine Stigmatisierung von psychisch Kranken hinaus, warnt Sonnenholzner: "Besonders furchtbar finde ich die Unterbringungsdatei, die es Behörden für fünf Jahre ermöglicht, festzustellen, ob jemand zum Beispiel wegen Depressionen in stationärer Behandlung war. Solche Menschen sind in der Regel keine Gefahr für andere, aber sie würden künftig behandelt wie verurteilte geisteskranke Verbrecher."

Sonnenholzner betont, der ursprüngliche Zweck eines solchen Gesetzes sei es gewesen, die Hilfe und Unterstützung für psychisch Kranke zu verbessern. "Doch mit diesem Entwurf wird das Gegenteil erreicht. Die Betroffenen werden davor zurückschrecken, sich professionelle Hilfe zu suchen, aus Angst, für immer in den Akten zu stehen. Für mich ist klar: Dieses Gesetz darf so nie kommen."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4332: Bei Rot-Grün wird Integration kleingeschrieben (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. April 2018

Bei Rot-Grün wird Integration kleingeschrieben



Integration spielte in der Regierungserklärung des neuen Ersten Bürgermeisters am Mittwoch keine Rolle. Auch das Integrationskonzept des Senats weißt deutliche Lücken auf, wie auf einer Veranstaltung der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft am vergangenen Donnerstag Charlotte Wohlfarth vom Sachverständigenrat der deutschen Stiftungen für Integration und Migration ausführte. "Nach dem Vortrag von Frau Wohlfarth wundert es nicht, dass das Thema Integration in Tschentschers Regierungserklärung nicht vorkam", erklärt dazu Carola Ensslen, Fachsprecherin für Integration der Fraktion. "Bereits das Integrationskonzept von 2017 ist darauf angelegt, bis zur Wahl 2020 keine allzu großen Fortschritte mehr anzustreben. Entgegen der Empfehlung des Sachverständigenrats hat der Senat nur Ziele bis 2018 formuliert. Und die gehen kaum über den Status Quo hinaus. So kann das Integrationskonzept kaum Steuerungswirkung entfalten."

Beispielsweise wurde als Ziel ausgegeben, die Zahl der erwerbslosen Leistungsberechtigten aus den acht Hauptherkunftsländern bis 2018 unter 22.000 zu bringen - dabei lag diese Zahl bei der Erstellung des Konzepts bereits bei rund 22.000. "Rot-Grün muss also gar keine Anstrengungen unternehmen, um Geflüchtete in Arbeit zu bringen - und erreicht dennoch sein selbst formuliertes Ziel", kritisiert Ensslen. "Der Senat unternimmt viel zu wenig, um eine echte Integration zu erreichen. Sein Konzept dient in erster Linie dazu, der Opposition den Wind aus den Segeln zu nehmen und zur Wahl gut dazustehen. Das werden wir nicht durchgehen lassen. Wir werden auch beim Zwischenbericht Mitte/Ende 2019 genau darauf schauen, mit welchen Mitteln im Haushalt 2019/20 Maßnahmen für Integration hinterlegt sind. Denn nach wie vor ist dies eine große gesellschaftliche Herausforderung und Aufgabe."

Hintergrund:

Der Sachverständigenrat der deutschen Stiftungen für Integration und Migration 
hat im Auftrag der Behörde für Soziales, Familie und Integration eine 
Stellungnahme zum Hamburger Integrationskonzept erstellt. 

Sie kann unter abgerufen werden unter:

https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2017/09/SVR-FB_Stellungnahme_Hamburger-Integrationskonzept.pdf 

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4331: Herzzentrum Stellingen - Gesundheit darf keine Ware sein (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 13. April 2018

Herzzentrum Stellingen: Gesundheit darf keine Ware sein



Laut Medienberichten hat der Geschäftsführer eines Medizinischen Versorgungszentrums in Stellingen in der Vergangenheit Ärzt_innen angewiesen, aus wirtschaftlichen Gründen pro Tag mindestens 20 Herzkatheter-Untersuchungen durchzuführen - für jeden nicht vorgenommenem Eingriff gebe es Gehaltsabzug. "Falls Eingriffe nicht aus medizinischer Notwendigkeit, sondern aus wirtschaftlichen Gewinnstreben erfolgen, wäre das ein ungeheuerlicher Skandal", erklärt dazu Deniz Celik, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Arztpraxen, die so gegen alle ethischen Prinzipien in der Medizin verstoßen, gehört die Zulassung entzogen. Wenn die Vorwürfe zutreffen sollten, wäre es sehr bezeichnend, dass der Asklepios-Konzern weiter am Geschäftsführer des Herzzentrums in Stellingen festhält und keine Konsequenzen zieht."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4330: Interfraktioneller Antrag - Maßvolle Anpassungen im Wahlrecht (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 13. April 2018

Interfraktioneller Antrag: Maßvolle Anpassungen im Wahlrecht



Die Bürgerschaftsfraktionen von SPD, Grünen, DIE LINKE und FDP haben sich auf Anpassungen im Wahlrecht für die Bezirks- und Bürgerschaftswahlen verständigt (siehe Anlage). Vorausgegangen war im Anschluss an die vergangene Bürgerschaftswahl eine intensive Beratung im Verfassungs- und Bezirksausschuss. Hierbei wurden neben dem Landeswahlleiter auch mehrere Expert_innen gehört. Im Ergebnis soll das geltende Wahlrecht nach Auffassung der antragstellenden Fraktionen dem Grunde nach fortbestehen. Wichtig war den Fraktionen dabei auch ein möglichst breiter politischer und zivilgesellschaftlicher Konsens. Daher wurden die Initiatoren der damaligen Volksinitiative "Faires Wahlrecht" in die Gespräche miteinbezogen. Dazu Christiane Schneider, Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Eine lange Diskussion und von Kompromissbereitschaft geprägte Gespräche mit den InitiatorInnen für ein faires Wahlrecht haben zu einem guten Ergebnis geführt. Die wenigen Korrekturen ändern den Charakter des geltenden Wahlrechts nicht: Der Einfluss der Bürgerinnen und Bürger auch auf die personelle Zusammensetzung von Bürgerschaft und Bezirksversammlungen bleibt erhalten. Besonders freut uns, dass der Wahlrechtsausschluss von Menschen mit Behinderungen aufgehoben wird."

Dazu Olaf Steinbiß, verfassungspolitischer Sprecher der SPD-Bürgerschaftsfraktion: "Ich bin sehr froh, dass es gelungen ist, beim Thema Wahlrecht einen breiten politischen Konsens zu erzielen. Es ist wichtig, das geltende Wahlrecht in Teilen anzupassen, ohne es aber grundlegend zu verändern. Mit den Heilungsmöglichkeiten haben wir ein gutes Mittel gefunden, die unzulässigen Stimmen zu reduzieren. Durch die Änderungen der bezirklichen Vorschriften stärken wir die Bezirksversammlungen in ihrer so wichtigen ehrenamtlichen politischen Arbeit vor Ort. Das ist auch angesichts der im nächsten Jahr anstehenden Bezirkswahlen ein wichtiges Signal."

Dazu Farid Müller, parlamentarischer Geschäftsführer und verfassungspolitischer Sprecher der Grünen Bürgerschaftsfraktion: "Wir werden einige Schwachstellen des nun seit 14 Jahren erprobten Wahlrechts maßvoll korrigieren. Für uns Grüne war es entscheidend, dass am Kern des Wahlrechts nicht gerüttelt und die Kandidatenauswahl seitens der Wählerinnen und Wähler im Prinzip erhalten bleibt. Damit war es möglich, einen Konsens mit den Initiatoren des Wahlrechts herzustellen und einen Volksentscheid zu verhindern. Dass nun zukünftig auch Menschen mit Behinderung das Wahlrecht ohne Einschränkung ausüben können und in den Wahlkreisen die Kandidatenanzahl maßvoll reduziert wurde, macht das Wahlrecht unterm Strich gerechter und übersichtlicher."

Dazu Kurt Duwe, verfassungspolitischer Sprecher der FDP-Bürgerschaftsfraktion: "Der fraktionsübergreifende Antrag zur Reform des Wahlrechts ist ein Erfolg für die parlamentarische Demokratie in Hamburg. Wir Freie Demokraten freuen uns besonders, dass wir die anderen Fraktionen von unseren Ideen überzeugen konnten, die Funktionsfähigkeit der Parteiendemokratie und ihrer Mandatsträger zu stärken. Auf FDP-Initiative wird es darüber hinaus noch größere Möglichkeiten für Wählerinitiativen und kleinere Parteien geben, flächendeckend in Wahlkreisen der Bezirke zu kandidieren. Das wird die Auswahl für die Wählerinnen und Wähler vor Ort noch erweitern. Zudem begrüßen wir, dass sich Bezirksabgeordnete zukünftig in sogenannten 'Gruppen' zusammenschließen können. Das Bezirkswahlrecht sieht zwar lediglich eine Sperrklausel von drei Prozent vor, Fraktionsrang erreichen Abgeordnete allerdings erst ab fünf Prozent. Der Zusammenschluss von Abgeordneten in 'Gruppen' erleichtert die Arbeit der Abgeordneten und stärkt die Funktionsfähigkeit der Bezirksversammlungen."

Dazu Manfred Brandt von Mehr Demokratie e.V.: "Das ideale Wahlrecht gibt es nicht. Ein Wahlrecht, das den Bürgerinnen und Bürgern mehr Einfluss auf die Zusammensetzung ihrer Parlamente gibt, ist mit Sicherheit demokratischer als die früher übliche Listenwahl in Hamburg. Das geltende Wahlrecht immer wieder schlecht zu reden, fördert ganz bestimmt nicht die Wahlbeteiligung. Die Änderungen, auf die wir uns verständigt haben, sind geringfügig. Grundsätzlich ist es nicht gut, nach jeder Wahl das Wahlgesetz zu ändern."

Die Anpassungen im Überblick:

Neben technischen Änderungen und Anpassungen an das Bundeswahlrecht soll künftig für die Stimmzettelreihenfolge der Parteien nicht mehr die Kandidatenanzahl, sondern das letzte Bürgerschaftswahlergebnis entscheidend sein, sofern die Parteien die Mindestzahl an Kandidaten einhalten. Hierdurch sollen für die Wählerin oder den Wähler die Stimmzettel übersichtlicher werden. Ferner werden die Teilhabemöglichkeiten für Menschen mit Behinderungen gestärkt. Auch wer dauerhaft vollbetreut wird, kann bereits bei der Bezirkswahl im kommenden Jahr erstmals seine Stimme abgeben. Diese schon seit längerem im politischen Raum stehende Forderung wurde im vergangenen Jahr auch noch einmal in einem gemeinsamen Brief der Landesbehindertenbeauftragten bekräftigt. Weiter soll die hohe Zahl ungültiger Stimmen durch eine Heilungsregelung für klar auszulegende Fälle reduziert und der Wählerwille damit gestärkt werden.

Die bisher in unterschiedlichen Gesetzen festgeschriebenen Regelungen für Bezirkswahlen werden künftig in einem einzigen Gesetz zusammengefasst. Dies sorgt für mehr Rechtsklarheit und Transparenz. Um die ehrenamtliche politische Arbeit in den Bezirksversammlungen zu stärken, wird ein so genanntes Benachteiligungsverbot gesetzlich festgeschrieben. Das heißt, kein Mitglied einer Bezirksversammlung darf aufgrund seiner Abgeordnetentätigkeit berufliche Nachteile haben.

Außerdem streben die antragstellenden Fraktionen die Einrichtung eines zentralen Wahllokals in der Innenstadt, zum Beispiel im Rathaus, vor. Dort wäre dann eine Stimmabgabe für alle Wahlkreise möglich, verbunden mit dem Ziel, über dieses zusätzliche Angebot die Wahlbeteiligung zu erhöhen.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4780: SPD-Agrarpolitiker fordern Neuausrichtung der Landwirtschaft (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
13.04.2018

SPD-Agrarpolitiker fordern Neuausrichtung der Landwirtschaft



Mit der Hannoverschen Erklärung haben die SPD-Agrarpolitiker aus den
Länderparlamenten, dem Bundestag und dem Europäischem Parlament ihre
zweitägige Sprecherkonferenz beendet. Dabei wurden die Leitlinien für
eine sozialdemokratische Landwirtschaftspolitik festgelegt und klare
politische Forderungen formuliert. Nico Steinbach, agrarpolitischer
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, erklärt dazu:

"Die Landwirtschaft ist ein wichtiger Wirtschaftszweig und Motor der
Entwicklung im ländlichen Raum. Landwirtinnen und Landwirte müssen von
ihrer Arbeit gut leben können. Angesichts eines tiefgreifenden Wandels
der Landwirtschaft und vielfältiger Herausforderungen durch
demographischen Wandel, Globalisierung, Digitalisierung und den
Klimawandel braucht es eine soziale, ökologische und wirtschaftliche
Neuausrichtung der Landwirtschaft. In ihrer Hannoverschen Erklärung
haben die Agrarpolitiker der SPD-Fraktionen heute wichtige politische
Ziele hinsichtlich der Agrarförderung, der Digitalisierung und des
Umwelt- und Tierschutzes formuliert. Unter anderem setzen sich die
SPD-Politiker darin für eine Stärkung des ländlichen Raums und den
Erhalt der flächendeckenden Landwirtschaft sowie familiengeführter
Betriebe ein."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. April 2018
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BILDUNG/1469: Berufsbildung in Deutschland noch stärker und fit für die Zukunft machen 


SPD-Pressemitteilung vom 15. April 2018

Berufsbildung in Deutschland noch stärker und fit für die Zukunft machen!



 Anlässlich der bundesweiten Themenwoche der beruflichen Bildung "Du bildest Zukunft" vom 16. bis 20. April, erklärt Ulf Daude, Bundesvorsitzender der Arbeitsgemeinschaft für Bildung (AfB):

 Angesichts bevorstehender Herausforderungen wie dem demographischen Wandel oder der Digitalisierung wollen wir rechtzeitig die Weichen stellen, um die berufliche Bildung modern und zukunftsfest zu machen.

 Wir wollen erstens die Durchlässigkeit zwischen diesen zwei Säulen der Bildung in Deutschland deutlich erhöhen und Anschlüsse sowie Abschlüsse in beide Richtungen erleichtern.

 Dafür wollen wir z.B. das Aufstiegs-BAföG (AFBG) ausbauen und so Einstiege von der Hochschule in die berufliche Bildung erleichtern und AFBG-Förderung für akademische Abschlüsse öffnen. Weiterhin wollen wir die Stipendienförderung für berufliche Aufsteiger ausbauen und für Meister/innen, Techniker/innen und Fachwirte/innen den direkten Zugang zu Master-Studiengängen eröffnen.

 Zweitens wollen wir die Gleichwertigkeit von beruflicher und akademischer Bildung erreichen.

 Dafür sollen die Angebote der höheren Berufsbildung ausgebaut werden. Zeitaktuelle und zukunftsfeste Fortbildungsordnungen und Abschlüsse, die beispielsweise auf einen Meister oder Fachwirt aufbauen, wollen wir mit den Sozialpartnern entwickeln. Die Systeme der Leistungsbewertung müssen eng aufeinander abgestimmt werden.

 Die Finanzierbarkeit sowie die Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Weiterbildung müssen weiter verbessert werden. So können mehr Menschen nach einer erfolgreichen Berufsausbildung auch Abschlüsse der höheren Berufsbildung erlangen und sich so beruflich wie gesellschaftlich weiter entwickeln.

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 15. April 2018 
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SOZIALES/2687: AfD stellt menschenverachtende Kleine Anfrage zu Schwerbehinderten in Deutschland




Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. April 2018

Arbeitsgruppen: Arbeit und Soziales, Kultur und Medien

AfD stellt menschenverachtende Kleine Anfrage zu Schwerbehinderten in Deutschland
 

Kerstin Tack, Sprecherin für Arbeit und Soziales;

Ulla Schmidt, zuständige Berichterstatterin AG Kultur und Medien:

In einer kleinen Anfrage an die Bundesregierung will die AfD wissen, wie sich die Zahl der Schwerbehinderten seit 2012 entwickelt habe, "insbesondere die durch Heirat innerhalb der Familie entstandenen" und wieviele einen Migrationshintergrund hätten. Allein die  Fragestellung entblößt das menschenverachtende Bild der AfD-Fraktion.

"Diese Kleine Anfrage ist erschütternd und zutiefst menschenverachtend. Die AfD schreibt in ihrer Anfrage von der Möglichkeit, Behinderungen zu 'vermeiden' und fragt nach Ursachen für Behinderung durch Heirat. Solche Äußerungen verletzen die Menschenwürde der Behinderten und zeigen die rückwärtsgewandte Gesinnung vieler AfD-Abgeordneter. Sie lässt den alleinigen Schluss zu, dass das Leben von Menschen mit Behinderung in deren Augen 'unwertes Leben' ist und dass Menschen mit Behinderung und deren Eltern selber Schuld seien, wenn sie mit einer Behinderung leben müssten.

Die Kleine Anfrage weckt Erinnerungen an die dunkelste Zeit in unserer Geschichte. Auch in der NS-Zeit wurde von 'Vermeidung von Behinderung' und 'lebensunwertem Leben' gesprochen.

Dass sich solche Äußerungen wiederholen, sollte uns alle aufrütteln und zeigt, dass wir immer wieder für eine Gesellschaft eintreten müssen, in der jedes Leben lebenswert ist."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1773: Mexiko - Wahlen am 1. Juli, Veränderung und Bruch (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

1. Juli: Veränderung und Bruch

Von Luis Hernández Navarro
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Der zur Zeit aussichtsreichste Präsidentschaftskandidat, Andres Manuel
López Obrador, steht eher für Kontinuität als für einen radikalen
Wandel

Bild: By Eneas De Troya from Mexico City, México (Cierre de Campaña)

[CC BY 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via
Wikimedia Commons



(Mexiko-Stadt, 3. April 2018, la jornada) - Welche reellen
Möglichkeiten auf eine Änderung des Wirtschaftsmodells eröffnen sich
bei den kommenden Präsidentschaftswahlen? Keine. Beim Urnengang am 1.
Juli steht das Ende des neoliberalen Modells in Mexiko nicht auf der
Tagesordnung. Die Option, einen anderen Weg als den Konsens von
Washington einzuschlagen, ist nicht in greifbarer Nähe. Aus zwei
unterschiedlichen Gründen. Erstens, weil keine/r der
Präsidentschaftskandidat*innen einen postneoliberalen Weg als
notwendig einfordert. Es gibt kein einziges Regierungsprogramm,
welches eine solche Alternative unterstützt. Zweitens, weil seit dem
Zeitraum 1994-1996 eine Reihe gesetzlicher Riegel verabschiedet
wurden, die das neoliberale Projekt juristisch absichern. Alle
Anwärter*innen auf das erste Amt im Staate betonen, dieser gesetzliche
Rahmen müsse respektiert werden.

Aus unterschiedlichen Motiven behaupten Freund*innen und Feind*innen
von Andrés Manuel López Obrador [dem in allen Umfragen führenden
"Links"-Kandidaten, Anm. d. Ü.] das Gegenteil. Sie sehen in ihm den
Kandidaten, der mit dem Modell bricht. Ist das tatsächlich so? Nein.
Sein "Alternatives Projekt der Nation" will den Staat auf
demokratische Weise zurückgewinnen und ihn zum Antrieb der
politischen, ökonomischen und gesellschaftlichen Entwicklung des
Landes machen. Das Projekt sieht vor, die Mexikaner*innen zu befragen,
ob die Strukturreformen beibehalten oder verworfen werden sollen. Es
kündigt an, der Haushalt werde wirklich ein öffentlicher sein und die
Armen hätten Vorrang. Es nennt als zentralen Punkt die
Korruptionsbekämpfung. Aber anders als in der Vergangenheit ist nicht
mehr explizit von der Abschaffung des neoliberalen Wirtschaftsmodells
die Rede.


Unter López Obrador sind keine grundlegenden Veränderungen
zu erwarten

Doch auch wenn es keinen grundlegenden Bruch mit dem bisher verfolgten
Entwicklungsmodell gibt, bedeutet es nicht, dass dieses Projekt für
reine Kontinuität steht. Natürlich wird es Änderungen geben; aber das
Wesentliche bleibt. Wo sind Modifikationen auszumachen? Zunächst ist
da der zentrale Wahlkampfpunkt, die Verträge der öffentlichen
Auftragsvergabe und die Regierungskonzessionen zu überprüfen. Laut dem
Historiker Lorenzo Meyer sind diese das Herzstück der Politik. Vor
allem geht es um die Verträge für den Bau des neuen internationalen
Flughafens von Mexiko-Stadt und die Konzessionen für die Ausbeutung
der Erdölfelder. Eine weitere Änderung hat mit der Bildungsreform zu
tun. Obrador, Kandidat des Bündnisses "Gemeinsam schreiben wir
Geschichte" (Juntos Hacemos Historia) versprach schriftlich gegenüber
den "Sozialen Fortschrittlichen Netzwerken", dem Flügel der Elba
Esther Gordillo [1] nahestehenden Lehrer*innen, die Bildungsreform
rückgängig zu machen und dem mexikanischen Kongress einen neuen
Gesetzesentwurf zuzuschicken. Der strafende Ansatz der
Lehrer*innenevaluierung soll wegfallen. Obradors Vorschlag berührt
aber weder die Abfassung des [Bildungs-]Artikels 3 der mexikanischen
Verfassung noch die Ausführungsgesetze zum Thema.

Aber abgesehen vom politischen Willen, das neoliberale Modell zu
modifizieren, besteht eine juristische Struktur, die die Änderung
substantieller Aspekte verhindern soll. Es handelt sich nicht um einen
einzelnen vorgeschobenen Riegel, sondern um einen Riegelkomplex.
Ausgebrütet wurde er mit den Abgeordnetenkammern, die die Reformen
verabschiedeten, den Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes, den
Vorgehensweisen der Regulierungsorgane in der Wirtschaft sowie den
Unterschriften unter die Freihandelsverträge. Der verabschiedete
Gesetzesrahmen ist ein wahres Minenfeld. Ausnahmslos begünstigt er die
großen Unternehmen, viele davon Multis, gegenüber den
Regulierungskompetenzen des Staates. Dieser neue Gesetzesrahmen begann
weder mit dem sogenannten Mexiko-Pakt [Dezember 2012] noch mit der
Energiereform [2014]. Diese sind nur Teil des letzten Zyklus der
neoliberalen Reformen.


Oberster Gerichtshof als Hüter des Neoliberalismus

Der Schlüsselmoment für diese juristische Brandschutzmauer war die
Umstrukturierung des Obersten Gerichtshofes im Dezember 1994.
Handstreichartig setzte Präsident Ernesto Zedillo damals die
amtierenden Richter*innen ab und setzte das Gericht neu mit nur noch
elf Mitgliedern zusammen. Wie es Miguel Angel Romero dokumentiert hat,
konnte das neoliberale Projekt in Mexiko seitdem auf eine enorme
juristische Schutzvorrichtung zählen. Wer es wagen sollte, die
Stützpfeiler des freien Marktes infrage zu stellen, muss die
"Zollstation" passieren, die in letzter Instanz über die
Verfassungsmäßigkeit möglicher Änderungen entscheidet. Und die
Richter*innen haben ein ums andere Mal gegen die Interessen der
breiten Bevölkerung gestimmt. Sei es bei der Indígena-Reform, dem
Gesetz über die staatliche Sozialversicherungsbehörde (ISSSTE) oder
dem Beschluss über die Verfassungskonformität der
Lehrer*innenbewertung.

Das vielleicht klarste Beispiel der Rolle des Gerichtshofes ist die
Diskussion über den Zinseszins im Gefolge der Finanzkrise von 1995
gewesen. Die Richterin Olga Sánchez Cordero (heute von López Obrador
als Innenministerin vorgeschlagen) stimmte für die Legalisierung des
Wucherzinses. Grundlegend sind ebenfalls die Riegel gewesen, die die
ökonomischen Regulierungsorgane vorgeschoben haben. Statt den
Wettbewerb zu fördern, haben sie in der Praxis die Marktkonzentration
unterstützt und die Monopole gestärkt. Statt über eine wirkliche
Autonomie zu verfügen, haben sie der Regierung eine außerordentliche
Entscheidungsbefugnis eingeräumt.


Konzerne haben Druckmittel gegen die Regierungen

Die Unterzeichnung unzähliger Freihandelsverträge zwangen vor allem
wegen der Investitionskapitel dazu, die nationale Gesetzgebung zu
ändern. Das Land wurde einem "neuen unternehmerfreundlichen Recht"
unterworfen, wie es das Strategische Lateinamerikanische Zentrum für
Geopolitik (Celag) ausgedrückt hat. Dieses Recht zielt darauf ab, den
ausländischen Investitionen Sicherheit zu geben. Das I-Tüpfelchen bei
diesem Verlust nationaler Souveränität ist der jüngste Beitritt
Mexikos zur Vereinbarung über die Beilegung von
Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Mitgliedern [sprich:
Investoren] anderer Staaten (Ciadi-Abkommen). Mexiko hat auch
akzeptiert, dass die zuständige Weltbankorganisation die Schlichterin
bei NAFTA-Kontroversen spielt. Damit besitzen die multinationalen
Konzerne, als Schlichtungstribunal getarnt, ein Druckmittel gegen die
Regierungen, damit diese keine Unternehmensinteressen beeinträchtigen.
Sich der Autorität des Schlichtungsorgans unterworfen zu haben, kommt
einem Suizid gleich.

Ein neues Entwicklungsmodell zugunsten der Bevölkerungsmehrheiten
anzugehen (und ich spreche nicht von Sozialismus) ist nicht machbar,
solange dieses offen unternehmerfreundliche juristische Flechtwerk
nicht aufgelöst wird. Doch im Rahmen der bevorstehenden Wahlen hat
keine politische Kraft Vorschläge unterbreitet, dies zu tun.


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/poonal/qla-maestraq-elba-esther-gordillo-wegen-korruptionsvorwuefren-verhaftet/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/1-juli-veraenderung-und-bruch/
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ASYL/1256: Änderung des EU-Asylrechts - Bundestag muss Rechtsabbau in Europa entgegentreten (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 16. April 2018

Bundestag muss Rechtsabbau in Europa entgegentreten

PRO ASYL zur geplanten Änderung des EU-Asylrechts (GEAS)



Anlässlich der heutigen Anhörung des Deutschen Bundestags zur Änderung des
EU-Asylrechts warnt PRO ASYL vor einem fundamentalen Abbau des
Menschenrechts auf Asyl in der EU. Die geplanten Änderungen des Gemeinsamen
Europäischen Asylsystems (GEAS) zielen auf Abschottung ab und verletzen
Flüchtlingsvölkerrecht. Der Deutsche Bundestag muss für die Einhaltung der
Menschenrechte von Flüchtlingen eintreten und die Pläne des BMI und anderer
EU-Staaten stoppen.

PRO ASYL wirft dem EU-Rat vor, mit weitreichenden Gesetzesänderungen bisher
rechtswidrige Praktiken legalisieren zu wollen. Auf der Strecke bleibt das
individuelle Recht von Verfolgten, Asyl beantragen zu können und Zugang zu
einem fairen Asylverfahren in der EU zu erhalten.

PRO ASYL hat den Asylrechtsexperten Dr. Reinhard Marx beauftragt,
Kernelemente des geplanten EU-Asylrechts zu analysieren. Eines der
zentralen Elemente ist die Herabsenkung der Anforderungen für den
Flüchtlingsschutz an den sogenannten »sicheren Drittstaat« verbunden mit
Plänen, Schutzsuchende ohne die Möglichkeit, einen Asylantrag in der EU zu
stellen, dorthin abzuschieben:


	Abschiebung in »sichere« Drittstaaten statt Prüfung der Asylanträge.

	Absenkung der Kriterien, wann ein Drittstaat sicher ist. Teilgebiete oder Zonen sollen genügen.

	Drittstaaten werden gekauft. Es soll keine Verbindung des Flüchtlings zu dem Staat geben müssen, in den er abgeschoben wird.




Die Stellungnahme von PRO ASYL setzt dem folgende Argumente
entgegen: 

Artikel 3 der EMRK verhindert Abschiebungen oder Zurückweisungen, wenn
Abgeschobene die reale Gefahr laufen würden, im Zielstaat Folter oder
unmenschlicher Behandlung ausgesetzt zu werden. Dies hat der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) im Urteil Sufi und Elmi (Vereinigtes
Königreich zum Drittstaat Somalia) festgestellt. Der EGMR hat festgestellt,
dass der Schutz gegen Folter und unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung absolut gilt und dass EU-Staaten verantwortlich dafür sind, was
nach der Abschiebung passiert.

Artikel 33 der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) verbietet die
Kettenabschiebung in einen Drittstaat, der selbst keinen Refoulement-Schutz
gewährt. Es gibt einen Verantwortungszusammenhang der Vertragsstaaten der
GFK und daher darf nur in Drittstaaten abgeschoben werden, die die GFK
unterzeichnet haben und praktisch anwenden. Die EU versucht, die Standards
zu senken. Selbst die Durchreise durch den Drittstaat wird nicht mehr
gefordert. Damit ist nach Auffassung von Dr. Marx nicht gewährleistet, dass
dieser Staat tatsächlich Zugang zu einem Asylverfahren gewährt.

Die Anforderungen an den Drittstaat sollen sogar so weit herabgesetzt
werden, dass vermeintlich sichere Teilbereiche schon ausreichen sollen, um
dorthin abzuschieben. Ein Staat, der nicht innerhalb des gesamten
Staatsgebietes ein Gewalt- und Schutzmonopol ausübt, kann aber nicht die
Anwendung der GFK wirksam durchsetzen.


Die vollständigen Stellungnahme ist zu finden unter:

https://www.bundestag.de/blob/550380/03686c4fc4d404dfb72468b7bced4b7b/a-drs--19-4-27-data.pdf

Gemeinsames Papier von Menschenrechtsorganisationen, Wohlfahrtsverbänden
und Juristen- und Flüchtlingsorganisationen für den Erhalt des Zugangs zum
individuellen Asylrecht in Europa:

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/Gemeinsames-Positionspapier-zur-Reform-des-GEAS-25-Januar-2017.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 16. April 2018
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PARTEIEN/170: Piraten wollen geplante Sperrklausel zur Europawahl stoppen (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 13. April 2018

GroKo-Angriff auf Wählerwillen und Meinungsvielfalt

Piraten wollen geplante Sperrklausel zur Europawahl stoppen



Zwei Millionen nicht repräsentierte Wählerstimmen, ein Europaparlament ohne
Piratenpartei, Freie Wähler, Tierschutzpartei, zusätzliche Abgeordnete für
CDU/CSU und SPD - so wäre die Europawahl 2014 nach jenen Spielregeln
ausgegangen, die die Bundesregierung am Dienstag im EU-Rat für künftige
Europawahlen durchdrücken will.

Nachdem das Bundesverfassungsgericht wiederholt Versuche der Großen
Koalition gestoppt hat, die Abbildung des Wählerwillens im Europaparlament
durch eine Sperrklausel zu behindern und sich gleichzeitig selbst mehr
Sitze zuzuweisen, will Bundeskanzlerin Merkel die Karlsruher Urteile nun
durch Vorgaben aus Brüssel aushebeln. Die erst heute veröffentlichte
Vorlage [1] für die Ratssitzung am Dienstag soll größere Mitgliedstaaten
zur Einführung einer Sperrklausel zwischen 2 und 5 % bei künftigen
Europawahlen verpflichten. Nur das selbst nicht betroffene Belgien leistet
noch Widerstand, wird von der deutschen Bundesregierung aber extrem unter
Druck gesetzt.

"Wir prüfen rechtliche Schritte gegen diesen Angriff auf unser Grundgesetz
und den Wählerwillen, insbesondere einen Antrag auf einstweilige Anordnung
des Bundesverfassungsgerichts", erklärt Carsten Sawosch, Bundesvorsitzender
der Piratenpartei. "Millionen von Wählerstimmen unter den Tisch fallen
lassen zu wollen, nur um sich selbst mehr Posten zu besorgen - das ist
skrupellos. Unsere Europaabgeordnete Julia Reda wird von Politico [2] oder
Forbes [3] zu den einflussreichsten Europaabgeordneten gezählt. Sie ist die
anerkannte Stimme der Internetnutzer im Kampf um ein modernes Urheberrecht
und für digitale Freiheitsrechte in Brüssel. Solche Expertise darf Europa
nicht verloren gehen - dafür werden wir Piraten kämpfen."

Die von Berlin vorgeschobene Gefahr einer Zersplitterung des EU-Parlaments
hat schon das Bundesverfassungsgericht nicht gesehen, zumal sich 5 der 7
deutschen Einzelmandatsträger einer der großen EU-Parlamentsfraktionen
angeschlossen haben.


Quellen:

[1] Beschlussvorlage (englisch), data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-7597-2018-INIT/en/pdf

[2] The 40 MEPs who matter in 2017, www.politico.eu/list/the-40-meps-who-matter-in-2017-the-ranking-ep40/julia-reda/

[3] 30 Under 30, www.forbes.com/30-under-30-europe-2016/policy/#79491c810e77

 * 
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WISSENSCHAFT/1408: Neue Forschungseinrichtungen in der Bund-Länder-Förderung (idw)


Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) - 13.04.2018

Neue Forschungseinrichtungen in der Bund-Länder-Förderung



Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) hat heute beschlossen,
weitere zwei Einrichtungen in die gemeinsame Förderung der
Leibniz-Gemeinschaft aufzunehmen: das Hans-Bredow-Institut für
Medienforschung an der Universität Hamburg (HBI) und das Zentrum für
Literatur- und Kulturforschung (ZfL) in Berlin. Zusammen haben diese
Einrichtungen einen jährlichen Mittelbedarf von 4,6 Millionen Euro. Der
Entscheidung liegen entsprechende Empfehlungen des Senats der
Leibniz-Gemeinschaft und des Wissenschaftsrates zugrunde, der die
Einrichtungen evaluiert hat.

Die Stiftung Hans-Bredow-Institut für Medienforschung an der Universität
Hamburg (HBI) erforscht einerseits die öffentliche Kommunikation in der
Mediengesellschaft aus der Perspektive empirisch-sozialwissenschaftlicher
Kommunikationswissenschaft und befasst sich andererseits mit der
rechtswissenschaftlichen Regulierungsforschung unter den Leitthemen
Herstellung von Öffentlichkeit unter digitalen Bedingungen,
Regelungsstrukturen und Regelbildung in digitalen Kommunikationsräumen
sowie Rolle von Wissenschaft in der Mediengesellschaft.

(https://www.hans-bredow-institut.de/de)

Das Zentrum für Literatur- und Kulturforschung erforscht Literatur in
interdisziplinären Zusammenhängen und unter kulturwissenschaftlichen
Voraussetzungen. Es orientiert sich dabei an den Leitbegriffen
Theoriegeschichte, Weltliteratur und Lebenswissen. Das ZfL ist aus dem
Zentralinstitut für Literaturgeschichte der Akademie der Wissenschaften
der DDR hervorgegangen. Gemeinsam mit dem Zentrum für Allgemeine
Sprachwissenschaft (ZAS) und dem Zentrum Moderner Orient (ZMO) - beide
Einrichtungen hat die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz bereits 2017 in
die Förderung aufgenommen - bildet es den Verein Geisteswissenschaftliche
Zentren Berlin e.V.

(http://www.zfl-berlin.org/)

Die Leibniz-Gemeinschaft umfasst gegenwärtig 93 außerhochschulische
Forschungs- und Infrastruktureinrichtungen. Die Forschungseinrichtungen
sind auf Forschungsfeldern tätig, die eine langfristig angelegte
Bearbeitung erfordern, in der Regel interdisziplinär ausgerichtet sind und
sich wegen ihres Umfangs, ihrer langfristigen Anlage oder ihrer Inhalte
sehr gut außeruniversitär umsetzen lassen. Die Infrastruktureinrichtungen
erbringen für die hochschulische und außerhochschulische Forschung
wissenschaftliche Informations- und Serviceleistungen. Bund und Länder
fördern die Leibniz-Einrichtungen 2018 mit rund 1,2 Milliarden Euro.


Weitere Informationen unter:

http://www.gwk-bonn.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution337

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK), Rebekka Kötting, 13.04.2018
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STANDPUNKT/749: Das umstrittene Erbe des Hugo Chávez (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Das umstrittene Erbe des Hugo Chávez

Von Günter Buhlke, 15. April 2018
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Der nationale Wahlrat hat den 20. Mai 2018 zum Tag der Präsidentenwahl
in Venezuela bestimmt. Nach den langen und heftigen
Auseinandersetzungen zwischen der Opposition und dem jetzigen
Präsidenten Maduro, die bis zum Waffengebrauch mit Todesopfern auf
beiden Seiten führten, muss mit einer Schicksalswahl gerechnet werden.

Vorhersagen zum Wahlausgang sind schwierig. Beide Seiten setzen
ungewöhnliche Mittel ein, um Wählerstimmen zu gewinnen.

Die Opposition ist offensichtlich gespalten. Ein Teil tritt für einen
Wahlboykott ein, mit der erklärten Absicht, die ganze Wahl mit
juristischen Mitteln für ungültig erklären zu lassen. Ein anderer,
angeführt von einem ehemaligen Unterstützer von Chávez, will sich der
Wahl stellen. Die Opposition erhält politische, finanzielle und
mediale Unterstützung durch die USA und die EU. Die Härte der
Auseinandersetzung ist unter anderem auch daraus abzuleiten, dass die
Opposition im Vorfeld der Wahl auf einen Militärputsch hingearbeitet
hatte. (Entführung eines Militärhubschraubers und Beschießung des
Präsidentenpalastes, Militärmanöver an den Grenzen, Übungen der IV.
Flotte der USA vor Venezuela).

Warum die Furcht der Opposition und deren Unterstützungskräften? Warum
die Angst der Opposition vor einem Wahlausgang zu Gunsten der
Chavisten?

Hugo Chávez gewann 1998 die Präsidentenwahl, mit dem erklärten Ziel,
das Gemeinwohl der venezolanischen Bevölkerung anzuheben und eine
wirtschaftliche Selbstbestimmung des Landes gegenüber den
transnationalen Wirtschafts- und Finanzgruppen zu erreichen. Er
stellte der alten Logik des Geldwachstums für wenige Eliten, seine
Logik des Wachstums der Lebensqualität der Bevölkerung gegenüber.
Damit stellte er das alte System in Frage! Seine Vorstellungen hat er
in den Gesprächen mit Ignacio Ramonet erläutert. (H. Chávez, Mein
erstes Leben, Verlag Neues Leben).


Einige Ergebnisse

Unter seiner Amtsführung konnte Venezuela alle acht
UN-Millenniumsziele in der Zeit von 2001 bis 2015 erfüllen. Dazu
gehören die Abschaffung extremer Armut und Hunger, Primarschulbildung
für alle, Senkung der Kindersterblichkeit, Verbesserung der
Gesundheitsversorgung der Mütter, ökologische Nachhaltigkeit. Die
Größe seiner Ideen sind in den Vorschlägen zur Entwicklung des Landes
von 2013 bis 2019 nachlesbar (Propuesta del Candidato para la gestion
Bolivariana socialista) [1].

Mit der verfassungsgebenden Versammlung und den Consejos Communales
erweiterten die Chavisten die Grundlagen der Demokratie. Die Förderung
der Genossenschaften entsprach weltweiten Erfahrungen, auch wenn die
konkreten Bedingungen in Venezuela noch nicht ausreichend herangereift
waren.

Die Alternativen von Chávez entsprachen den Zielstellungen vieler
Politiker lateinamerikanischer Länder, die seit langem einen sozialen
und wirtschaftlichen Wandel anstrebten. Kuba seit 62 Jahren unter
Anstrengungen und mit Erfolg. Die Welt kennt ähnliche
Veränderungsversuche in Nicaragua, Chile, Peru, Guatemala, El
Salvador, Kolumbien, Bolivien, Ecuador und vielen weiteren. In der
kurzen Zeitspanne von 20 Jahren der alternativen Entwicklung in
Venezuela wurde mit der Petrocaribe, der Initiative für das
Verrechnungssystem Sucre, die lateinamerikanische Zusammenarbeit
bedeutend vertieft. Der zur gegenseitigen wirtschaftlichen
Unterstützung geschaffene ALBA Verbund brachte Vorteile für die
Teilnehmerländer. Die Bildung der großen Länderbündnisse UNASUR und
der CELAC, ohne die USA und Kanada, stärkte die Solidarität
untereinander. Im Hintergrund standen die Gedanken Simón Bolìvars
einer Patria Grande (großes lateinamerikanische Vaterland).


Die Bedeutung der Wahl am 20. Mai 2018

Bei der Präsidentenwahl 2018 geht es also um die Aufrechterhaltung
strategischer Konzepte für Venezuela und Lateinamerika. Die Opposition
dagegen will ihr internationales Geschäftsmodell in Lateinamerika
aufrechterhalten und sie sieht sich gefährdet. Die nationale
Opposition und ihre Unterstützer aus der westlichen
"Wertegemeinschaft" nutzen die schwierige Lage, die sie selbst mit
herbeigeführt haben. Eines ihrer Wahlkonzepte: Den Chavismus als
Schreckgespenst zu diskreditieren. Doch er ist kein Mythos oder
Utopie, er verkörpert reale Veränderungsprozesse für die Mehrheiten
der Bevölkerung, zur Verbesserung des Lebensniveaus. Verlieren die
Chavisten, wird der Alba-Verbund, die CELAC-Gemeinschaft um Jahre
zurückgeworfen.

Wenige Wochen vor der Wahl bleibt die Hoffnung auf die Vernunft und
die Kraft der Wahrheit. Vieleicht könnten im katholischen
Lateinamerika Worte von Franzikus I. zum Nachdenken anregen. In seinem
jüngsten Lehrschreiben von 48 Seiten (Gaudete et exsultate) [2] mahnt
er die Christen u.a. "den gesellschaftlichen Wandel anzustreben" und
"für das Gemeinwohl zu kämpfen".

Tiefe Eindrücke hinterlassen die Bücher des Venezolaners Miguel Otero
Silva "Der Tod des Honorio" oder "Ich weine nicht", in denen er die
Zustände vergangener Zeiten des Elends und des Raubes ihres
Landesreichtums in Venezuela beschreibt.

Nicht vergessen werden sollte, dass gesellschaftliche Veränderungen
eines Landes nie linear von unten nach oben verlaufen. Große
Transformationen und komplexe Reformen im Landesmaßstab benötigen
Zeiten, oft über Generationen hinweg. Es sind immer Prozesse, die je
nach Grad der Widersprüche mal schneller, mal langsamer vorankommen.
Prozesse bewegen sich durch Aktion und Gegenaktion/Reaktion. Auch mal
rückwärts, je nach Druck der Opposition oder der eigenen Fehler. Der
Gesamtprozess kann kaum vom Ziel abgebracht werden, wenn er in seiner
Gesamtheit den historischen Fortschritt verkörpert, wie der Chavismus
einzuordnen ist.

Mexiko kennt viele schöne Sprichworte, darunter:

"Alles ist möglich, wenn es im Frieden geschieht"

 (Todo es possible en la paz). 



Das ist den Venezolanern für die noch bleibende Zeit vor und während
der Wahl zu wünschen.


Über den Autor

Günter Buhlke. Geb. 1934. Verh. Studium an der Humboldtuniversität und
der Hochschule für Ökonomie Berlin. Dipl. Volkswirtschaftler.
Internationale Arbeit als Handelsrat in Mexiko und Venezuela.
Koordinator für die Wirtschaftsbeziehungen der DDR zu Lateinamerika.
Wirtschaftserfahrungen als langjähriger Leiter des Schweizerischen
Instituts für Betriebswirtschaft in Berlin, Vorstand einer
Wohnungsgenossenschaft und Referent im Haushaltsausschuss der
Volkskammer und des Bundestages. Gegenwärtig ehrenamtliche
Tätigkeiten.


Anmerkungen:

[1] https://www.mppeuct.gob.ve/sites/default/files/descargables/programa-patria-2013-2019.pdf

[2] https://www.vaticannews.va/de/papst/news/2018-04/gaudete-et-exultate-exhortation-wortlaut-amtliche-uebersetzung.html
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STANDPUNKT/748: Blind in Gaza (Uri Avnery)


Blind in Gaza

von Uri Avnery, 14. April 2018



NOTIEREN SIE: Ich, Uri Avnery, Soldat Nummer 44410 der israelischen
Armee, distanziere mich hiermit von den Scharfschützen der Armee, die
unbewaffnete Demonstranten entlang des Gazastreifens ermordeten, sowie
von ihren Kommandern, die ihnen die Befehle dazu erteilten, bis hin zu
den Oberbefehlshabern.

Wir gehören nicht zur selben Armee, oder zum selben Staat. Wir gehören
kaum zur selben Menschenrasse.



BEGEHT MEINE Regierung "Kriegsverbrechen" entlang der Grenze des
Gazastreifens?

Ich weiß es nicht. Ich bin kein Jurist.

Es scheint, als ob die Juristen des Internationalen Strafgerichtshofs
glauben, dass die Taten unserer Soldaten Kriegsverbrechen sind. Sie
fordern eine internationale Untersuchung.

Um das zu verhindern, schlägt unser Armeekommando eine israelische
Militäruntersuchung vor. Das ist mehr als lächerlich - eine
Untersuchung durch die Armee aufgrund von Taten, die auf direkten
Befehl des Stabschefs begangen wurden.

Wie zuvor veröffentlicht, wurden Scharfschützen entlang des
Grenzzaunes postiert und ihnen befohlen, "Anführer" der unbewaffneten
Demonstranten auf der anderen Seite des Zauns zu töten. Die Führung in
Gaza hatte angekündigt, dass diese unbewaffneten Proteste jede Woche
nach den Freitagsgebeten bis zum Nakba-Gedenktag stattfinden würden.

An den ersten beiden Freitagen wurden 29 unbewaffnete Menschen
erschossen und mehr als tausend durch Scharfschützen verwundet.

Für mich ist das keine juristische Frage. Es ist ein Verbrechen, nicht
nur gegen die unbewaffneten Demonstranten. Es ist auch ein Verbrechen
gegen den Staat Israel, gegen das Volk von Israel und gegen die
israelische Armee.

Da ich ein Mitglied dieser Armee am Tag ihrer Gründung war, empfinde
ich es auch als ein Verbrechen gegen meine Kameraden und mich selbst.



IN DIESER Woche haben viele in Israel ein kurzes Video gesehen, das
ein Soldat während einer solchen Aktion aufgenommen hat.

Es zeigt die Tat aus der Perspektive eines Soldaten, der offenbar
neben einem Scharfschützen stand. Der Scharfschütze sieht die
Demonstranten aus einer Entfernung von mehreren hundert Metern. Mit
seinem Zielfernrohr nimmt er sie beliebig ins Visier. Dann legt er
sich auf eine Person fest. Er schießt. Die Person bricht auf der
Stelle zusammen.

Ein Freudenschrei, "Yesh", ist von allen nicht sichtbaren Soldaten zu
hören, die das beobachtet haben. "Yesh" bedeutet, "hab ihn", ein
Jubelschrei, wie der, der ertönt, wenn ein Jäger erfolgreich einen
Hasen geschossen hat.

Viele Hunderttausende Israelis haben diesen Film bis jetzt gesehen,
seit er das erste Mal im Fernsehen gezeigt wurde. Außer einigen
Artikeln und Briefen an den Herausgeber (in Haaretz), gab es keinen
Protest.

Das geschah nicht in Übersee, in irgendeiner entfernten Kolonie. Es
geschah direkt neben uns, 45 Minuten Autofahrt von meinem Haus
entfernt.

Der Mörder war kein abgebrühter Söldner. Er - und die fröhlichen
Soldaten um ihn herum - waren ganz normale Jugendliche, die im Alter
von 18 Jahren eingezogen worden waren, wie die meisten jüdischen
Israelis.

Alle von ihnen "befolgten nur Befehle". (Erinnern Sie sich?) Wir
hörten nicht von einem einzigen Vorfall, bei dem ein Soldat Befehle
verweigerte.



BIS VOR ZWEI Wochen hatte ich den höchsten Respekt vor unserem
höchsten Offizier, dem Stabschef Gadi Eizenkot. Umgeben von
Offizieren, die nur Militärtechniker sind, schien er ein Offizier zu
sein, der trotz seiner unmilitärischen Erscheinung sehr wohl fähig
war, die Würde der Armee gegen den Rabauken aufrechtzuerhalten, der
als Verteidigungsminister dient.

Jetzt nicht mehr. Eizenkot hat den mörderischen Befehl erteilt. Warum,
um Himmelswillen?

Wie die Briten in Indien und die weißen Rassisten in den USA, weiß die
israelische Regierung nicht, wie sie mit unbewaffnetem Protest umgehen
soll. Sie wurde damit noch nie konfrontiert. Er existiert nicht in der
arabischen Tradition.

Durch Zufall sah ich diese Woche den klassischen Film über Mahatma
Gandhi. Die Briten versuchten alles - sie prügelten ihn und unzählige
andere krankenhausreif. Sie erschossen Tausende andere. Als Gandhi und
seine Anhänger diese Qualen erlitten und nicht zurückschlugen, gaben
die Briten sich schließlich geschlagen und zogen von dannen.

So taten es auch die weißen rassistischen Gegner von Martin Luther
King in Alabama. Ein palästinensischer Anhänger von ihm kam in dieses
Land zu Beginn der Besetzung und versuchte seine Landsleute zu
überzeugen, diese Art und Weise zu versuchen. Die israelische Armee
eröffnete das Feuer, und die Palästinenser wandten sich wieder dem
bewaffneten Kampf zu.

Nicht dieses Mal. Die (sonst Gewalt anwendende) islamistische Hamas im
Gazastreifen ruft die Bevölkerung auf, unbewaffnete Proteste zu
erproben und Zehntausende folgen dem Aufruf. Das konnte zu
unvorhergesehenen Ergebnissen führen. Eines davon ist, dass den
Scharfschützen befohlen wurde, mehr oder weniger zufällig ihre Opfer
zu wählen.



ALS ICH öffentlich bekannte, dass ich mich dessen schäme, beschuldigte
mich ein Leser der Heuchelei. Er zitierte aus meinen beiden Büchern
über unseren Unabhängigkeitskrieg (1948), in denen ich Grausamkeiten
beschrieben hatte, bei denen ich Zeuge war.

Sicher, es gab Grausamkeiten (wie in jedem Krieg). Die Täter waren
Soldaten aller ethnischen und sozialen Gruppen. Aber sie wurden von
einigen ihrer Kameraden angeprangert (auch aus allen ethnischen und
sozialen Gruppen). Die meisten Soldaten standen zwischen diesen beiden
Gruppen und schlossen sich jeweils dem an, der sie am ehesten
überzeugen konnte.

Jetzt ist es anders. Nicht nur, dass unbewaffnete Demonstranten, die
weit vom Zaun entfernt waren, auf Befehl erschossen wurden, sondern es
erheben sich keine Gegenstimmen. Das Militär und die politische
Führung haben sich vereint. Sogar in der Zivilgesellschaft gibt es nur
wenige Stimmen gegen den Massenmord.



WIE REAGIEREN die israelischen Medien? Nun, sie reagieren gar nicht.
Dieses folgenschwere Ereignis in der israelischen Geschichte wird von
den Medien beinahe völlig ignoriert.

Zum Glück für die Täter gibt es viele Ereignisse, die uns von ihren
Taten ablenken. Präsident Bashar al-Assad hat chemische Waffen gegen
seine Rebellen eingesetzt. Die israelischen Medien feiern das: Wie
furchtbar! Wie barbarisch! Wie arabisch!

Dann gibt es noch das Problem der 36.000 "illegalen" (d.h.
nicht-jüdischen) afrikanischen Arbeiter, die nach Israel kamen. Die
Regierung will sie hinauswerfen. Anständige Israelis wollen das
richtigerweise verhindern. Das ist ein full-time Job. Keine Zeit für
den Gazastreifen.

Und natürlich gibt es den Holocaust-Gedenktag, der passenderweise
diese Woche stattgefunden hat. Man kann endlos über dieses
schreckliche Kapitel in unserer Geschichte schreiben. Was ist Gaza,
verglichen mit diesem schrecklichen Ereignis?




WAS IST mit unseren Medien?

Die besorgniserregende Tatsache ist, dass die israelischen Medien
zurückgekehrt sind zu dem, was sie in den frühen Tagen des Staates
waren: Instrumente der Regierung. Mein Nachrichtenmagazin brauchte
viele Jahre, um diese Gewohnheit zu durchbrechen. Viele Jahre lang
hatten wir eine anständige Presse mit einigen wunderbaren Journalisten
und Berichterstattern.

Jetzt nicht mehr. Ein paar sind geblieben, aber die große Mehrheit der
Presse ist nun mit dem Regime gleichgeschaltet. Zwei Minuten über
Gaza, 20 Minuten darüber, was in Syrien geschieht, 10 Minuten über den
letzten (eingebildeten) Ausbruch des Antisemitismus in der britischen
Labor Partei.

Die meisten der Journalisten und Berichterstatter, alle ehrenhafte und
wohlmeinende Menschen, sind sich noch nicht einmal bewusst, was sie
tun (und nicht tun). Andere als ihre eigenen Gedanken kennen sie
nicht.




WO IST die "Linke"? Wo ist die sogenannte "Mitte"?

Sie sind nicht verschwunden, wie einige beklagen. Bei weitem nicht.
Eine Veränderung von einigen Prozenten oder eine Bewegung einer der
kleinsten Parteien würde genügen, um Binyamin Netanyahu zu stürzen.

Aber sie alle scheinen gelähmt zu sein. Niemand wagt, sich gegen das
Töten auszusprechen, außer etwas leisem Geflüster. Sogar die vielen
bewundernswerten Gruppen von Jugendlichen, die gegen die Besetzung
kämpfen, jeder auf einem speziellen Gebiet, schweigen über das Töten
in Gaza.

Keine Massendemonstrationen. Keine gewaltigen Proteste. Nichts.

Darum sind auch wir schuld an dem, was geschieht. Und vielleicht mehr
als andere.

Bitte notieren Sie: Ich bin schuldig!




Copyright 2018 by Uri Avnery

(Aus dem Englischen: Inga Gelsdorf, vom Verfasser autorisiert)

Redigiert von der Schattenblick-Redaktion
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MELDUNG/265: UNHCR warnt vor Auslagerung des Flüchtlingsschutzes (UNHCR)


UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees

Pressemitteilung vom 16. April 2018

UNHCR warnt vor Auslagerung des Flüchtlingsschutzes



Das europäische System brauche Reformen. "Zuweilen hat man aber den
Eindruck, dass im Vordergrund nicht der Schutz von Menschen steht, sondern
die Verwaltung der Verantwortlichkeiten."

UNHCR, das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen, hat vor einer
Auslagerung der Verantwortung für den Flüchtlingsschutz gewarnt. "Das nützt
weder den Flüchtlingen noch Europa", sagte Dominik Bartsch, Repräsentant
des Hohen UN-Flüchtlingskommissars in Deutschland, am Montag in Berlin.
"Wir begrüßen sehr, dass sich Europa um ein gemeinschaftliches,
funktionierendes Asylkonzept bemüht", sagte Bartsch. "Die Bundesregierung
sollte aber nicht den Fehler machen, den Schutz einzuschränken und an
Drittstaaten auszulagern. Das mag vielleicht sehr kurzfristig Kosten
sparen, langfristig ist es aber die teuerste, unsicherste und
unmenschlichste Lösung."

Bartsch forderte die Bundesregierung dazu auf, in der Europäischen Union
ihr ganzes politisches Gewicht gegen eine Auslagerung des
Flüchtlingsschutzes einzusetzen. Die Verantwortung für die Prüfung eines
Asylgesuchs liege zunächst bei dem Staat, an den der Schutzsuchende sich
wendet. Eine Verweisung an anderen Staaten sollte insgesamt nur die
Schutzmöglichkeiten erweitern, nicht zu einem "Outsourcing der Pflichten
und Verantwortungen" führen.

Innerhalb der EU gibt es Pläne, vor jeder inhaltlichen Prüfung von
Schutzgesuchen erst zu ermitteln, ob nicht ein Staat außerhalb der EU
Schutz gewähren könnte. Bartsch erinnerte daran, dass 84 Prozent der
Flüchtlinge in armen Ländern Aufnahme gefunden hätten, Europa sehe nur die
Spitze des Eisbergs.

"Jede Idee, den Flüchtlingsschutz auf Drittstaaten abzuwälzen, nimmt nicht
etwa den Druck von diesen oft schon überlasteten Ländern, sondern das
reiche Europa bürdet ihnen noch weitere Lasten auf." Das europäische System
brauche Reformen. "Zuweilen hat man aber den Eindruck, dass im Vordergrund
nicht der Schutz von Menschen steht, sondern die Verwaltung der
Verantwortlichkeiten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. April 2018

UNHCR-Vertretung für Deutschland

Büro Berlin, Zimmerstraße 79/80. 10117 Berlin

Telefon +49 (0)30 - 202 202 0, Telefax +49 (0)30 - 202 202 20

E-Mail: gfrbe@unhcr.org

Internet: www.unhcr.de
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AGRAR/1833: Wirtschaftliche Stimmung der Landwirtschaft bleibt verhalten (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 16. April 2018

Wirtschaftliche Stimmung der Landwirtschaft bleibt verhalten

DBV-Konjunkturbarometer zeigt keine Verbesserung



Die wirtschaftliche Stimmung der deutschen Landwirte ist auch im März
2018 eher verhalten. Das betrifft die Einschätzung der aktuellen
wirtschaftlichen Lage und noch mehr die Zukunftserwartungen. Nach den
neuesten Daten des Konjunkturbarometer Agrar des Deutschen
Bauernverbandes (DBV) hat sich auch die Investitionstätigkeit nicht
weiter verbessert. Das für die kommenden Monate geplante
Investitionsvolumen liegt deutlich unter dem Stand der Jahre vor der
Preiskrise 2015/16. Vergleichsweise gut wird dagegen die Liquidität in
den Betrieben beurteilt.

Aktuell ist der Index des Konjunkturbarometer Agrar gegenüber der
vorangegangenen Erhebung aus Dezember 2017 von 23,2 Punkten auf 22,1
Punkte leicht gefallen. Der aktuelle Indexwert liegt damit um 3,7
Punkte niedriger als im März 2017 und damit deutlich unter den relativ
hohen Werten aus der Zeit von 2011 bis 2014. In der Spitze wurden
seinerzeit 36,2 Punkte erreicht. Der Indexwert fasst die Einschätzung
der aktuellen wirtschaftlichen Entwicklung und die Erwartungen an die
zukünftige wirtschaftliche Entwicklung zusammen.

35 Prozent der Landwirte wollen in den kommenden sechs Monaten
investieren; vor einem Jahr waren es 33 Prozent. Das für die nächsten
sechs Monate geplante Investitionsvolumen liegt aber mit 4,5
Milliarden Euro um 0,1 Milliarden Euro unter dem entsprechenden
Vorjahresstand. Das relativ hohe Investitionsniveau der Jahre 2013 und
2014 mit geplanten halbjährlichen Investitionsvolumina von gut 6
Milliarden Euro wird deutlich unterschritten. Aus Sicht des DBV
sichern Investitionen in eine leistungsfähige Landwirtschaft auch
viele Arbeitsplätze in den vor- und nachgelagerten
Wirtschaftsbereichen. Investitionen in Ställe gehen in der Regel mit
mehr Tierwohl einher.

Vom aktuell geplanten Investitionsvolumen in Höhe von 4,5 Milliarden
Euro entfallen auf den Bereich Ställe und Stalltechnik 2,5 Milliarden
Euro. Gegenüber Vorjahr ist das ein deutliches Minus von 0,3
Milliarden Euro. Mit 1,0 Milliarden Euro fallen die vorgesehenen
Maschineninvestitionen im Jahresvergleich dagegen um 0,1 Milliarden
Euro höher aus. Auch Investitionsvorhaben im Bereich Erneuerbare
Energien legen ebenso zu wie Landkäufe.

Auf der Notenskala von 1 bis 5 wird die zukünftige wirtschaftliche
Entwicklung im Durchschnitt der Betriebe mit 3,15 bewertet. Die
Beurteilung der aktuellen wirtschaftlichen Situation erreicht mit 2,86
einen deutlich besseren Wert. Gegenüber Dezember fällt die
Einschätzung der aktuellen wirtschaftlichen Situation im Durchschnitt
aller Betriebe nahezu unverändert aus. Unterschiede gibt es allerdings
zwischen den Betriebsformen. Während Futterbaubetriebe eine aktuell
verschlechterte wirtschaftliche Situation gewärtigen, schätzen
Ackerbau- und Veredlungsbetriebe ihre Situation gegenüber Dezember
geringfügig besser ein. Die eher von Skepsis geprägten
Zukunftserwartungen sind in allen Betriebsformen im Vergleich zum
Dezember nahezu unverändert geblieben.

Die Preisentwicklung ist der mit Abstand wichtigste Einflussfaktor für
die Beurteilung der Situation in den Betrieben. Insbesondere
niedrigere Erzeugerpreise für Milch sowie höhere Futtermittelpreise
wirken sich aktuell negativ auf die Stimmungslage aus. Ein besonders
belastender Einfluss geht unverändert von den Pachtpreisen aus.
Relativ positiv werden dagegen die Rinderpreise und weiter besonders
die Kapitalmarktzinsen und Leasing-Konditionen beurteilt.

Im Jahresvergleich werden die Erzeugerpreise für Milch, Schweine und
auch Getreide deutlich schlechter eingeschätzt. Die Ernteerwartung ist
niedriger als vor einem Jahr (feuchter Herbst, spätes Frühjahr).
Dagegen werden die Rinderpreise und die politischen Rahmenbedingungen
etwas besser bewertet.

Das Konjunktur- und Investitionsbarometer Agrar wird vierteljährlich
im Auftrag des DBV, des VDMA Fachverbandes Landtechnik und der
Landwirtschaftlichen Rentenbank in einer repräsentativen Umfrage
ermittelt. Zur aktuellen Runde im März 2018 befragte dazu das
Marktforschungsinstitut Produkt + Markt rund 1.000 Landwirte und
Lohnunternehmer in ganz Deutschland.


Konjunkturbarometer Agrar März 2018:

http://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=714013

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. April 2018
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Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin
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GEWERKSCHAFT/1647: Galeria Kaufhof - ver.di ist zu Verhandlungen bereit (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
13. April 2018

Galeria Kaufhof: ver.di ist zu Verhandlungen bereit - Mitarbeit an
Neuausrichtung des Unternehmens angeboten



Berlin, 13.04.2018 - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ist
bereit, mit Galeria Kaufhof Gespräche über eine Neuausrichtung des
Unternehmens aufzunehmen. Voraussetzung hierfür sei, zunächst gemeinsame
Eckpunkte zwischen Unternehmen und Gewerkschaft zu schaffen. In einem
weiteren Schritt könnten danach die Verhandlungen über einen
Sanierungstarifvertrag aufgenommen werden. Das beschloss die
30köpfige ver.di-Tarifkommission am Freitag (13.4.) in Frankfurt. Zuvor
hatten von der Gewerkschaft beauftragte Wirtschaftsprüfer ihre
Gutachten über das Unternehmen vorgelegt und einen Sanierungsbedarf
bestätigt. Galeria Kaufhof war vor zwei Jahren vom Metro-Konzern an
die kanadische Hudson Bay Company (HBC) verkauft worden. Ende 2017
beantragte das Unternehmen den Abschluss eines
Sanierungstarifvertrages und forderte erhebliche Tarifverzichte der
Beschäftigten.

Die ver.di-Tarifkommission sieht in dem von Galeria Kaufhof
vorgelegten Sanierungskonzept Turn2Win richtige Ansätze, kritisiert
jedoch eine Schieflage zu Lasten der Arbeitnehmer. Für eine
"zufriedenstellende Sanierung des Unternehmens" seien weitere
unternehmerische Maßnahmen erforderlich. Die Managementfehler der
Vergangenheit müssten korrigiert werden. Eine umfassende
Neuausrichtung des Unternehmens sei erforderlich, erklärte die
Tarifkommission. Ein wesentlicher Punkt für die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer sei neben der Beschäftigungs- und Standortsicherung eine
Umkehr bei der Beschäftigungsentwicklung zur Stärkung von Service und
Beratung.

"Die Arbeitnehmervertreter sind auf dieser Grundlage bereit, in
Verhandlungen über ein gemeinsames Sanierungskonzept einzutreten.
Galeria Kaufhof ist ein traditionsreiches, aber auch zukunftsfähiges
Unternehmen. Wir wollen natürlich die Standorte, Arbeitsplätze und
Einkommen der Beschäftigten absichern. Vorrangig sind jetzt die
Eigentümer in der Pflicht, ihre Verantwortung wahrzunehmen. Den
Arbeitnehmern einseitig in die Taschen zu greifen, ist keinesfalls
akzeptabel", erklärte ver.di-Verhandlungsführer Bernhard Franke nach
der Entscheidung der Tarifkommission.

Ein Sanierungskonzept müsse "wirksame Beteiligungs- und
Überprüfungsverfahren durch die Arbeitnehmervertreter beinhalten".
Der eventuell erforderliche Beitrag der Arbeitnehmer dürfe den
Flächentarifvertrag des Einzelhandels nicht beeinträchtigen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13.04.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Günter Isemeyer - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





MELDUNG/796: Indikator der Hans-Böckler-Stiftung - Gefahr einer Rezession spürbar gestiegen (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 16.04.2018

Konjunktur-Ampel springt von "grün" auf "gelb"

IMK-Indikator: Gefahr einer Rezession spürbar gestiegen



Die wesentlich durch die amerikanische Handelspolitik ausgelöste
Verunsicherung in der Wirtschaft und insbesondere auf den Finanzmärkten
zeigt Wirkung: Das Risiko, dass Deutschland in den kommenden drei Monaten
in eine Rezession gerät, hat sich von März auf April merklich erhöht. Das
signalisiert der Konjunkturindikator des Instituts für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung.

Für den Zeitraum von April bis Ende Juni weist das Frühwarninstrument, das
die aktuellsten verfügbaren Daten über die Wirtschaftslage bündelt, eine
mittlere Rezessionswahrscheinlichkeit von 32,4 Prozent aus. Im März hatte
das Rezessionsrisiko bei lediglich 6,8 Prozent gelegen. Der nach dem
Ampelsystem arbeitende Indikator springt von "grün" auf "gelb" und
signalisiert damit eine erhöhte Unsicherheit (Rezessionswahrscheinlichkeit
ab 30 Prozent).

Den deutlichen Anstieg beim Rezessionsrisiko erklärt das IMK mit einem Mix
aus drei Faktoren: dem zuletzt merklichen Rückgang der
Industrieproduktion, einer gestiegenen Volatilität an den Börsen und einer
Verschlechterung von Stimmungsindikatoren. Während die Gründe für das
Produktionsminus im Februar nicht ganz klar sind - möglicherweise spielte
auch die Grippewelle eine Rolle -, führen die Konjunkturforscher die
Negativ-Signale von den Finanzmärkten und die schlechtere Stimmung zum
größten Teil auf den Konfrontationskurs zurück, den US-Präsident Donald
Trump in der Handels- und Zollpolitik eingeschlagen hat. Die Eintrübung
des Indikators wäre sogar noch stärker ausgefallen, wenn nicht die
deutschen Unternehmen weiterhin ein ausgesprochen günstiges
Finanzierungsumfeld vorfänden, was der Indikator positiv wertet.

"Präsident Trumps Flirt mit dem Protektionismus sendet Schockwellen aus,
die über die Finanzmärkte auch die deutsche Wirtschaft treffen. Noch bevor
klar ist, ob die amerikanischen Strafzölle auch auf europäische Waren
ausgedehnt werden, breitet sich starke Verunsicherung aus", sagt der
wissenschaftliche Direktor des IMK, Prof. Dr. Gustav A. Horn.

Trotz des deutlichen Anstiegs der Rezessionswahrscheinlichkeit halten es
die Konjunkturforscher für verfrüht, ihre positive Prognose für 2018 und
2019 zu reduzieren. "Unsere Bedenken wachsen, aber noch gehen wir von
einem anhaltenden Aufschwung aus, der im Kern von der Binnenwirtschaft
getragen wird", sagt Horn. "Sollte sich die Negativtendenz aber in den
kommenden Monaten verfestigen, müssten wir die Wachstumsprognose deutlich
nach unten korrigieren."

Der IMK-Direktor empfiehlt den Europäern, bei Verhandlungen mit den USA
mit einer Stimme zu sprechen und sich nicht gegen China oder andere Länder
ausspielen zu lassen. Zudem seien Regierungen und Europäische Zentralbank
(EZB) gefordert, alles zu vermeiden, was die von den Finanzmärkten
ausgehende Unsicherheit noch verstärken könne. "Die EZB muss also
beispielsweise noch vorsichtiger sein, wenn sie eine Zinswende einleitet",
sagt Horn. In Deutschland sollte die Bundesregierung eine Politik fahren,
die den Trend zu stärkeren Lohnsteigerungen unterstützt und darüber hinaus
die öffentlichen Investitionen weiter ausweiten. "Wenn wir die
Binnennachfrage in Deutschland und Europa stärken, hat das zwei positive
Wirkungen: Erstens wird unser Wachstum unempfindlicher gegen Turbulenzen
auf den globalen Exportmärkten. Zweitens sinkt tendenziell der weiter sehr
hohe Überschuss in der deutschen Leistungsbilanz. Damit würde Donald Trump
der Wind aus den Segeln genommen."

In den IMK-Konjunkturindikator fließen zahlreiche Daten aus der Real- und
der Finanzwirtschaft ein. Darüber hinaus berücksichtigt das Instrument
Stimmungsindikatoren. Das IMK nutzt dabei die Industrieproduktion als
Referenzwert für eine Rezession, weil diese rascher auf einen
Nachfrageeinbruch reagiert als das Bruttoinlandsprodukt (BIP). Das
Frühwarnsystem signalisiert eine Rezession, wenn die Industrieproduktion
in einem Zeitraum von fünf Monaten um mindestens ein Prozent schrumpft.

Der IMK-Konjunkturindikator wird monatlich aktualisiert.


Weitere Informationen unter:

http://www.boeckler.de/imk_38710.htm

- Zum IMK-Konjunkturindikator

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 16.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. April 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06536: Lettisches Gambit auf Abwegen (SB)


Von den Gambiteröffnungen, die im späten Mittelalter in den damaligen
Lehrbüchern auftauchten, hat im Grunde genommen nur das Damengambit
den Sprung ins 20. Jahrhundert geschafft. Das Königsgambit prägte das
gesamte 19. Jahrhundert, blieb dann jedoch in seinen Fußstapfen
stecken. Es war weitgehend ausgereizt, die Angriffschancen hielten
sich mit der Verteidigungsfähigkeit der schwarzen Stellung bestenfalls
die Waage und so verschwand es fast nahezu aus den Partien der
Großmeister. Eine andere alte Bauernopfer-Eröffnung, das Lettische
Gambit, war gar nicht erst in den Genuß zeitweiser Anerkennung
gekommen. Erwähnung findet es sowohl im Göttinger Manuskript von 1490
als auch in den Schriften von Lucena aus dem Jahre 1497. Der führende
italienische Meister des 17. Jahrhunderts, Gioacchino Greco,
verwendete es in vielen Partien, so daß man seinerzeit vom "Grecos-
Gegengambit" sprach. Doch erst im 20. Jahrhundert feierte es eine
kurze Blütezeit, als es im Fernschach-Wettkampf von 1934 bis 1936
zwischen Riga und Stockholm in fünf Partien drei Siege und zwei
Remisen für die lettischen Meister einfahren konnte. Das Lettische
Gambit, so wurde es zu Ehren des lettischen Meisters Karl Behting
genannt, der sich zum Ende des 19. Jahrhunderts um eine Rehabilitation
bemüht hatte, ist nach wie vor eine der umstrittensten
Gambiteröffnungen der Gegenwart. Sie erlaubt Weiß in den meisten
Varianten gefährliche Angriffe auf den schwarzen König und auch
positionell scheinen die Nachteile für Schwarz zu überwiegen. Im
heutigen Rätsel der Sphinx wandte sie der Amerikaner Holliman gegen
seinen polnischen Kontrahenten Braczko in einer Fernpartie an. Es kam,
wie es kommen mußte, Weiß erhielt einen stürmischen Angriff, trieb den
schwarzen König quer übers Feld auf den Damenflügel, und als der
Nachziehende dann noch statt 1...b7-b6(!) den fehlerhaften Zug 1...b7-
b5?? spielte, hatte das Lettische Gambit an Ansehen wieder ein wenig
eingebüßt, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06536: Lettisches Gambit auf Abwegen (SB)]



Braczko - Holliman

Fernpartie 1992


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Kombination 1...Sf6-e4? 2.Sc3xe4 f5xe4 3.Df3xe4 Lg7-d4+? war
vielleicht einen Gedanken wert, nie jedoch zwei und schon gar nicht
eine Ausführung, denn mit 4.Td1xd4! c5xd4 5.Tc1-c7+ Dd8xc7 -
notwendig, da 5...Kh7-h8 6.De4xg6 gänzlich ohne Chancen gewesen wäre -
6.d6xc7 Ta8-c8 7.De4-e7+ Kh7-h8 8.Lb5-a6 Tc8-e8 9.De7-d7 war sie
leicht zu widerlegen.



Erstveröffentlichung am 19. April 2005

16. April 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





MELDUNG/222: Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung nimmt Arbeit auf (idw)


Universität Osnabrück - 13.04.2018

Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung nimmt
Arbeit auf



OSNABRÜCK/BERLIN.- In Berlin fanden am Donnerstag, 12. April, die
konstituierenden Versammlungen des 2017 gegründeten Deutschen Zentrums für
Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM) statt. Das Institut für
Migrationsforschung und Interkulturelle Studien (IMIS) der Universität
Osnabrück ist einer der Initiatoren des DeZIM und beim Aufbau dieser
neuartigen bundesweiten Forschungsstruktur zentral beteiligt.

Ende 2016 hat der Deutsche Bundestag durch einen Haushaltsbeschluss eine
Startfinanzierung des Deutschen Zentrums für Integrations- und
Migrationsforschung bereitgestellt und das Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend mit dem Aufbau beauftragt. Das DeZIM soll die
Integrations- und Migrationsforschung in Deutschland stärken und besser
vernetzen. Die ersten Forschungsprojekte sind Ende 2017 bewilligt worden.

Zu den Aufgaben des DeZIM gehören neben der Forschung die
wissenschaftsbasierte Politikberatung sowie der regelmäßige und
professionelle Transfer neuer Forschungsergebnisse in die Öffentlichkeit.
IMIS-Direktor Prof. Dr. Andreas Pott dankt dem Land Niedersachsen und der
Universität Osnabrück für die hervorragende Unterstützung der
Gründungsinitiative. "Für die Intensivierung und den dringend nötigen
Ausbau der Migrationsforschung in Deutschland wird das DeZIM von großer
Bedeutung sein", so Pott.

Strukturell ruht das DeZIM auf zwei Säulen. Zum einen auf dem DeZIM-Institut
mit Sitz in Berlin, das als Schnittstelle zwischen Wissenschaft,
Politik und Zivilgesellschaft agiert. Daneben besteht zum anderen die
wissenschaftliche Gemeinschaft des DeZIM, in der sieben führende
Forschungseinrichtungen versammelt sind: Neben dem Osnabrücker Institut
für Migrationsforschung und Interkulturelle Studien (IMIS) sind dies das
Berliner Institut für empirische Integrations- und Migrationsforschung
(BIM), das Bielefelder Institut für interdisziplinäre Konflikt- und
Gewaltforschung (IKG), das Interdisziplinäre Zentrum für Integrations- und
Migrationsforschung der Universität Duisburg-Essen (InZentIM), das
Mannheimer Zentrum für empirische Sozialforschung (MZES), das Nürnberger
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) sowie das
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB).

IMIS-Direktor Prof. Dr. Andreas Pott ist von der DeZIM-Gemeinschaft als
Stellvertretender Sprecher gewählt worden. Als Wissenschaftlicher Rat
begleitet er außerdem das neue DeZIM-Institut.

Am IMIS sind mehrere Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in
DeZIM-Projekte involviert. Für die Vernetzung laufender und zukünftiger
Forschungsvorhaben am IMIS und in der DeZIM-Gemeinschaft ist
Forschungskoordinator Dr. Marcel Berlinghoff zuständig. Berlinghoff: "Wir
freuen uns sehr, dass das IMIS auf diese Weise die Zukunft der
Migrationsforschung in Deutschland mitgestalten kann."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution66

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Osnabrück, Dr. Utz Lederbogen, 13.04.2018 

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/536: Sollten Kinder Programmieren in der Grundschule lernen? (idw)


Otto-Friedrich-Universität Bamberg - 13.04.2018

Sollten Kinder Programmieren in der Grundschule lernen?

Elementarinformatikerin Ute Schmid über Alternativen zur Einführung eines
Unterrichtsfachs "Informatik"



Programmieren ist "so wichtig wie Lesen und Schreiben", sagte kürzlich
Dorothee Bär, Staatsministerin für Digitales im Kanzleramt. Sie forderte,
das Programmieren in den Lehrplänen von Grundschulen zu verankern. Ähnlich
sieht das Prof. Dr. Ute Schmid, Professorin für Angewandte Informatik,
insbesondere Kognitive Systeme, an der Universität Bamberg. Sie warnt aber
davor, ein neues Unterrichtsfach einzuführen und spricht sich stattdessen
für die Integration informatischer Lerninhalte in bestehende Fächer wie
Mathematik, Kunst oder Deutsch aus. "Durch ein fächerübergreifendes
Konzept können die Kinder Informatik als relevante Grundlage für viele
Themengebiete erleben", sagt Schmid. "Zudem könnte man so verhindern, dass
die Lehrpläne der Grundschule durch ein weiteres Fach überfrachtet
werden."

Nicht zuletzt um zu erforschen, wie eine fächerübergreifenden Vermittlung
erfolgen kann, hat Ute Schmid die interdisziplinäre Forschungsgruppe
Elementarinformatik (FELI) gegründet. Dort nutzen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler kognitive Psychologie und Elementarpädagogik, um Lehr- und
Lernkonzepte zur Informatik zu erarbeiten und in der Praxis zu erproben.

"Kinder sollten frühzeitig die Gelegenheit haben, zu erfahren, dass
Computermedien keine reinen Unterhaltungsmedien sind, sondern Werkzeuge
zum kreativen Gestalten," meint Ute Schmid. Damit Schülerinnen und Schüler
früh grundlegende Konzepte der Informatik und die Nutzung von
Software-Anwendungen verstehen können, sei eine Verknüpfung mit analogen,
begreifbaren Lerneinheiten unabdingbar. Mit der "Experimentierkiste
Informatik" haben Ute Schmid und ihr Team beispielsweise Lern- und
Erfahrungsmaterialien für Grundschulen zu Themen wie "Pixel" oder
"Algorithmen" entwickelt, die diesem Ansatz gerecht werden.

Dass Angebote wie die Experimentierkiste bereits von Lehrkräften in der
Praxis erfolgreich erprobt werden, verdankt sich der ganzheitlichen
Herangehensweise der Forschungsgruppe Elementarinformatik. Gemeinsam mit
regionalen und überregionalen Kooperationspartnern organisieren Schmid und
ihr Team Nachwuchsprogramme und Workshops für Kinder oder Schulklassen
sowie Fortbildungen für Lehrkräfte. Für Ute Schmid ist insbesondere die
Vermittlung von Medienkompetenz an Lehrerinnen und Lehrer ein wesentlicher
Baustein für das Gelingen von digitalem Lehren und Lernen in der
Grundschule.

Die geplante Einrichtung eines digitalen Lehr-Lern-Labors für die Vor- und
Grundschule bringt die Multiperspektivität und das Engagement ihrer
Forschung auf den Punkt: "Dort möchten wir neue Konzepte zur digitalen
Bildung erstellen und praktisch erproben. Zugleich soll das Labor als Aus-
und Fortbildungsort für pädagogische Fach- und Lehrkräfte dienen und
zusätzlich Veranstaltungen für Eltern anbieten, die das informatische
Interesse und handlungsbezogene Medienkompetenzen ihrer Kinder fördern
möchten."


Ein ausführliches Interview mit Ute Schmid über die Zielsetzungen Ihrer
Forschungsgruppe und ihre Einschätzungen zu den Themen "Digitale Bildung
für Kinder" und "Informatik im Schulunterricht" finden Sie unter:

http://www.uni-bamberg.de/en/cogsys/research/projects/feli/zielsetzung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, Tanja Eisenach, 13.04.2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/462: Die Emotion liegt im Auge des Hörers - Warum überraschende Geräusche die Pupille weiten (idw)


Leibniz-Institut für Neurobiologie - 12.04.2018

Die Emotion liegt im Auge des Hörers: Warum überraschende Geräusche die
Pupille weiten



Magdeburg/Leipzig. Ein Baby weint oder ein Hund knurrt - beide Geräusche
wecken bei uns Emotionen, die sich an den Augen ablesen lassen. Dr. Nicole
Wetzel, Leiterin der CBBS-Forschergruppe Neurokognitive Entwicklung am
Leibniz-Institut für Neurobiologie (LIN), sowie Andreas Widmann und Prof.
Dr. Erich Schröger von der Universität Leipzig haben in einer
Grundlagenstudie im Fachmagazin Biological Psychology gezeigt, wie unser
Gehirn überraschende emotionale Geräusche verarbeitet. Mit einer neuen
Methode konnten die Forscher nachweisen, wie neuronale Aktivität im Gehirn
die Pupillenweite über das sympathische und parasympathische Nervensystem
beeinflusst.

"Wie unser Gehirn überraschend auftretende emotionale Geräusche
verarbeitet, lässt sich auch an den Augen ablesen", erklärt Nicole Wetzel.
In einer methodischen Grundlagenstudie haben sie und Andreas Widmann bei
erwachsenen Probanden untersucht, wie zum Beispiel das Geräusch eines
schreienden Babys die Pupille und die hirnelektrische Aktivität, die
mittels Elektoenzephalographie (EEG) gemessen wird, beeinflusst. "Dabei
haben wir einen neuen methodischen Ansatz genutzt, der die Messung der
Pupillenweite und der Hirnströme miteinander kombiniert", sagt Widmann.
Dank dieser Messungen lassen sich Rückschlüsse auf die neuronale Aktivität
im Gehirn ziehen, die sich sonst nicht ohne weiteres beobachten lässt.

"Die Weite der Pupillen wird nicht allein durch die Helligkeit bestimmt,
sondern kann auch kognitive Prozesse abbilden. Versucht zum Beispiel
jemand, sich eine Reihe von Zahlen zu merken, weiten sich die Pupillen
zunehmend. Oder wenn wir ein unerwartetes Geräusch hören, werden unsere
Pupillen größer und wir können ein spezifisches Muster in den Hirnströmen
beobachten", berichtet Widmann. Diese überraschenden Ereignisse aktivieren
das sympathische Nervensystem, das den Körper auf Flucht oder Kampf
vorbereitet. Gleichzeitig hemmen sie das parasympathische Nervensystem,
dessen Aktivität in Ruhe- und Regenerationsphasen überwiegt. Beide Teile
des autonomen Nervensystems können die Weitung der Pupille getrennt
voneinander über zwei verschiedene Muskeln steuern. Bisher ließen sich die
Beiträge beider Muskeln beziehungsweise Nervensysteme auf die Weitung der
Pupille jedoch nicht voneinander trennen.

Die Forscher haben in ihrer aktuellen Studie deshalb versucht, die
Aktivität der Muskeln, die die Pupillenweite steuern, durch
unterschiedliche Umgebungshelligkeiten zu beeinflussen. Den Probanden
wurden in vollständiger Dunkelheit und bei normaler Beleuchtung
überraschende, emotionale Störgeräusche, wie zum Beispiel das Weinen eines
Kindes, sowie nicht-emotionale Störgeräusche, beispielsweise ein
vorbeifahrendes Auto, vorgespielt. Der ringförmige Muskel, der durch das
parasympathische Nervensystem gesteuert wird, erschlafft im Dunkeln und
kann deshalb nicht mehr zur Pupillenweitung beitragen. Mittels
statistischer Verfahren ließen sich so die Beiträge der sympathischen und
parasympathischen Nervensysteme zur Pupillenweitung voneinander trennen.
Dabei fiel auf: Im Vergleich zu nicht-emotionalen Geräuschen war bei
emotionalen Geräuschen der Beitrag der Aktivierung des sympathischen
Nervensystems erhöht, nicht aber die Hemmung des parasympathischen
Nervensystems. "Wenn ein Störgeräusch ein emotionales Geräusch ist, werden
unsere Pupillen also automatisch noch größer. Das bestätigt unsere
Hypothese, dass solche Gefühlsregungen mit der Aktivierung des
sympathischen Nervensystems verknüpft sind", fasst Nicole Wetzel die
Studienergebnisse zusammen.

Auch im EEG wird durch überraschende Geräusche ein typisches
Hirnstrommuster ausgelöst. Dieses wird vermutlich dadurch hervorgerufen,
dass die Erregungsschwelle von Neuronen in der Großhirnrinde gezielt
gesenkt und neuronale Aktivität verstärkt wird, um wichtige Ereignisse
schnell analysieren und darauf reagieren zu können. Das Antwortmuster auf
emotionale Störgeräusche kann daher mit hoher Wahrscheinlichkeit einer
Koaktivierung mit dem sympathischen Nervensystem zugeordnet werden.

"Die Möglichkeit, emotionale und kognitive Prozesse und deren
zugrundeliegende neuronale Aktivität durch nicht belastende, videobasierte
Messung der Pupillenweite zu erforschen, eröffnet weitreichende
Möglichkeiten zur Forschung insbesondere bei Babys und Kleinkindern", sagt
Wetzel. Widmann ergänzt: "Sie ist aber auch bei anderen Probanden
einsetzbar, für die andere Forschungsmethoden nicht in Betracht kommen."
Außerdem gewinnt der Ansatz, Pupillenweitung und Hirnstrommessungen
kombiniert auszuwerten, aufgrund der weiterentwickelten Technik zunehmend
an Bedeutung. Er soll in künftigen Studien der Arbeitsgruppe zur auditiven
Aufmerksamkeitsforschung auch bei Kindern angewendet werden, um in der
Entwicklungsforschung zu verstehen, wie neuronale Systeme bei
Störgeräuschen arbeiten. Vor allem Kinder im Alter von ein bis sechs
Jahren sind bisher wenig erforscht. Diese Lücke will das Team um Nicole
Wetzel und Andreas Widmann schließen.


Weitere Informationen unter:

http://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0301051118300498

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution178

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Neurobiologie, Sophie Ehrenberg, 12.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/309: Wertheim - Thema beim Elternkompass "Selbstbewusste Kinder, Wunsch oder Wirklichkeit?", 24.4.


Selbstbewusste Kinder, Wunsch oder Wirklichkeit?

Rat und Hilfe in der Reihe "Elternkompass"



Wertheim. Die Reihe "Elternkompass: Kinder begleiten, Kinder fördern"
widmet sich am Dienstag, 24. April, dem Thema "Selbstbewusste Kinder,
Wunsch oder Wirklichkeit?". Angesprochen sind Eltern von Kindern im
Alter von drei bis zehn Jahren. Referentin ist die Heilpädagogin Sonja
Schneider. Die Veranstaltung beginnt um 19.30 Uhr in der Grundschule
Bestenheid, Robert-Bunsen-Weg 31.

Wohl alle Eltern wünschen sich mutige und selbstbewusste Kinder, die
ihre Bedürfnisse ohne Angst äußern und schwache Kinder unterstützen.
Kinder, die sich selbst vertrauen und an sich glauben, besitzen eine
Reihe von Fähigkeiten, die mit Vertrauen und Selbstwertgefühl, innerer
Sicherheit, Stärke, aber auch mit Mut und Entschlusskraft zu tun
haben. Der Grundstein für die Basis des Selbstwertgefühles wird von
den Eltern in den ersten sechs Lebensjahren des Kindes gelegt. Die
Erfahrungen, die ein Kind in diesem Zeitraum macht, prägen sein
Selbstwertgefühl entscheidend.

Die Teilnehmer gehen an diesem Abend der Frage nach, wie Eltern die
Entwicklung des Selbstwertgefühls positiv beeinflussen können. Welchen
Beitrag können Eltern dazu leisten, dass sich ein hilfloser Säugling
zu einer selbstbewussten und starken Persönlichkeit entwickelt?

Die Reihe "Elternkompass" ist eine Initiative der AG
Jugendhilfeplanung Wertheim. Sie informiert in Vorträgen, Seminaren
und Workshops zu Fragen der Erziehung und des Familienlebens.
Anmeldungen sind möglich bei der Stadtverwaltung bis drei Werktage vor
der Veranstaltung unter Telefon 09342/301-310. Die
Mindestteilnehmerzahl liegt bei fünf Personen. Ansprechpartner für
weitere Informationen ist bei der Stadt Wertheim Uwe Schlör-Kempf,
Telefon 09342/301-310, E-Mail: uwe.schloer-kempf@wertheim.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 13. April 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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KURSUS/1154: Bielefeld - Einführung "Bogenschießen" am 21. April 2018


Einführungskurs Bogenschießen



Bielefeld (bi). In einem Seminar der Volkshochschule am Samstag, 21.
April, lernen Anfänger von 10 bis 18 Uhr das instinktive Bogenschießen
ohne Visier und technische Hilfsmittel kennen. Bögen und Pfeile werden
gegen eine Gebühr gestellt. Eine private Haftpflichtversicherung ist
Bedingung für die Kursteilnahme. Information und Anmeldung unter
www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 30 08.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TANZSPORT/511: Mönchengladbach - "Flamenco - Basics und Technik Anfänger Teil II", 23.4.-2.7.2018


Flamenco - Basics und Technik Anfänger Teil II



Flamenco: Leidenschaft, Ausdruck, Eleganz. Flamenco gilt heute als
Fusion aus verschiedenen Elementen mehrerer Kulturen, die sich über
Jahrhunderte hinweg gebildet hat. In diesem Kurs geht es um die Basics
des Flamenco, Fuß- sowie Armtechniken und insbesondere die
Körperhaltung. Ausdrucksstarke Choreographien sorgen für eine
eindrucksvolle Inszenierung in der Gruppe.

23.4.2018 bis 2.7.2018, 18:15 - 19:45 Uhr

MENGE-Raum, 1. Etage, Fliethstr. 67, 41061 MG

Kurs-Nr.: 181F3741F

Kosten: 72 Euro

Weitere Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 /
25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. April 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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MUSIKTHEATER - OPER/773: Hannover - Festlicher Opernabend »Die Zauberflöte«, 19.05.2018


Staatsoper Hannover

Festlicher Opernabend »Die Zauberflöte«

Oper von Wolfgang Amadeus Mozart

Mit Ana Durlovski (Königin der Nacht) und René Pape (Sarastro)



Die Partie der Königin der Nacht ist gewissermaßen die Visitenkarte
der mazedonischen Sopranistin Ana Durlovski, die ihre musikalische
Heimat an der Staatsoper Stuttgart gefunden hat. Für ihre Darstellung
in der Stuttgarter Produktion von La sonnambula wurde sie mit dem
Deutschen Theaterpreis DER FAUST ausgezeichnet. Der gebürtige Dresdner
René Pape ist einer der derzeit weltweit erfolgreichsten deutschen
Bässe. Bereits mit 24 Jahren wurde er Ensemblemitglied der Staatsoper
Unter den Linden Berlin, wo er als Sarastro in der Zauberflöte
debütierte - in dieser Rolle ist er auch beim Festlichen Opernabend zu
erleben.

SA, 19.05.18, 19:30 UHR

ZUM LETZTEN MAL IN DIESER SPIELZEIT!

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Mai 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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TANZ - BALLETT/214: Hannover - Marilyn, von Jörg Mannes, Premiere 5.5., weitere Termine 8., 16., 21.5.


Staatsoper Hannover

MARILYN

BALLETT VON JÖRG MANNES

MUSIK: FRANK SINATRA, MARILYN MONROE, NINE INCH NAILS U. A.

URAUFFÜHRUNG SA, 05.05.2018, 19:30 UHR



Being Marilyn: Minutiös geplant wird der Aufstieg der
Teenager-Schönheit zum Superstar ein glamouröser Erfolg - und endet in
der Tragödie. Ein Phänomen, das Jörg Mannes fasziniert. Er betrachtet
es aus unserer Zeit heraus, in der ein erbitterter Kampf um das
Wahrgenommen-Werden geführt wird. Publicity ist alles. Das Ringen um
den Platz in der ersten Reihe scheint rücksichtsloser denn je. Immer
skrupelloser wird mit der Manipulation von Fakten umgegangen.
Schließlich gilt es, in einem Universum voller Selfies, den selbst
geschaffenen Images gerecht zu werden. Der Monroe war das Mitte der
1950er Jahre perfekt gelungen. Jörg Mannes' Ballett entführt in die
Welt des schönen Scheins und zeichnet ein vielschichtiges Bild des
amerikanischen Idols. Die Suche der Monroe nach Anerkennung und
Erfüllung, nach Liebe und Geborgenheit ist von ständigen Zweifeln
begleitet. Sie erreicht den Zenit - und kann doch ihr Glück nicht
finden. Hätte sie einen Wunsch frei, würde trotzdem manche Frau allzu
gerne in Marilyns Rolle schlüpfen: Sexsymbol par excellence und Ikone
des 20. Jahrhunderts.

CHOREOGRAPHIE Jörg Mannes

BÜHNE Florian Parbs

KOSTÜME Alexandra Pitz

VIDEOPhilipp Contag-Lada

LICHT Holger Klede

DRAMATURGIE Brigitte Knöß

Ballett der Staatsoper Hannover

Di 08.05.18

19:30 | 20-48 

Marilyn

Ballett von Jörg Mannes

Musik: Frank Sinatra, Nine Inch Nails, Marilyn Monroe u.a.

Mi 16.05.18

19:30 | 20-48 

Marilyn

Ballett von Jörg Mannes

Musik: Frank Sinatra, Nine Inch Nails, Marilyn Monroe u.a.

Mo 21.05.18

18:30 | 20-48 

Marilyn

Ballett von Jörg Mannes

Musik: Frank Sinatra, Nine Inch Nails, Marilyn Monroe u.a.

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse Mai 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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AKTION/328: Zählen, was zählt - NABU startet Aktion Insektensommer (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 16. April
2018

Zählen, was zählt - NABU startet Aktion Insektensommer

Insekten melden vom 1. bis 10. Juni und vom 3. bis 12. August



Berlin - Unter dem Motto "Zählen, was zählt" startet der NABU sein
neues Citizen Science-Projekt "Insektensommer". Es ist die erste
bundesweite Insektenzählung in Deutschland. Naturfans sind bundesweit
aufgerufen das Summen, Brummen und Krabbeln in ihrer Umgebung vom 1.
bis zum 10. Juni sowie vom 3. bis zum 12. August zu beobachten und
unter www.insektensommer.de online zu melden.

"Ziel des Insektensommers ist es, auf die enorme Bedeutung der
Insekten aufmerksam zu machen und für den Schutz dieser Tiergruppe zu
sensibilisieren", sagt NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller, "Jeder
kann mithelfen, Daten zur Artenvielfalt und Häufigkeit der Insekten zu
sammeln. Jedes Insekt zählt!" In Deutschland gibt es nach Schätzungen
33.000 Insektenarten. Über die meisten liegen noch keine Daten vor.

Beobachten und zählen kann man fast überall: Garten, Balkon, Park,
Wiese, Wald, Feld, Teich, Bach oder Fluss. Das Beobachtungsgebiet soll
nicht größer sein als etwa zehn Meter in jede Richtung vom eigenen
Standpunkt aus. Gezählt wird eine Stunde lang.

Egal ob Blattlaus, Fliege oder Schmetterling - jeder Sechsbeiner soll
gemeldet werden. Auf 16 in Deutschland häufig vorkommende Arten soll
dabei aber besonders geachtet werden. Darunter sind vier Tagfalter
(Admiral, Tagpfauenauge, Schwalbenschwanz, Kleiner Fuchs), drei
Wildbienen (Ackerhummel, Steinhummel, Holzbiene), zwei Käfer
(Asiatischer Marienkäfer, Sieben-Punkt-Marienkäfer) zwei Wanzen
(Lederwanze, Streifenwanze), die Hainschwebfliege, die Florfliege, die
Blutzikade und die Blaugrüne Mosaikjungfer als Libellenart sowie das
Grüne Heupferd als Laubschrecke.

"Der optimale Tag, um viele Insekten zu sehen, ist ein sonniger,
warmer, trockener und windstiller Tag. Eine gezielte Erkundungstour
ist für jeden schon auf kleinstem Raum möglich, wie zum Beispiel der
Blick in die Blumentöpfe", so NABU-Insektenexpertin Daniela Franzisi.

Der NABU engagiert sich seit Jahren für den Schutz der Insekten. Sie
sind unverzichtbar für unser Ökosystem, tragen zur Vermehrung von
Pflanzen sowie zur Fruchtbarkeit des Bodens bei. Studien zeigen, dass
die Insekten in Deutschland deutlich zurückgehen. Intensive
Landwirtschaft, der Einsatz von Pestiziden und die Ausräumung der
Landschaft sind nur einige Gründe für den Insektenschwund.

Die Daten der Zählaktion Insektensommer werden in Zusammenarbeit mit
der Plattform www.naturgucker.de erfasst. Die Ergebnisse werden vom
NABU ausgewertet und zeitnah veröffentlicht.




Mehr Infos: www.insektensommer.de

Häufig gestellte Fragen zum Insektensommer: 

www.nabu.de/tiere-und-pflanzen/aktionen-und-projekte/insektensommer/24141.html

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 039/18, 16.04.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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EUROPA/522: EU-Kohäsionspolitik abgekoppelt vom Klimaschutz (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 12.04.2018 / Klima & Energie

EU-Kohäsionspolitik abgekoppelt vom Klimaschutz



Der Rat für allgemeine Angelegenheiten hat am Donnerstag seine
Schlussfolgerungen über die künftige Kohäsionspolitik nach 2020
verabschiedet. Klimaschutz blendete er aus.

Die Minister*innen der EU-28 setzten den Schwerpunkt auf
Verwaltungsaspekte, wie und nach welchen Kriterien EU-Gelder an
verschiedene Regionen verteilt werden sollen. Die Antragstellung müsse
erleichtert, Überschneidungen mit anderen Finanzierungsprogrammen
ausgemerzt werden. Außerdem müsse der Übergang von der jetzigen in die
nächste Finanzperiode reibungslos verlaufen.

Die europäische Klimaschutzorganisation CAN Europe monierte, dass
klimaschutzrelevante Fragen außen vor blieben. Strukturfonds seien ein
wesentliches Instrument, Klimaschutzmaßnahmen in den
EU-Mitgliedstaaten finanziell zu steuern. Kohäsionspolitik könne einen
sozial gerechten Strukturwandel in CO2-intensiven Regionen
beschleunigen. Markus Trilling von CAN erinnerte daran, dass auch die
EU-Strukturfonds unter die Bestimmung des Klimaschutz-Übereinkommens
von Paris fielen, sämtliche Finanzströme am Klimaschutz auszurichten.

Die Kohäsionspolitik nimmt neben der Gemeinsamen Agrarpolitik den
größten Ausgabenposten im EU-Haushalt ein - noch. Die EU-Kommission
hatte im Februar Optionen für den neuen mehrjährigen Finanzrahmen nach
2020 veröffentlicht. Drei Szenarien entwickelte sie für die
Kohäsionspolitik, die alle durch Budgetkürzungen geprägt waren.

Am 2. Mai legt die EU-Kommission ihren Vorschlag für den mehrjährigen
Finanzrahmen nach 2020 vor. [aw]



Ratsschlussfolgerungen 

http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-6912-2018-INIT/en/pdf

Reaktion CAN Europe 

http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-6912-2018-INIT/en/pdf

 * 

Quelle:

EU-News, 12.04.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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FORSCHUNG/1443: Landwirtschaft und globale Erwärmung verstärken Freisetzung von klimaschädlichem Lachgas (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 13.04.2018

Landwirtschaft und globale Erwärmung verstärken Freisetzung von
klimaschädlichem Lachgas

JLU-Klimaforscher an weltweiter Studie zu organischen Böden beteiligt



Nicht zum Lachen: Das Gas Distickstoffmonoxid (N2O), besser bekannt
unter seinem Trivialnamen Lachgas, trägt maßgeblich zur Klimaerwärmung
und Zerstörung der Ozonschicht bei. So genannte "Hot Spots" von N2O
sind organische Böden, also Böden, die nicht zum größten Teil aus
Mineralien bestehen, sondern aus organischem Material. Dazu zählen vor
allem Böden in Feuchtgebieten wie etwa Torf in natürlichen Mooren und
Böden mit hohem Kohlenstoffanteil. Diese Böden enthalten mehr als ein
Zehntel des weltweit verfügbaren Stickstoffs. Bedingt durch
Klimawandel und verstärkte Landnutzung haben die N2O-Freisetzungen
dieser Böden stark zugenommen.

Ein großes internationales Forscherteam unter Beteiligung des
Klimaforschers und Pflanzenökologen Prof. Dr. Christoph Müller von der
Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) hat mit der Untersuchung
unterschiedlichster organischer Böden weltweit nun die potenziellen
Einflussfaktoren der Lachgas-Freisetzungen ermittelt. Die Studie, die
kürzlich in der Fachzeitschrift "Nature Communications" veröffentlicht
wurde, macht es möglich, die Freisetzungen von sehr unterschiedlichen
Standorten durch ein bemerkenswert einfaches globales Modell
vorherzusagen. Für die Prognosen werden demnach vor allem die beiden
Faktoren Nitratkonzentration und Bodenfeuchte benötigt.

Besonders die Veränderung der Bodenfeuchte - etwa bei der Entwässerung
von Mooren oder der Bewässerung im Rahmen landwirtschaftlicher Nutzung
- macht organische Böden zu enormen N2O-Quellen. Mit der Kombination
beider Faktoren konnten 72 Prozent der globalen N2O-Freisetzungen der
untersuchten organischen Böden erklärt werden. Zudem stellten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler fest, dass mit zunehmender
Bodentemperatur mehr Lachgas freigesetzt wird. "Das ist im
Zusammenhang mit dem Klimawandel besorgniserregend", erklärt Prof.
Müller und fordert: "Der Schutz intakter Feuchtgebiete und die
Restaurierung von tropischen Mooren und Sumpfwäldern sollte oberste
Priorität haben, um globale N2O-"Hot Spots" zu vermeiden."

Publikation

Pärn, J, Verhoeven, JTA, Butterbach-Bahl, K, Dise, NB, Ullah, S, Aasa,
A, Egorov, S, Espenberg, M, Järveoja, J, Jauhiainen, J, Kasak, K,
Klemedtsson, L, Kull, A, Laggoun-Défarge, F, Lapshina, ED, Lohila, A,
L�hmus, K, Maddison, M, Mitsch, WJ, Müller, C, Niinemets, Ü, Osborne,
B, Pae, T, Salm, J-O, Sgouridis, F, Sohar, K, Soosaar, K, Storey, K,
Teemusk, A, Tenywa, MM, Tournebize, J, Truu, J, Veber, G, Villa, JA,
Zaw, SS, Mander, Ü (2018). Nitrogen-rich organic soils under warm
well-drained conditions are global nitrous oxide emission hotspots.
Nature Communications. doi: 10.1038/s41467-018-03540-1

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41467-018-03540-1

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news692457

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, Lisa Dittrich, 13.04.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBRAUCHER/105: EU will Verbraucherrechte stärken (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 12.04.2018 / Verbraucherschutz

EU will Verbraucherrechte stärken



Die EU-Kommission hat am Mittwoch ein Maßnahmenpaket für einen
besseren Verbraucherschutz vorgeschlagen. Der sogenannte New Deal für
Konsumenten beinhaltet die Möglichkeit der Sammelklage.

Das Legislativpaket mit dem Titel "Neugestaltung der Rahmenbedingungen
für die Verbraucher" sieht auch vor, dass Verbraucher künftig
kollektiven Rechtsschutz, also europäisch geregelte Verbandsklagen in
Anspruch nehmen können. Das gilt beispielsweise für Verstöße bei der
Energieversorgung oder Gesundheit und Umwelt.

Ein Auslöser für die Initiative von EU-Verbraucherschutzkommissarin
Vera Jourová war der Dieselskandal. Denn obwohl die
Verbraucherschutzvorschriften der EU zu den strengsten weltweit
zählen, zeigte der Betrugsskandal mit Dieselfahrzeugen, dass sie
umgangen werden können und es für Betroffene schwer ist, Entschädigung
zu bekommen. Die neuen Regeln umfassen auch härtere Sanktionen bei
Verstößen. Demnach sollen Unternehmen künftig Strafen von bis zu vier
Prozent ihres Jahresumsatzes zahlen.

Der Europäische Verbraucherverband (BEUC) bezeichnete die Pläne der
EU-Kommission als deutliche Verbesserung, aber ein Quantensprung seien
sie nicht. Schärfere Strafen und Sammelklagen seien längst überfällig,
sagte die Generalsekretärin von BEUC Monique Goyens. Der Verband
befürchtet, dass Verfahren zu lange dauern und die Mitgliedstaaten zu
großen Spielraum haben könnten, festzulegen in welchen Fällen die
Sammelklage greift. [mbu]




EU-Kommission zu New Deal für Konsumenten

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-3041_de.htm

Vorschlag & Rechtsdokumente zur Neugestaltung der Rahmenbedingungen
für die Verbraucher

http://ec.europa.eu/newsroom/just/item-detail.cfm?item_id=620435

Reaktion BEUC

http://www.beuc.eu/publications/%E2%80%98new-deal-consumers%E2%80%99-%E2%80%93-clear-improvement-not-needed-quantum-leap/html

 * 

Quelle:

EU-News, 12.04.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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ARTENSCHUTZ/254: Dickhäuter auf Sendung (WWF)


WWF Pressemitteilung - 12. April 2018

Dickhäuter auf Sendung

Wildereikrise in Afrika: WWF stattet 60 Elefanten in Tansania mit
GPS-Halsbändern aus



Berlin: Es ist eines der größten Projekte weltweit zur Besenderung von
Elefanten: Im Weltnaturerbe Selous in Tansania stattet der WWF
zusammen mit der Regierung derzeit 60 Dickhäuter mit GPS-Sendern aus,
um der Wilderei einen Riegel vorzuschieben. Das Reservat hat in den
letzten 40 Jahren 90 Prozent seiner Elefanten verloren und spielt als
eines der letzten großen Lebensräume eine wichtige Rolle für die
Stabilisierung der Populationen in Südostafrika. Die Halsbänder zur
Ortung sollen dazu beitragen, die Wilderei möglichst vollständig zum
Erliegen zu bringen.

Für die Besenderung wird der Elefant zunächst per Betäubungspfeil
narkotisiert, um ihm im Anschluss das Halsband anzulegen und
zeitgleich gesundheitlich zu untersuchen. Nach maximal 30 Minuten ist
die Aktion beendet und das Tier erhält ein Gegenmittel, wodurch es
wenige Minuten später aufwacht und sich seiner Herde anschließen kann.
Um die Sicherheit für alle Beteiligten zu gewährleisten wird die
Besenderung von speziell ausgebildeten Tierärzten durchgeführt. Bis
November sollen alle 60 Dickhäuter mit Sendern ausgestattet sein.

"Wilderer haben es in Zukunft deutlich schwerer. Wir können nun rund
um die Uhr beobachten, wo die Elefanten und ihre Herden gerade sind.
So erfahren wir mehr über ihre Wanderrouten und das ermöglicht es uns,
ihre Lebensräume gezielt zu überwachen. Außerdem können wir uns so
dafür einsetzen, die Wanderkorridore auch außerhalb der Reservate zu
schützen", sagt Johannes Kirchgatter, Afrika-Referent beim WWF
Deutschland. "Unsere Erfahrungen aus anderen Gebieten zeigen zudem,
dass solche technische Aufrüstungen eine große abschreckende Wirkung
haben." Um den Missbrauch zu verhindern werden sämtliche Sendersignale
und -daten verschlüsselt.

Gleichzeitig können die Naturschützer mithilfe der Halsbänder
erkennen, wenn sich Elefanten menschlichen Siedlungen nähern. Mögliche
Mensch-Tier-Konflikte sollen so im besten Fall im Vorhinein verhindert
werden. Im südlichen Afrika kommt es immer wieder zu Zusammenstößen
zwischen Elefanten und Kleinbauern, die ihre Felder verteidigen. Nicht
selten enden die Konflikte für Mensch oder Tier mit ernsten
Verletzungen oder sogar tödlich.

"Unser Ziel ist es, die Wilderei weltweit zu stoppen. Das ist
ehrgeizig, aber unverzichtbar, wenn wir die Vielfalt auf unserer Erde
erhalten wollen. Auch zukünftige Generationen sollen Elefanten und
andere Tiere in freier Wildbahn bewundern können", so Johannes
Kirchgatter. In Afrika werden jedes Jahr rund 20.000 Elefanten wegen
ihrer Stoßzähne getötet, die dann vor allem in Asien in Form von
Schmuck oder Schnitzereien verkauft werden. "Die Wilderei ist nicht
nur eine Gefahr für die Tierwelt, sondern für ganze Gesellschaften.
Sie untergräbt das staatliche Gewaltmonopol, fördert Korruption und
organisiertes Verbrechen und behindert die wirtschaftliche
Entwicklung. Wie so häufig zeigt sich, dass der Schutz der Natur im
ureigenen Interesse des Menschen liegt."

Das Schutzgebiet Selous, das in etwa die Größe der Schweiz einnimmt,
gilt als eines der letzten großen Wildnisgebiete Afrikas und ist in
seiner Bedeutung vergleichbar mit der berühmten Serengeti. Durch die
Wilderei ging die Elefantenpopulation seit den 1970er Jahren von über
100.000 auf nunmehr rund 15.000 Individuen zurück. Die Unesco setzte
den Selous in 2014 auf die Liste für bedrohte Welterbestätten. Seitdem
konnte die illegale Jagd zurückgedrängt werden.

Gleichzeitig droht dem Welterbe neue Gefahr: Die Regierung Tansanias
möchte im Herzen des Selous, in der so genannten 'Stiegler-Schlucht',
einen Staudamm bauen. Im Falle einer Realisierung würden rund 1.200
Quadratkilometer des Schutzgebiets dauerhaft überflutet - das
entspricht etwas mehr als der Fläche Berlins. Der WWF rechnet mit
massiven negativen Folgen für Mensch und Natur. Die Region würde einen
Großteil ihres touristischen Potentials verlieren, der gesamte Fluss
und sein ökonomisch und ökologisch bedeutendes Delta massiv geschädigt
und den Menschen die Chance auf eine nachhaltige wirtschaftliche
Entwicklung genommen.

 * 
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EUROPA/208: EU-Umweltrat berät über Details des Pariser Klimaabkommens (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 12.04.2018 / Klima & Energie

EU-Umweltrat berät über Details des Pariser Klimaabkommens



Die Umweltminister*innen der EU-28 haben auf ihrer informellen Sitzung
am Mittwoch über die inhaltliche Ausgestaltung des
Klimaschutzabkommens von Paris beraten.

Hintergrund des Treffens ist die internationale Vereinbarung aller
Vertragsstaaten, bis zur nächsten UN-Klimakonferenz im Dezember (COP
24) wichtige inhaltliche Fragen entsprechend vorzubereiten, sodass der
Prozess um die konkrete Ausgestaltung des Pariser Übereinkommens nicht
ins Stocken gerät. Zentrales Ziel ist, ein einheitliches Regelwerk für
das künftige internationale Klimaschutz-Regime zu schaffen. Auch geht
es um die politische Phase des Talanoa-Dialogs, um die Durchführung
einer Klimainventur vor 2020 sowie um die Sicherstellung einer
adäquaten Klimafinanzierung.

Etliche Klimaschützer*innen hatten im Vorhinein ihre Forderungen an
verschiedene Vertreter*innen der EU bekannt gegeben. Das Brüsseler
Climate Action Network (CAN) Europe verwies auf die Bedeutung des
Talanoa-Dialogs, um Vertragsstaaten zu höheren Klimaschutzzielen zu
bewegen. Die EU müsse in diesem Prozess eine Vorreiterrolle einnehmen.
Das EU-Büro des WWF wiederum betonte, dass das informelle Treffen
bereits wichtige Impulse liefern müsse für das formelle Treffen der
Umweltminister*innen am 25. Juni.

Eine große Koalition aus 93 zivilgesellschaftlichen Organisationen
richtete sich mit einem Brief an EU-Klimakommissar Miguel Arias
Canete: Die EU müsse sich gegen den Einfluss der Mineralöl-, Erdgas-
und Kohleindustrie bei den UN-Klimaverhandlungen stellen. Die
Interessen der Fossilen-Lobby dürfen die internationalen Bestrebungen
für mehr und besseren Klimaschutz nicht unterwandern. Eine Strategie
gegen Interessenkonflikte soll Gegenstand der Klimavorverhandlungen im
Mai in Bonn sein, an denen auch Vertreter*innen der EU teilnehmen
werden.

Vom 30. April bis 10. Mai findet diese vorbereitende Sitzung der
Klimaverhandlungen in Bonn statt. Die 24. UN-Klimakonferenz findet vom
3. bis 14. Dezember im polnischen Katowice statt. [aw]




EU-Umweltrat

https://eu2018bg.bg/en/news/809

Reaktion CAN Europe 

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1585-talanoa-dialogue-the-opportunity-to-make-the-paris-agreement-a-reality

Reaktion WWF Europe

http://www.wwf.eu/?uNewsID=325973

NGO-Brief an Canete

https://corporateeurope.org/climate-and-energy/2018/04/open-letter-eu-must-back-efforts-tackle-vested-interests-un-climate-talks

 * 
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EUROPA/397: Bienenkiller Neonicotinoide - EU-Kommission wehrt sich gegen Verwässerung des Verbots (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 13. April 2018

Bienenkiller Neonicotinoide: EU-Kommission wehrt sich gegen
Verwässerung des Verbots

Auch Österreich muss entschlossen gegen das Bienensterben vorgehen!



Die Europäische Kommission hat erklärt, dass sie keine Ausnahmen vom
Verbot der Bienenkiller Neonicotinoide akzeptieren will - auch nicht
für Zuckerrüben. Diese Erklärung kommt zu einem Zeitpunkt, in dem die
mächtige Zuckerrübenindustrie massiv für eine Aufweichung des
Neonic-Verbots lobbyiert.

Die EU-Kommission hat darüber hinaus verlautbart, die Abstimmung über
ein EU-weites Anwendungsverbot für Imidacloprid, Thiamthoxam und
Clothianidin im Freiland bereits einen Monat früher als geplant, am
27. April, stattfinden zu lassen. GLOBAL 2000 begrüßt dieses
entschlossene Handeln. Denn das fortschreitende Insekten- und
Vogelsterben in der EU erfordert konkrete Maßnahmen.

"Jetzt liegt es an der Umwelt- und Landwirtschaftsministerin
Köstinger, die EU-Kommission bei dieser wichtigen Entscheidung zu
unterstützen, und endlich Farbe zu bekennen." so Dr. Helmut
Burtscher-Schaden, Umweltchemiker bei GLOBAL 2000: "Österreich muss
sich auf die Seite jener Länder stellen, die sich für den Schutz von
Bienen und anderen Bestäubern stark machen."

Massiver Druck der Industrie-Lobby und "entschlossene Besuche"

Die Erklärung der Kommissionsbeamten, keine Verwässung der
Neonic-Verbots zuzulassen, erfolgte, nachdem EU-Abgeordneten erklärt
hatten, dass die Zuckerrübenindustrie für eine Ausnahme stark
lobbyieren würde. Der Leiter der Pestizidabteilung der EU-Kommission,
Klaus Berend bestätigte dies und sagte dem EU-Parlaments am
Donnerstag, auch die Kommission habe "freundliche, aber entschlossene"
Besuche der Zuckerrübenerzeuger und der Zuckerindustrie erhalten,
hätte aber klar gemacht, am Totalverbot festhalten zu wollen.

Die von den Mitgliedstaaten entsandten Experten werden am 27. April
über den Vorschlag der Exekutive abstimmen, alle Anwendungen der drei
seit 2013 mit Teilverboten belegten Chemikalien Clothianidin,
Imidacloprid und Thiamethoxam, nun im Freiland ganz zu verbieten.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 13.04.2018
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EUROPA/396: Aus Glyphosat-Drama gelernt? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 12.04.2018 / Chemie & Nanotechnologie

Aus Glyphosat-Drama gelernt?



Die EU-Kommission will Zulassungsverfahren für Chemikalien in der
Lebensmittelkette transparenter gestalten, indem Anträge und Studien
der Industrie online veröffentlicht werden. Umweltverbänden gehen die
Vorschläge nicht weit genug.

Mit dem am Mittwoch präsentierten Legislativvorschlag reagiert die
EU-Kommission auf harsche Kritik an der undurchsichtigen Verlängerung
der Glyphosat-Zulassung im November 2017 (EU-Umweltnews vom 28.11.2017
[1]). Damit BürgerInnen die Zulassung von Chemikalien für die
Lebensmittelherstellung in Zukunft besser nachvollziehen können,
sollen Studien, die als Grundlage für die Bewertung verwendet werden,
bald in einem Register einsehbar sein. Auch die Risikoanalyse der
Substanzen soll von der Europäischen Behörde für
Lebensmittelsicherheit (EFSA) veröffentlicht werden. In Zweifelsfällen
soll die EFSA zudem eigene, durch EU-Mittel finanzierte Studien in
Auftrag geben können. Die EU-Kommission will auch die Mitgliedstaaten
stärker in die Zulassungsverfahren miteinbeziehen und schlägt vor, die
Gremien mit weiteren ExpertInnen aus den Mitgliedstaaten zu besetzen.

Die Reaktionen auf den Vorschlag sind gemischt. Martin Häusling,
agrarpolitischer Sprecher der Grünen/EFA im EU-Parlament, sieht in dem
Entwurf eine Chance, "für das Zulassungsverfahren von Pestiziden
wirklich alle Studien zur Risikobewertung zu nutzen, auch die, die die
Industrie lieber verstecken würde."

Der Sprecher von Greenpeace Europe Mark Breddy fordert jedoch eine
grundlegende Änderung der Testverfahren: "Die Kommission überspielt
hier die wahren Probleme. Pestizidhersteller sollten ihre eigenen
Produkte nicht selber testen dürfen. Das sollte im Regelfall die
Aufgabe der EU sein -nicht nur in kontroversen Fällen."

Der Vorschlag wird nun dem EU-Parlament und den Mitgliedstaaten zur
Diskussion vorgelegt. [km]




Kommissionsvorschlag

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-2941_de.htm

Pressemitteilung Martin Häusling

http://www.martin-haeusling.eu/presse-medien/pressemitteilungen/1904-neue-eu-verordnung-koennte-erstmals-fuer-transparenz-bei-zulassungsverfahren-von-pestiziden-sorgen.html

Pressemitteilung Greenpeace EU

http://www.greenpeace.org/eu-unit/en/News/2018/Commission-chemical-pesticides-producers-control-science/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2017-landwirtschaft-gentechnik/anti-glyphosat-allianz-zeigt-aemter-an/
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MELDUNG/336: GLOBAL 2000 zu Neonic-Verbot - Wir brauchen einen Bienenaktionsplan! (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 16. April 2018

GLOBAL 2000 zu Neonic-Verbot: Wir brauchen einen Bienenaktionsplan!


GLOBAL 2000 begrüßt die Ankündigung von Ministerin Elisabeth Köstinger
für ein europaweites Neonicotinoid-Verbot



"Das ist ein guter Tag für die Bienen und andere Bestäuber. Wir freuen
uns, dass auch Österreich das überfällige Neonic-Verbot unterstützen
wird. Nach 15 Jahren intensiver Arbeit von GLOBAL 2000 gegen das
Bienensterben ist es nun schön zu sehen, dass wir einem Verbot der
bienenschädlichen Insektizide immer näher kommen", so Dr. Helmut
Burtscher, Umweltchemiker von GLOBAL 2000.

"Die Probleme der österreichischen Rübenbauern sind ernst zu nehmen.
Es wäre aber fatal, den Schutz von Bienen und Umwelt zum Sündenbock
für Probleme zu machen, die auf niedrige Weltmarktpreisen und die
Abschaffung der Zuckerquote zurückgehen. Umwelt und Landwirtschaft
dürfen niemals gegeneinander ausgespielt werden.", so Burtscher
weiter.

Die Ankündigung von Ministerin Köstinger kommt zur rechten Zeit, denn
erst vor wenigen Tagen kündigte die EU-Kommision an, die Abstimmung
für das Neonicotinoid-Verbot auf den 27. April um einen Monat nach vor
zu verlegen. Doch ein Neonicotinoid-Verbot allein reicht nicht aus, um
das Bienen- und Insektensterben zu stoppen - das Neonic-Verbot kann
nur ein erster Schritt sein.

"Wir brauchen für Österreich einen Bienenaktionsplan mit einem Bündel
von Maßnahmen. Zentral dabei sind auch Anreize für die bienenschonende
Bewirtschaftung von Acker und Grünland", so Burtscher. "Das sollte
unter Einbindung der LandwirtInnen gemacht werden. Entsprechenden
Vorschläge hierfür liegen bereits auf dem Tisch und könnten jederzeit
umgesetzt werden."

GLOBAL 2000 arbeitet in verschiedenen Bereichen seit Jahren
konstruktiv mit den LandwirtInnen in Österreich an umwelt- und
bienenverträglichen Lösungen und nimmt die Einladung der Ministerin zu
einem Krisengipfel gerne an.

GLOBAL 2000 arbeitet seit 2003 österreichweit und international an der
Reduktion des Pestizideinsatzes zum Schutz von Anwendern, Konsumenten
und Umwelt. Zahlreiche Supermarktketten, wie Billa, Merkur, Penny und
Sutterlütty setzen das Pestizidreduktionsprogramm (PRP) von GLOBAL
2000 um. Darüber hinaus laufen zahlreiche Projekten mit LandwirtInnen,
aber auch mit der ÖBB, die spezielle Lösungen für eine ökologischer
Pflanzenschutzmaßnahmen zum Ziel haben. Entsprechende Anreize für
deren Umsetzung kann aber nur die Ministerin schaffen.

 * 
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EUROPA/125: Zeit verrinnt für saubere, gesunde Meere in der EU (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 12.04.2018 / Wasser & Meere

Zeit verrinnt für saubere, gesunde Meere in der EU



Meeresschutzorganisationen haben am Dienstag drei
Handlungsempfehlungen für EU-Länder veröffentlicht, damit die Ziele
der EU-Meeresschutz-Richtlinie bis 2020 doch noch erreicht werden
können.

Die Zeit werde immer knapper: Die 2008 in Kraft getretene
EU-Meeresschutz-Richtlinie läuft 2020 aus, also in weniger als zwei
Jahren. Viel sei nach Einschätzung mehrerer
Meeresschutzorganisationen, darunter Seas at Risk, noch zu tun. Die
meisten EU-Mitgliedstaaten hätten bei der Umsetzung der Richtlinie
versagt.

Ein NGO-Bündnis, die "European Seas Environmental Cooperation",
verfasste Empfehlungen für drei vorrangige Handlungsfelder: 1)
Überfischung beenden, 2) Verschmutzung stoppen, was die Einbringung
von Müll und chemischen Substanzen genauso einschließt wie
Unterwasserlärm, 3) den Artenverlust stoppen, indem in marinen und
Küstenschutzgebieten sowie auf dem Meeresgrund die negativen Einflüsse
menschlicher Aktivitäten auf ein Minimum begrenzt werden.

Außerdem protestierten die Nichtregierungsorganisationen Seas at Risk,
WeMove und OurFish in Sofia während des informellen Treffens der
EU-Umweltminister*innen, die sich unter anderem mit Maßnahmen für
besseren Meeresschutz befassten. Die drei Organisationen machten auf
das Ergebnis einer Petition aufmerksam: Über 172.000 Menschen fordern
darin, dass sich die EU und ihre Mitgliedstaaten stärker für intakte
Meeresökosysteme einsetzen. [aw]



Seas at Risk zu Handlungsempfehlungen 

http://www.seas-at-risk.org/15-eu-marine-strategy/864-three-steps-eu-countries-must-take-to-achieve-clean-and-healthy-seas-by-2020.html

Seas at Risk zur Petition 

http://www.seas-at-risk.org/15-eu-marine-strategy/863-172-120-eu-citizens-reclaim-their-rights-to-clean-and-healthy-seas.html
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MELDUNG/364: Tanz der Seeschlangen - Besonderes Naturphänomen im Nationalpark (Schutzstation Wattenmeer)


Schutzstation Wattenmeer - Presseinformation, 16. März 2018

Tanz der Seeschlangen - Grüne Meerringelwürmer am Strand

Besonderes Naturphänomen im Nationalpark Wattenmeer



Am Sonntag und Montag konnten Strandspaziergänger auf Sylt und Föhr
ein ganz besonderes Naturschauspiel beobachten: den Laichtanz des
Grünen Meerringelwurms. Zu Hunderten wurden die zwanzig bis vierzig
Zentimeter langen Borstenwürmer entkräftet an den Strand gespült,
nachdem sie in der Nacht zuvor ihr Laichgeschäft erledigt hatten.




[image: Foto: © Rainer Borcherding]

Riesenwurm mit exaktem Jahreskalender: Grüner Meerringelwurm Nereis
virens auf dem Wattboden

Foto: © Rainer Borcherding



"Nur in einer einzigen Nacht im Jahr steigen alle männlichen Grünen
Meerringelwürmer zur Meeresoberfläche empor", berichtet Biologe Rainer
Borcherding von der Schutzstation Wattenmeer. Auslöser ist der erste
Voll- oder Neumond nach dem Erreichen von sechs Grad Wassertemperatur.
Dann schwimmen sie stundenlang in wilden Kreisen umher und verteilen
ihr Sperma im Wasser. Die Geschlechtszellen regnen zu den Weibchen
hinab und befruchten dort die abgegebenen Eier. Die meisten
Wurm-Männchen sind nach dem Laichtanz so entkräftet, dass sie an den
Strand gespült oder von Fischen und Möwen gefressen werden.

Indem die Würmer sich mit Hilfe von Wassertemperatur und Mondlicht
alle in einer Nacht "verabreden" und gleichzeitig erscheinen, erhöhen
sie ihre Überlebenschance. "Fische fressen die Würmer zwar mit
Begeisterung, aber sie können sich in der 'Nacht der tanzenden Würmer'
nur einmal den Magen mit Würmern vollstopfen", erläutert Borcherding.
Seien alle Fische satt, könnten die restlichen Meerringelwürmer
unbehelligt ihren Balztanz im freien Wasser vollführen. Das
Laichereignis der Meerringelwürmer war in diesem Jahr offenbar
besonders deutlich ausgeprägt, wie einige Meldungen von angespülten
Würmern im Webportal BeachExplorer.org zeigen.

Neben den Meerringelwürmern wurden auch einige andere
Frühlingsphänomene im Wattenmeer von den über 1.700 Nutzern des
BeachExplorers dokumentiert: So strandeten vor der ostfriesischen
Küste zwei Große Pfeilkalmare, die zum Laichen in die Fjorde Norwegens
unterwegs waren und sich in die Nordsee verirrt hatten. Auf Sylt wurde
ein toter Seehase angespült. Dieser einheimische "Kugelfisch" laicht
ebenfalls im Frühjahr und erschöpfte Exemplare werden oftmals
angespült. Außerdem sind derzeit überall auf den Wattflächen kleine
Gallertkugeln zu finden. Es sind die Eigelege von verschiedenen
Borstenwürmern, die im Wattboden leben.

Die Meldung von naturkundlichen Phänomenen ist durch Internet und
Smartphone-Apps heute sehr einfach und wird als "Citizen Science" oder
Bürgerwissenschaft bezeichnet. Die Schutzstation Wattenmeer bietet mit
der kostenlosen App BeachExplorer die Möglichkeit, alle Arten von
Strandfunden anhand von Bildern zu erkennen und dann zu melden. Für
die Ostsee gibt es entsprechend den BalticExplorer.

Meldung von Strandfunden:

https://www.beachexplorer.org/

 * 
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STELLUNGNAHME/475: Klöckner irrt - Nationales Glyphosatverbot möglich (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Kommentar vom 16.
April 2018

Klöckner irrt: Nationales Glyphosatverbot möglich. Mehrheit der
Bevölkerung für den Komplettausstieg 



Zu den Aussagen von Landwirtschaftsministerin Klöckner, sie sehe die
Durchsetzbarkeit eines Verbots von Glyphosat skeptisch, kommentierte
Hubert Weiger, Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschlands (BUND):

"Ministerin Klöckner liegt in der Glyphosatfrage falsch. Deutschland
sind bei einem Verbot keineswegs die Hände gebunden. Aufgrund der
massiven Auswirkungen von glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln auf
die biologische Vielfalt könnte Deutschland im Rahmen der nationalen
Zulassung Verbote und Auflagen erlassen, um unannehmbare Risiken für
die Umwelt abzuwenden. Das bestätigt auch der wissenschaftliche Dienst
des Bundestages.

Eine Umfrage* des BUND zeigt: 85 Prozent der Bevölkerung wollen den
Komplettausstieg aus Glyphosat. 87 Prozent davon sprechen sich für ein
Ende des Totalherbizids innerhalb der nächsten drei Jahre aus.
Ministerin Klöckner sollte diesen Wunsch umsetzen, statt sich hinter
falschen Behauptungen zu verstecken. Nach wie vor ist die
Landwirtschaft der mit Abstand größte Verwender von Glyphosat: 40
Prozent der Ackerfläche werden mit Glyphosat behandelt. Von den 5.000
Tonnen des Ackergifts, die jährlich in Deutschland eingesetzt werden,
landen nur 100 Tonnen bei Privatanwendern, 65 Tonnen werden von der
Bahn eingesetzt.

Dabei wollen wir keineswegs den Landwirtinnen und Landwirten die
Schuld für diese Entwicklungen in die Schuhe schieben. Verantwortlich
sind die politischen Rahmensetzungen, die die Landwirtschaft seit
Jahrzehnten einseitig auf Kostenführerschaft und Weltmarkt trimmen.
Die Politik muss endlich gegensteuern, damit Bäuerinnen und Bauern mit
einer umwelt- und tiergerechten Bewirtschaftung gute Einkommen
erwirtschaften können."

*Die Emnid-Umfrage im Auftrag des BUND (Februar 2018) finden Sie zum
Download unter: 

www.bund.net/glyphosat-umfrage

Aufgeschlüsselt nach Parteineigung ergab sich bei der Frage nach einem
festen Zeitpunkt für den Komplettausstieg folgendes Zustimmungsbild:
SPD 81 Prozent, CDU/CSU 87 Prozent, Bündnis 90/Die Grünen 91 Prozent,
FDP 73 Prozent, Die Linke 94 Prozent.

Aufgeschlüsselt nach Parteineigung ergab sich bei der Frage, ob der
Komplettausstieg innerhalb der nächsten drei Jahre abgeschlossen sein
muss, ebenfalls eine sehr deutliche Zustimmung: SPD 90 Prozent,
CDU/CSU 88 Prozent, Bündnis 90/Die Grünen 92 Prozent, FDP 100 Prozent,
Die Linke 99 Prozent.



Weitere Informationen zum Thema Glyphosat finden Sie unter: 

www.bund.net/umweltgifte/glyphosat/

Zum Thema pestizidfreie Kommune unter: 

https://www.bund.net/umweltgifte/pestizide/pestizidfreie-kommune/

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 16.04.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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KLIMA/648: CO2 - Nimmersatt und Feigenblatt ... (SB)




Nach mehr als zwei Jahrzehnten hat sich die Internationale
Seeschiffahrtsorganisation (IMO) dazu durchgerungen, wie im
Kyoto-Protokoll gefordert Maßnahmen gegen die globale Erwärmung zu
ergreifen und die CO2-Emissionen aus dem Schiffsverkehr zu
verringern. Allerdings halst man das Problem im wesentlichen der
nächsten Generation auf, denn erst in 32 Jahren soll der CO2-Ausstoß
auf die Hälfte verringert werden. Anschließend will man
"möglichst rasch" die CO2-Emissionen auf Null zurückfahren.

Der IMO-Beschluß ist so lasch, daß, würden sich alle Branchen ein
solches Ziel setzen, die globale Erwärmung weit über das im
Klimaschutzabkommen von Paris beschlossene Ziel, die globale
Erwärmung auf "deutlich" unter zwei Grad, möglichst nicht mehr als
1,5 Grad gegenüber der vorindustriellen Zeit steigen zu lassen,
hinausschießen würde.

Schaut man sich das von der IMO ausgesuchte Basisjahr 2008 genauer
an, so gewinnt man den Eindruck, daß dessen Wahl kein Zufall ist.
Denn in jenem Jahr hat die globale Schiffahrtskrise gerade erst
angefangen, so daß der Welthandel aufs ganze Jahr gerechnet noch
immer eine Steigerung von rund zwei Prozent erfuhr. Dadurch hat die
IMO einen relativ hohen Ausgangswert genommen, der bis 2050 um die
Hälfte reduziert werden muß. Hätte die Organisation statt 2008
beispielsweise 2007 oder 2009 als Basisjahr gewählt, hätte sie die
CO2-Emissionen stärker reduzieren müssen.

Die Marshallinseln und andere Staaten, die so flach sind, daß sie
schon heute vom Meeresspiegelanstieg bedroht werden, wird es
möglicherweise in der Mitte dieses Jahrhunderts, wenn der
IMO-Beschluß umgesetzt wurde, gar nicht mehr geben. Deshalb haben sie
und andere (u.a. die Europäische Union) dafür plädiert, die
CO2-Emissionen aus dem Schiffsverkehr bis 2050 um 70 bis 100 Prozent
zurückzufahren. Dieser Standpunkt konnte jedoch nicht durchgesetzt
werden.

Der globale Schiffsverkehr hat gegenwärtig einen Anteil von 2,2
Prozent aller anthropogenen Treibhausgasemissionen - etwa so hoch wie
Deutschland -, wird aber Prognosen zufolge bis 2050 eine Steigerung
von 500 Prozent erfahren. Deshalb wird es wichtig sein, die
Emissionen aus der Schiffahrt nicht relativ zu verringern, sondern
absolut. Bezeichnenderweise hatten Schwellenländer wie Brasilien,
Argentinien und Saudi-Arabien bei den IMO-Verhandlungen Anfang April
in London dafür plädiert, eine Emissionsminderung pro zurückgelegte
Seemeile und transportierte Tonne zu vereinbaren und keine absolute
Obergrenze einzuführen.

Ein Teil der Reduzierung von CO2-Emissionen kann durch einen Wechsel
des Treibstoffs erreicht werden. Denn dadurch, daß Schiffe ab 2020,
wenn das vor zwei Jahren von der IMO beschlossene "Schwefellimit in
Kraftstoffen" greift, nicht mehr das besonders emissionsreiche
Bunkeröl (Schweröl) verbrennen dürfen - was ihnen heute schon
innerhalb von Häfen wie Hamburg und auch auf der Ostsee untersagt
ist -, kommt die Schiffahrt ihrem Ziel ein Stückchen näher. Außerdem
werden dadurch natürlich Schwefelemissionen in erheblichem Umfang
eingespart.

Die Reaktion von Umweltorganisationen auf die IMO-Vereinbarung läßt
sich als "verhalten" zusammenfassen. Gelobt wird, daß überhaupt eine
Dekarbonisierung eingeleitet wurde, kritisiert wird, daß wesentlich
ambitioniertere Ziele hätten vereinbart werden müssen. Der
Umweltminister der Marshallinseln, David Paul, der zunächst erklärt
hatte, daß er keiner Vereinbarung zustimmen werde, die nicht die
Kriterien des Klimaabkommens von Paris erfüllt, bezeichnete
schlußendlich die Vereinbarung als fair.

Nach Panama sind die Marshallinseln das zweitgrößte Land der
Schiffsregistrierungen. Das heißt, der Inselstaat ist an dem Geschäft
des Seehandels beteiligt und damit nicht nur Opfer, sondern auch
Profiteur der bestehenden Verhältnisse. Dem widerspricht nicht, daß
die Marshallinseln aus nachvollziehbaren Gründen ein vitales
Interesse an strengeren Klimaschutzmaßnahmen haben.

Trotz der allgemein gehaltenen Aussage der IMO, einen Pfad hin zu den
Pariser Klimazielen beschreiten zu wollen, bleibt der Beschluß
bezogen auf das Klimaabkommen ein Rückschritt, da so getan wird, als
handele es sich um keinen streng einzuhaltenden Maßstab, sondern eher
um ein vage anzupeilendes Ziel.

Zur Erinnerung: Diese hochgelobte Klimaschutzvereinbarung stellt
seinerseits einen Rückschritt dar bezogen auf die Notwendigkeit,
CO2-Emissionen drastisch einzusparen. Die im Vorwege von Paris
abgegebenen nationalen Minderungsziele - so sie denn eingehalten
werden - laufen in der Summe auf eine Welt hinaus, die drei bis 3,5
Grad wärmer ist als die der vorindustriellen Zeit. Im Abkommen von
Paris wurde kein Mechanismus vereinbart, wie über die nationalen
Minderungsabsichten hinaus die Klimaziele eingehalten werden sollen.

Da aber schon der Unterschied zwischen einer 1,5- und einer
Zwei-Grad-Welt darin besteht, daß das Meereis im Nordpolarmeer im
Sommer verschwindet oder nicht, läßt sich ahnen, wie gravierend die
Veränderungen sein werden, auf die die Menschheit im Laufe dieses
Jahrhunderts zusteuert, wenn die Pariser Klimaziele um ein ganzes
Grad oder noch mehr verfehlt werden.

Außerdem mangelt es im Abkommen von Paris an konkreten Schritten, wie
die notwendigen CO2-Reduktionen vorgenommen werden, wer die
Einsparungen leistet und was passiert, wenn ein Staat seinen
Verpflichtungen nicht nachkommt. So war es für die Bundesrepublik
Deutschland ein leichtes zu erklären, daß sie ihr Ziel, die
CO2-Emissionen bis 2020 um 30 Prozent gegenüber 1990 zu verringern,
nicht einhalten kann. Die Marshallinseln dagegen, um bei diesem
Beispiel zu bleiben, haben keine Wahl. Sie können sich ihre Zukunft
nicht aussuchen, sie wird ihnen von anderen aufgezwungen.

16. April 2018
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AKTIONSTAGE/915: Tag der offenen Tür vom DWD und Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie, 21.04.18 (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Gemeinsame Pressemitteilung vom 12.04.2018

BSH und DWD laden zum Tag der offenen Tür



Hamburg / Offenbach, 12. April.2018 - Das Bundesamt für Seeschifffahrt
und Hydrographie (BSH) und der Deutsche Wetterdienst (DWD) in Hamburg
öffnen am 21. April von 10.00 bis 17.00 Uhr in der Hamburger
Bernhard-Nocht-Straße 76 bis 78 ihre Türen für die Öffentlichkeit. An
der Landungsbrücke 10 können das Vermessungs-, Wracksuch- und
Forschungsschiff WEGA des BSH sowie ein Boot der Wasserschutzpolizei
Hamburg besichtigt werden.


Präsentation der umfangreichen BSH-Aufgaben

Das BSH ermöglicht einen Einblick in seine Aufgaben auf See und an
Land. Zu besichtigen sind Laborcontainer, Sedimentgreifer und andere
Probeentnahmegeräte, die auf den Schiffen während der Forschungs- und
Monitoringfahrten genutzt werden. Ein Messgerät für Schiffsemissionen
im Echtbetrieb gibt Einblicke in die Monitoringaufgaben des BSH.
Erstmalig öffnet das BSH auch seine Labore für die Kalibrierung von
meereskundlichen Geräten und zeigt eine Messkette zur Erhebung von
Daten im Meer. Besucherinnen und Besucher können dem
Sturmflutwarndienst über die Schulter blicken und die Driftmodelle des
BSH kennenlernen. An Schiffssimulatoren können Interessierte die Fahrt
auf einem Schiff und Interaktion mit anderen Schiffen selbst erleben.
Vorgestellt werden Aufgaben zum Beispiel im Rahmen der Seevermessung,
der Wracksuche und der Herstellung von Papier- und elektronischen
Seekarten oder Aufgaben im Rahmen der Offshore-Windenergie mit der
Möglichkeit zum virtuellen Besuch einer Konverterstation. Kinder
können unter anderem ein "Kapitänspatent" machen, Schadstoffe angeln,
Flaschenposten basteln und als Würfelspiel die große Sommeraufnahme
der Nordsee - eine jährlich stattfindende, sechs Wochen dauernde
Forschungsfahrt zur Bewertung des Zustands der Nordsee -
nachvollziehen.


Vortragsreihe im Gauss-Saal

Ab 10.15 Uhr begleitet eine Vortragsreihe im Gauss-Saal des BSH den
Tag. Die Themen reichen unter anderem von Navigation und Kommunikation
im Wandel der Zeit über Meeresumweltüberwachung und
Offshore-Windenergie bis zu Flugwetterberatung, Extremwetter auf See
und Bordwetterwarten. Der letzte Vortrag beginnt um 15.30 Uhr.

Vielfältige Aufgaben des DWD

Der DWD zeigt in seiner Hamburger Niederlassung, wie Wettervorhersagen
entstehen und präsentiert die modernen Vorhersagesysteme sowie das
Warnmanagement. Klimaexperten geben Informationen über
Klimaverhältnisse in der Region und weltweit sowie zum Thema
Klimawandel. Historische meteorologische Journale von Segelschiffen
und fernen Ländern laden zu einer Zeitreise ein. DWD-Techniker
präsentieren die ganze Bandbreite der aktuellen meteorologischen
Mess-Systeme sowohl am Boden als auch auf See. Auf der Außenfläche
zeigt die Mobile Messeinheit des DWD, wie z. B. auf Messfahrten Daten
in Städten ermittelt werden. An diesem Stand werden auch Wetterballone
gestartet. Heute gibt es digitale Kommunikationsnetze, Informationen
werden innerhalb kürzester Zeit weltweit übertragen. Einer dieser
Übertragungswege bildet der Wetterfunksender des DWD in Pinneberg, der
ebenfalls mit einem Stand präsent ist. Und wie die Datenübertragung
früher funktionierte, können die Gäste in der "Fernschreibzentrale"
hören und sehen.

Der DWD bietet zudem eine Reihe von Mitmach-Aktivitäten an: Selber
eine Wetterkarte zeichnen - mit professioneller Unterstützung gelingt
dies bestimmt. Beim Quiz können die Besucher ihr Wetterwissen
beweisen, beim großen Wetter-Sudoku kommen die Rätselfreunde auf ihre
Kosten. Und in der Wetter-Werkstatt für Kinder wird gebastelt und
experimentiert. Wer wissen will, wie das Wetter an seinem Geburtstag
war, kann sich gerne sein persönliches Geburtstagswetter ausdrucken
lassen. Und wer vom vielen Fragen, Schauen und Mitmachen hungrig und
durstig wird, kann sich in der BSH-Kantine stärken und dabei den Blick
auf die Elbe genießen.

BSH und DWD bilden die Nachfolgeorganisationen der Norddeutschen
Seewarte, die vor 150 Jahren gegründet wurde. Das Jahr 1868 markiert
den Start der maritimen Dienste in Deutschland. Das vorrangige Ziel
der Seewarte war, durch meteorologische und ozeanographische
Beobachtungen von den Schiffen und mit Segelanweisungen auf Basis der
Beobachtungen die Seewege sicherer zu machen und die Segelzeiten zu
verkürzen.


Zu guter Letzt: Leuchttürme in der Kunst

Nach erfolgreichen Ausstellungen unter anderem bei der EU-Kommission
in Brüssel sind einige Werke aus der Themenreihe "Leuchttürme -
kraftgebend und wegweisend" der Künstlerin Daniela A. Schur am 21.
April 2018 zum "Tag der offenen Tür" im DWD in Hamburg zu sehen. Die
Bilder sind in Mischtechnik gearbeitet. Stärke und Symbolkraft ihrer
Lieblingsmotive Leuchttürme kommen durch eine starke, frische und
plakative Farbgebung zur Geltung.

Weitere Informationen zum Jubiläum 

"150 Jahre Norddeutsche Seewarte":

www.bmvi.de/seewarte


Vorträge und Programm

Tag der offenen Tür, 21. April 2018 · 10 -17 Uhr

Herzlich Willkommen beim gemeinsamen Tag der offenen Tür des Bundesamtes
für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) und des Deutschen Wetterdienstes
(DWD). Wir feiern 2018 gemeinsam den Start der Norddeutschen Seewarte vor
150 Jahren und damit den Beginn der maritimen Dienstleistungen in
Deutschland.

Besuchen Sie auch die beiden Open Ships an den Landungsbrücken (Brücke
10). Dort finden Sie das Vermessungs-,Wracksuch- und Forschungsschiff WEGA
und ein Schiff der Wasserschutzpolizei.

Für Verpflegung ist ebenfalls gesorgt: Besuchen Sie die Kantine mit
Elbblick im ersten Stock des Hauptgebäudes des BSH. Bei Fragen wenden Sie
sich gerne an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BSH und DWD.

Wenn Sie mehr über die Norddeutsche Seewarte und die Aufgaben des BSH und
DWD erfahren möchten, besuchen Sie ab Juni 2018 auch gerne die
entsprechende Sonderausstellung im Internationalen Maritimen Museum
Hamburg.




10:15

Navigation und Kommunikation im Wandel der Zeit

Doreen Thoma (BSH)

11:00

Und nun das Wetter: Modell

basierte Wettervorhersagen beim Deutschen Wetterdienst

Detlev Majewski (DWD)

11:45

Meereschemisches Labor des BSH - Meeresumweltüberwachung in Nord- und
Ostsee

Dr. Stefan Schmolke (BSH)

12:30

Die Flugwetterberatung am Hamburger Flughafen -

Damit es zwischen Boden und Wolke nicht zu eng wird.

Ulrike Skalitz (DWD)

13:15

Marktüberwachung von Schiffsausrüstung

Ingolf Eckert (BSH)

14:00

Extremes Wetter auf See und Bordwetterwarten

Dr. Thomas Bruns (DWD)

14:45

Maritime Raumordnung und Offshore-Windenergie

Dr. Nico Nolte (BSH)

15:30

Wie entsteht eine Wettervorhersage

Robert Scholz (DWD)



Eintrittskarten zu den Vorträgen werden an der Information im
Eingangsbereich des BSH und DWD kostenlos ausgegeben.

Führungen: 

Vorführung der Driftmodelle, Büro der Präsidentin und Vorführung
der BSH-Schiffssimulationsanlage



Wegbeschreibung zum DWD Hamburg:

https://www.dwd.de/DE/derdwd/standorte/niederlassungen/hamburg.html?nn=20356

Wegbeschreibung zum BSH Hamburg:

http://www.bsh.de/de/Das_BSH/Organisation/Anfahrtbeschreibung/index.jsp

Weitere Informationen zur Künstlerin Daniela A. Schur: 

www.das-art.de

© DWD 2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12.04.2018

Pressestelle des Deutschen Wetterdienstes,

Zentrale: Frankfurter Straße 135, 63067 Offenbach

Telefon: 049 (0)69 / 80 62 - 0, Fax: 049 (0)69 / 80 62 - 4484

E-Mail: info@dwd.de

Internet: www.dwd.de
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BILDUNG/3127: Fakten statt Märchen - NABU Hamburg veranstaltet "Tag des Wolfes" am 28.4. in HH-Borgfelde


NABU Landesverband Hamburg - 16. April 2018

Fakten statt Märchen - Ein Tag für den Wolf

Infoveranstaltung mit Vorträgen am Samstag, den 28.4., 13 Uhr in der
Landesgeschäftsstelle des NABU Hamburg



Seit dem Jahr 2000 leben wieder Wölfe in Deutschland. Dadurch ergeben
sich immer wieder neue Fragen - rund um die Lebensweise, die Biologie
und darüber, wie man sich Wölfen gegenüber am besten verhält. Denn
neben der Freude über die Rückkehr des Wolfes gibt es auch Skepsis und
Verunsicherung. Aus diesem Grund hat der NABU den "Tag des Wolfes" ins
Leben gerufen, der jedes Jahr bundesweit am 30. April stattfindet. In
diesem Jahr wird er bereits zum fünften Mal begangen. Mit dem
Aktionstag will der NABU über die Tiere informieren, den Bedenken
bezüglich ihrer Rückkehr begegnen und mit Informationen aufklären,
ohne den Wolf zu verherrlichen oder zu verteufeln.
"Der Wolf hat leider in breiten Teilen der Bevölkerung immer noch ein
sehr schlechtes Image", sagt Söhnke Storbeck, Leiter der Hamburger
NABU-Fachgruppe Wolf. "Der Tag des Wolfes soll dazu beitragen,
Vorurteile abzubauen und den Wolf als Bereicherung und als ein
Anzeichen für funktionierende Naturräume zu begreifen."

Die Fachgruppe Wolf des NABU Hamburg begeht den "Tag des Wolfes" schon
ein wenig früher, und zwar am Samstag, den 28. April 2018. Unter dem
Motto "Fakten statt Märchen" hat sie ein abwechslungsreiches Programm
zusammengestellt und bietet ab 13 Uhr in der
NABU-Landesgeschäftsstelle Vorträge und Diskussionen rund um den Wolf
an. Unter anderem erwartet die Besucherinnen und Besucher eine
Einführung in die Biologie des Beutegreifers und Informationen über
die Konfliktfelder, die durch die Rückkehr des Wolfes entstehen können
(wie z.B. bei der Nutztierhaltung). Anschließend besteht die
Möglichkeit, Frage zu stellen und mit den Experten zu diskutieren.

"Tag des Wolfes" am 28. April 2018, 13 bis ca. 17 Uhr in der
NABU-Geschäftsstelle, Klaus-Groth-Str. 21. Eintritt: 6 Euro, für
NABU-Mitglieder kostenlos. Um Anmeldung wird gebeten unter Tel. (040)
69 70 89 0.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 044/18, 16.04.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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TOUR/514: Kloster Mariensee, 22.4. - Entdeckungstour für frühe Vögel (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 13. April 2018

Terminankündigung - 13. April 2018

Kloster Mariensee: Entdeckungstour für frühe Vögel



Am Sonntag, 22. April 2018, bietet der BUND Niedersachsen von
07:00-09:00 Uhr im Kloster Mariensee eine kostenlose Vogelexkursion
an: Ornithologe Uwe Röhrs führt durch den Klostergarten und erklärt
Wissenswertes rund um die spannende Vogelwelt. Treffpunkt ist um 06:45
Uhr vor dem Klostereingang. Sofern vorhanden, bringen Sie bitte ein
Fernglas und ein Bestimmungsbuch mit. Festes Schuhwerk wird empfohlen.

Bitte melden Sie sich an beim Kloster Mariensee,

Höltystr. 1 in 31535 Neustadt,

Tel. (05034) 879990, E-Mail info@kloster-mariensee.de.

Die Veranstaltung ist Teil des Projekts "Schatztruhe kulturhistorische
Obstgärten", das der BUND gemeinsam mit dem Niedersächsischen
Heimatbund durchführt, gefördert von der Niedersächsischen
Bingo-Umweltstiftung und der Klosterkammer Hannover. Klostergärten und
andere historische Gärten dienen den Menschen als Ruhe- und
Besinnungsort und bieten vielen bedrohten Tier- und Pflanzenarten wie
Gartenrotschwanz, Steinkauz und Wiesenglockenblumen Unterschlupf.
Diese besonderen Biotope möchte der BUND erhalten.

In den vier Gärten von Kloster Amelungsborn, Kloster Mariensee,
Kloster Wülfinghausen und Breidings Garten ermitteln Experten die
vorkommenden Tier- und Pflanzenarten und erstellen abgestimmte
Pflegepläne. Zur praktischen Umsetzung werden auch Ehrenamtliche
einbezogen: Durch Nachpflanzungen von Obstbäumen, Anbringen von
Nistkästen für Vögel und Fledermäuse sowie Nisthilfen für Wildbienen
und andere Insekten, Anlegen von Totholz- und Steinhaufen fördern sie
die Biodiversität in den Gärten. Der Öffentlichkeit wird die Bedeutung
dieser besonderen Naturorte durch Schnittkurse, Vorträge oder
Kochkurse mit Obst aus den Gärten nähergebracht. Im Laufe des Projekts
werden weitere Gärten miteinbezogen.

Nähere Informationen finden Sie unter

www.bund-niedersachsen.de/schatztruhe_obstgarten

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13.04.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

Tel.: 0511/965 69-0, Fax: 0511/662 536

E-Mail: presse.nds@bund.net

Internet: www.bund-niedersachsen.de
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BEGEGNUNG/1853: Kassel - Sonntagsspaziergang für Senioren am 22. April 2018


Sonntagsspaziergang für Senioren



Zu einem Sonntagsspaziergang von der Ihringshäuser Straße durch das
Bossental nach Wolfsanger lädt der Seniorenbeirat alle Interessierten
ein, die den Nachmittag einmal in Gesellschaft verbringen möchten. Die
Veranstaltung findet statt am Sonntag, 22. April, 14 Uhr. Treffpunkt
ist an der KVG-Haltestelle Ihringshäuser Straße, Tram Linie 3 und 6.
Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Informationen unter 05 61/93724232.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 13. April 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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FESTE/2503: Münster - Frühjahrsend bis zum 22. April 2018


Schaukelgigant und Schlemmerei

220 Beschicker bieten beim Frühjahrssend bewährten Mix / Feuerwerk



Münster (SMS) Neun Tage lang geht es ab dem 14. April wieder rund auf
dem Platz vor dem Schloss. Bis zum 22. April laden 220 Beschicker des
Frühjahrssends ein zum unbeschwerten Bummel zwischen Fahrgeschäften
und Futterstationen. Der bewährte Mix aus Sensation und
Schlemmerfreuden ist das Markenzeichen der größten Kirmes im
Münsterland und zieht alljährlich tausende Menschen an. Ein
familientaugliches Ausflugsziel, denn allein für die Kleinen werden
zwölf Karussells aufgebaut.

Eher etwas für Erwachsene mit starken Nerven dagegen ist der
Schaukelgigant "Artistico". Diese Riesenschaukel schwingt ihre fünf
kreisförmig angeordneten, sich drehenden Gondeln bis in eine Höhe von
47 Metern. Und das in nur drei Sekunden. Dass die Fahrgäste dabei nach
außen blicken, gibt einen zusätzlichen Kick. Hoch hinaus bis auf 50
Meter Höhe geht es auch im liebevoll dekorierten Riesenrad, das in
diesem Frühjahr nach einer Auszeit auf den Send zurückkehrt.

Im Laufgeschäft "Pirates Adventure" erwarten in fünf Simulationsräumen
die Herrscher der sieben Weltmeere Abenteuerlustige, die mit auf
Kaperfahrt gehen wollen. Vom Wasser inspiriert sind zudem die rasante
Wildwasserbahn "Poseidon" und das "Aqua-Labyrinth", das mit seinen
sprudelnden Wassersäulen und Wasserwänden mitnimmt in ein simuliertes
Unterwasserlabyrinth.

Ein Klassiker auf dem Sendplatz ist das Kettenkarussell
"Wellenflieger". Auch die quirligen Fahrgeschäfte "Disco-Jet",
"Octopussy", "Break Dance No. 2" und "Vodoo-Jumper" sind Sendgängern
vertraut. Höhen und Tiefen erwarten Fahrgäste, die in der Achterbahn
"Berg & Tal" Platz nehmen und im stockfinsteren "Geisterdorf" wird
ihnen das Gruseln gelehrt. Ebenfalls dürfen die beiden münsterschen
Autoscooter nicht fehlen.

Wer sein Glück woanders sucht, kann die Losbuden ansteuern oder an den
Verpflegungsständen Hunger und Durst stillen. Mit Bratwurst und
Pommes, Reibekuchen, Paradiesäpfeln oder Zuckerwatte ist der Tisch
reich gedeckt.

Infos: Eröffnet wird der Frühjahrssend am Samstag, 14. April. Montag
bis Freitag und an den Samstagen geht's um 14 Uhr los, die
Verkaufsgeschäfte und Ausschankbetriebe öffnen bereits um 12 Uhr. An
den Samstagen (14. und 21. April) und am Freitag, 20. April, endet
der Send um Mitternacht, an allen anderen Tagen um 23 Uhr. An den
beiden Sonntagen beginnt der Send mit dem Frühschoppen um 11 Uhr. Am
letzten Tag (Sonntag, 22. April) ist bereits um 22 Uhr Schluss. Das
Feuerwerk, traditionelles Dankeschön der Schausteller an die Besucher,
wird am Freitag, 20. April, gegen 21 Uhr den Himmel hoch über dem
Schloss erleuchten.

Am Montag (16. April) ist "Twin-Day": Wer die kostenlose Stadtwerke
Plus-Card besitzt, erhält beim Kauf eines Tickets ein zweites gratis
dazu. Am Mittwoch (18. April) ist von 19 bis 23 Uhr Studentenabend.
Gegen Vorlage des Studierendenausweises gibt es beim Kauf eines Chips
für die Fahr- und Laufgeschäfte einen weiteren Chip gratis. Außerdem
gewähren viele Verkaufsgeschäfte 20 Prozent Rabatt. Der Donnerstag
(19. April) ist Familientag mit 30 Prozent Ermäßigung bei allen
Fahr- und Belustigungsgeschäften. Die Verkaufsgeschäfte senken einen
Hauptartikel um mindestens 25 Prozent. Weitere Informationen zum Send
und zur Anreise gibt es im Stadtportal unter
www.stadt-muenster.de/send.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. April 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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KINO/5691: Hanau - "Das Leuchten der Erinnerung" am 30. April 2018


Das Leuchten der Erinnerung

Kino-Erzählcafé des Seniorenbüros am 30. April



Das Kino-Erzählcafé des Seniorenbüros und des Kinocenters Kinopolis
zeigt am Montag, 30. April, die Tragikomödie "Das Leuchten der
Erinnerung" mit Helen Mirren und Donald Sutherland in den Hauptrollen.
Für die Veranstaltung gibt es nur noch wenige Kinokarten.
Im Vorfeld des Films gibt es von 13.15 bis 14.30 Uhr im Foyer des
Kinopolis wieder Kaffee, Tee und Kuchen zu je einem Euro und Zeit für
Gespräche und Kennenlernen. Die ehrenamtlichen Kinolotsen und
Kinolotsinnen sind vor Ort und stehen für Fragen zur Verfügung.

Am Folgemontag, 7. Mai, wird dieser Film um 15 Uhr wiederholt, dafür
können ab sofort Karten ebenfalls für fünf Euro das Stück im Kino (Am
Steinheimer Tor 17, 63450 Hanau) erworben werden. Die Kasse ist
täglich ab 13 Uhr und am Wochenende ab 11 Uhr besetzt.

Menschen mit Gehbehinderung mit oder ohne Rollator oder im Rollstuhl
(Rollstuhlplätze) können sich Plätze in der barrierefreien "Reihe K"
reservieren lassen.

Informationen zum Kino-Erzählcafé gibt es bei Karin Dunkel vom
Seniorenbüro, Telefon 06181/66820-50, karin.dunkel@hanau.de und bei
der ehrenamtlichen Mitarbeiterin Ursula Lehmann (Telefon
06181/254897).

Info zum Film:

Schon seit fast 50 Jahren sind Ella und John glücklich miteinander
verheiratet, doch mittlerweile macht sich das Alter bemerkbar. Die
beiden haben das Gefühl, das ihnen nicht mehr viel Zeit bleibt, zumal
ein Großteil ihrer Freizeit von Arztbesuchen und den Bedürfnissen und
Forderungen ihrer Kinder verschlungen wird. Doch ihre verbleibenden
Tage auf der Erde sollen nicht ungenutzt verstreichen und so begeben
sich die beiden in einem Oldtimer-Wohnmobil auf einen Road-Trip
entlang der amerikanischen Ostküste, um das Key-West-Haus von Ernest
Hemingway zu besuchen. Ihre Ärzte und ihre Kinder halten den Trip von
Boston bis nach Florida für keine gute Idee, aber Ella und John
brechen dennoch auf ihre Reise ins Ungewisse auf...

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 10. April 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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MARKT/4110: Bonn - Frühlingsmarkt für Natur- und Pflanzenfans am 21.4.2018


Frühlingsmarkt lockt Natur- und Pflanzenfans auf den Münsterplatz



BN - Der Frühlingsmarkt auf dem Münsterplatz hat am Samstag, 21. April
2018, von 10 bis 17 Uhr für alle Naturfreunde und Pflanzenfans
geöffnet. Das Amt für Stadtgrün organisiert wie jedes Jahr den Markt,
bei dem alles rund um die Themen Umwelt, Garten und Natur im
Mittelpunkt steht.

Bürgermeister Ashok Sridharan wird den Markt um 11 Uhr zusammen mit
dem Team vom Amt für Stadtgrün, das mit einem eigenen Stand vertreten
ist, eröffnen. Auf dem Frühlingsmarkt finden Gartenbegeisterte nicht
nur ein breites Warenangebot von Pflanzen, Sämereien und
Dekoraktionsartikeln, sondern auch viele Informationsmöglichkeiten.
Vereine, Unternehmen, Behörden und Einzelpersonen informieren über
sämtliche Fragen rund ums Grün: Sei es zu Garten- und Gemüsepflanzen,
zu Balkonblumen oder der Pflege von Kakteen.

Am Stand des Amtes für Stadtgrün liegt die druckfrische Broschüre zur
Aktion "Offene Gartenpforte Rheinland" kostenlos aus. Außerdem
informiert das Team über den Umbau des beliebten "Haus der Natur" an
der Waldau. Die Besucherinnen und Besucher können selbst ein
Insektenhotel bauen, außerdem laden eine Pflanzaktion sowie ein Quiz
zum Mitmachen ein.

Speziell an kleine Besucherinnen und Besucher richten sich die Teams
der Rollenden Waldschule und der Biologischen Station. Zudem gibt es
Lurche und kleine Greifvögel zu sehen.

Briefmarkenfans zieht derweil ein weiterer Stand an: Eigens für den
Frühlingsmarkt wird der Sonderstempel der Deutschen Post Philatelie
aufgelegt und kann kostenlos abgeholt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 13. April 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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SHOW/361: Cuxhaven - "DIE MAGIER" - Magie hautnah und live erleben am 29.4.2018


Magie hautnah und live vor Ihren Augen im Stadttheater Cuxhaven
"Die Magier"

Am Sonntag, den 29. April 2018, um 18 Uhr kommt eine Show - nach dem
US-Vorbild "The Illusionists"- ins Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr.
21, 27472 Cuxhaven



"DIE MAGIER" ist eine magische und unglaublich unterhaltsame Show die
abwechslungsreicher nicht sein könnte. Vier unterschiedliche
Charaktere die auf der Bühne nur ein Ziel haben: Das Publikum zu
verblüffen, zum Staunen und zum Lachen zu bringen. Sämtliche Emotionen
werden bei den Zuschauern angesprochen die mit Sicherheit diesen Abend
nie wieder vergessen werden.

Und das sind "DIE MAGIER":

CHRISTOPHER KÖHLER ist "DER KOMISCHE" (Moderation)

Der Rheinländer macht "Comedy Magic" und verbindet seit 10 Jahren auf
seine ganz eigene charmante und lustige Art faszinierende Zauberei,
verblüffende Mentalmagie und Publikumsimprovisationen zu einem
Entertainment-Mix.

CARSTEN LESCH ist "DER GEDANKENLESER"

Machen Sie mit Carsten Lesch eine Reise in Ihre Gedanken und werden
Sie als Zuschauer nicht nur Zeugen unerklärlicher Experimente, sondern
selber ein Teil der Darbietung.

SWANN ist "DER MASKIERTE"

Er entführt Sie in eine Welt des Geheimnisvollen, der Phantasie und
der Romantik. Eine Welt, in der Schauspiel, Tanz und Illusion zu einem
einzigartigen Erlebnis verschmelzen.

MARCO WEISSENBERG ist "DAS WUNDERKIND"

Marco Weissenberg sorgt für frischen Wind in der Zauberkunst. Er ist
einer der jüngsten professionellen Magier Deutschlands und amtierende
Deutsche Vizemeister der Zauberkunst. Er steht für eine neue,
erfrischende Generation der Zauberkunst und hat es faustdick hinter
den Ohren!

Der Vorverkauf für "Die Magier" hat bereits begonnen. Sichern Sie sich
jetzt Ihre Eintrittskarten in der Kulturinformation im Schlossgarten
4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, 
Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr) oder online unter www.cuxhaven.de/tickets!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. April 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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